
Der mitbestimmungspolitische Stillstand muss über­
wunden werden, das geht am besten mit dem Engagement 
der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten.

Das Treffen der Arbeitnehmer-Aufsichtsräte wird am 29. Juni 
ganz im Zeichen von #Zukunftmitbestimmung stehen. Danach 
werden aktuelle Fragen der Aufsichtsratsarbeit in Workshops 
bearbeitet – unter dem Leitthema Gerechtigkeit.
Gäste sind Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles und der 
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann. Wahlanalytiker Karl-Rudolf 
Korte berichtet, wie die Parteien beim Thema Mitbestimmung 
aufgestellt sind.

Eingeladen sind die Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsräten. 
Weitere Infos: bit.ly/konferenz-aufsichtsraete-2017 und Lasse-Puetz@boeckler.de

TOP-Termin 2017
29. und 30. Juni 2017 in Berlin

Böckler-Konferenz für Aufsichtsräte 2017

Mitbestimmung ist Zukunftsthema
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Entgelt bezahlt
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Konflikt um Fusion

Wird es reichen?

Ihre Meinung! 

Wie wir die Rente armutsfest machen  
und die gesetzliche Säule stärken können. 

Die Arbeitnehmerseite sagt Nein 
dazu, dass Linde geschluckt wird.

Was die Spitzenkandidaten in NRW von der 
Unternehmensmitbestimmung halten.



Die WSI-Reports behandeln aktuelle Themen 
aus den Bereichen Arbeitsmarkt, Sozialpolitik,  
Verteilung und Tarifpolitik. Alle WSI-Reports  

finden sich hier: http://bit.ly/wsi-reports

Wie sieht die Wirklichkeit in mitbestimmten Betrieben 
aus? Neueste Erkenntnisse dazu im WSI-Report.

Report
WSI-Betriebsrätebefragung

Starke Stimme für faire Arbeit
Mitbestimmung. Das Magazin der Hans-Böckler-Stiftung.

Alle zwei Wochen digital, alle zwei Monate gedruckt.

Am 1. und 15. eines Monats erscheint eine digitale Ausgabe des Magazins Mitbestimmung.  
Gleich online lesen oder kostenlos im App Store und bei Google Play laden:

Magazin Mitbestimmung.
Jetzt auch als App!



Wolfgang Jäger,
Geschäftsführer und Herausgeber

D
ie Rente ist sicher!“ Dieser legendäre Satz des dama­
ligen Arbeitsministers Norbert Blüm ist über 20 Jahre 
alt und steht für den Beginn des Ringens um die ge­

setzliche Rentenversicherung. Sie ist die wichtigste Säule 
des deutschen Sozialstaates. Die Alterung der Bevölkerung 
ist eine nicht hinwegzudiskutierende Herausforderung.

Jetzt sind kluge Lösungen gefragt, die einerseits die  
Rentenversicherung für die Zukunft sichern und andererseits 
ein Rentenniveau garantieren, das ein würdevolles Leben 
im Alter ermöglicht. Der DGB hat dazu wegweisende Vor­
schläge gemacht, die in den Bundestagswahlkampf gehören. 
Es geht dabei nicht nur um die Stärkung der gesetzlichen 
Rentenversicherung, sondern auch um die betriebliche Rente, 
die für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zugäng­
lich sein muss. Mischen wir uns ein, damit gute Lösungen 
auf den Weg kommen.

Erkenntnisreiche Lektüre wünscht

 wolfgang-jaeger@boeckler.de

Liebe  
Kolleginnen 
und Kollegen!

Mein Lesetipp
Immer häufiger wird um verkaufs-
offene Sonntage gestritten. Nach 
der Entgrenzung der Ladenöff-
nungszeiten an den Werktagen 
soll jetzt auch noch der Sonntag 
zum Einkaufstag werden. Die 
rechtlichen Regelungen sind 
schwammig. Was ver.di dagegen 
unternimmt, berichtet Andreas 
Molitor auf den Seiten 28 bis 31.
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In dieser Ausgabe …

politik und gesellschaft

 32 	 „Wir wollen unser Sozialmodell stärken“
	�I nterview: WSI-Direktorin Anke Hassel über die industriellen  

Beziehungen und Aufgaben für das WSI 

37	 Netzwerk der Altstipendiaten 
	 Was will die Stiftung mit ihrer Alumni-Arbeit? Von Joachim F. Tornau 

40	 Wie halten Sie es mit der Mitbestimmung?
	� Fragen an NRW-Spitzenkandidaten Hannelore Kraft und Armin Laschet

44	 Willkommen im Hörsaal!
	� Hochschulpolitisches Forum im Dialog mit studentischen Flüchtlings

initiativen. Von Jeannette Goddar

arbeit und mitbestimmung

 24 	 Nicht mehr das gleiche Unternehmen
	�B ei der Linde AG führt die vom Management angestrebte Fusion zu  

heftigen Konflikten mit der Arbeitnehmerseite. Von Carmen Molitor

28	 Shopping-Sonntage sind vielfach illegal
	� Wie ver.di gegen den tausendfachen Rechtsbruch der Sonntagsruhe  

in den Kommunen kämpft. Von Andreas Molitor

titelthema: altersvorsorge

10	 Das Sparkonto der Ärmeren
	� Für viele sind die Rentenansprüche das einzige Vermögen: DIW-Wissen-

schaftler fordern, die gesetzliche Rente zu stärken. Von Bernd Kupilas

14	 Was will der DGB, was wollen die Parteien?
	� Die Rentenkonzepte des DGB und der Parteien im Bundestag.  

Von Guntram Doelfs und Kay Meiners

18	 Gesetzliche Rente in Zahlen
	 Aktuelle Trends und Prognosen zur Rentenversicherung 

 20 	 Damit es zum Leben reicht
	�T augt eine Mindestrente zur Bekämpfung der Altersarmut? Wir stellen 

Konzepte und DGB-Positionen vor. Von Andreas Kraft
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medien

56	 buch Rezensionen, Tipps & Debatten

59	 DAS POLITISCHE LIED Palästinensischer Clubsound

60	 digital Links, Apps & Blogs

kompakt

	 6	 AGENDA Nachrichten, die Sie kennen sollten

	 8	 CHECK Die Zahlen hinter der Zahl 

	 9	 PRO & CONTRA Ein Thema, zwei Experten 

rubriken

	 3	 EDITORIAL

62	 fundstück

64	 LESErFORuM

65	 IMPREsSUM/Vorschau

 66 	 MEIN ARBEITSPLATZ 

Porträt
Altstipendiatin Lisa Kosok ist 

Professorin an der HafenCity und 

setzt sich für das Kulturerbe ein. 

52

aus der stiftung

47	 RADAR Böckler-Tagungen, Böckler-Projekte, Meldungen

51	 WIR — DIE STIFTUNG Die Betriebsräte-Befrager

54	 EVENTS Termine, die Sie sich merken sollten

55	� zur sache Andrew Watt über Folgen der Brexit-
		E  ntscheidung 

Schwarzmalerei 
Ach, wie viele derzeit Europa lieben  
lernen und mit ihren Bekenntnissen als 
leidenschaftliche Europäer um Mitstrei-
ter werben! Auch der pointierte Beitrag 
von Walther Müller-Jentsch und Otto  
Jacobi in unserer Magazin-App hat ganz 
hübsch viele Reaktionen ausgelöst. 

„Gegen die Schwarzmaler“, (so der  
Titel), ist ein Weckruf an linke Wissen-
schaftlerkollegen, die Vorteile des deut-
schen Modells und die der EU nicht 
durch Permanent-Kritik zu verspielen. 
Die Kritisierten kontern und werfen sich 
in ihren sozialen Netzen die Bälle zu:  

„Zu kurz gesprungen“, „Erzählungen vom 
sozialen Europa“, „realitätsverweigernder 
Eurooptimismus“, murren sie. 

Von anderen Kollegen und Wegge-
fährten bekamen die Autoren viel zu-
stimmende Ermunterung, aber auch gut 
begründete Kritik. Kostproben können 
Sie im Forum auf Seite 64 lesen. Mehr 
Platz war nicht, sonst wären auch Herr-
mann Kotthoff dabei und Heide Langguth, 
Christoph Deutschmann, Hartmut 
Hirsch-Kreinsen, Nik Simon und Luitpold 
Rampeltshammer. Den Schwarzmaler-
Beitrag finden Sie unter http://bit.ly/sozi-
aler-kapitalismus in unserer App. 

Immer im Heft …

66 cornelia girndt ist  
leitende Redakteurin des 
Magazins Mitbestimmung. Fo
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Mindestlohnzuwächse in der EU

Quelle: WSI Mindestlohndatenbank 2017

Nach der Finanzkrise stagnierte der reale  
Mindestlohn. Jetzt wird kräftig nachgeholt.

Dumpinglöhne bei Zulieferern

Ikea

Die Möbelhauskette IKEA sieht sich Vorwürfen ausgesetzt, 
skandalöse Arbeitsbedingungen in ihrer Lieferkette zu dul­
den. „Großunternehmen wie IKEA müssen Verantwortung 
für die Arbeitsbedingungen ihrer Zulieferer übernehmen“, 
sagt Noel Coard von der Internationalen Transportarbeiter­
föderation (ITF). Im März hatten Medien über Speditionen 
berichtet, die im Auftrag von IKEA unterwegs waren. Fahrer 
in den Niederlanden und Großbritannien hausten demnach 
in ihren Lkw oder erhielten nur einen Hungerlohn. In 
Deutschland scheint es dieses Problem zumindest bei IKEA 
nicht zu geben. ver.di und der IKEA Global Union Alliance, 
einem internationalen Verbund von IKEA-Beschäftigten, 
sind keine derartigen Fälle bekannt. 

2009

0,1

2010

–0,2

2012

–0,4

3,1

2011

–1,5

1,5

2013

0,8

4,6

2014

„Bei allen Defiziten der EU: Lasst uns heute, zum 60. Geburtstag, stolz 
sein auf ein weltoffenes und friedliches Europa, das die Populisten 
zerstören wollen“, sagte DGB-Vorsitzender Reiner Hoffmann beim 
March for Europe in Düsseldorf. Er nannte die EU ein großes Er­

folgsprojekt, räumte gleichwohl ein, dass Wohlfahrtsversprechen brü­
chig geworden seien. Eine proeuropäische Bürgerbewegung zeigte zum 
Jahrestag der Römischen Verträge in elf Ländern und 60 Städten Flag­
ge. Der örtliche DGB hatte den March for Europe mitorganisiert. 

Gegen die Populisten
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Bekommen rechte 
Positionen zu viel 
Aufmerksamkeit?

Samuel Salzborn ist Professor 
am Institut für Politikwissen-
schaft der Universität Göttin-
gen und Vertrauensdozent der 
Hans-Böckler-Stiftung.

EINE FRAGE,  

Samuel Salzborn

Ja. Früher war Konsens: Man 
spricht zwar über Rassismus, 
aber nicht mit Rassisten. Heute 
kann, wer extrem rechte und 
demokratiefeindliche Positio­
nen vertritt, mit großer Reso­
nanz rechnen – nicht nur in den 
sozialen Netzwerken, sondern 
auch in den traditionellen Me­
dien. Das verstärkt ein gesell­
schaftliches Klima, in dem sich 
Menschen mit extrem rechten 
Einstellungen nicht mehr recht­
fertigen müssen, sondern als 
heimliche Mehrheit fühlen 
könnten – und nicht selten ih­
rem Denken auch ein Handeln 
folgen lassen. Deshalb müssen 
rechte Positionen aus der öffent­
lichen Debatte wieder ausge­
grenzt werden. Sie dürfen nicht 
als verhandelbar gelten. Denn 
das Grundgesetz garantiert zwar 
Dissens, aber nur auf Grundlage 
des Pluralismus. Und den wol­
len die Rechten als Feinde der 
Demokratie abschaffen. 

wissen sie …

… dass Beschäftigte in 
fast allen Bereichen im 
Unternehmen mitbestim-
men wollen? So wün-
schen sich 74 Prozent 
der Mitarbeiter in deut-
schen Firmen neue Zeit-
modelle, die eine flexible 
Anpassung der Arbeits-
welt an ihre aktuelle Le-
benssituation erlauben. 
Selbst klassische Arbeit-
geberaufgaben wie Gra-
tifikation wollen viele 
mitübernehmen. Mehr 
als die Hälfte der Mit
arbeiter will, dass Kolle-
gen für besondere  
Leistungen persönlich 
belohnt werden – aus 
einem Budget, das die 
Firma jedem Mitarbeiter 
dafür zur Verfügung 
stellt. 

Quelle: ROC Unternehmens­
beratung

IG-Metall-Kampagne gegen Managergehälter 

An die Wand gefahren
Goodyear

Gemeinsam mit Betriebsräten von sechs DAX-Konzernen hat 
sich die IG Metall in einem öffentlichen Schreiben gegen eine 
Festlegung von Vorstandsgehältern durch die Hauptversamm­
lung ausgesprochen. Stattdessen solle der Aufsichtsrat ver­
pflichtet werden, unternehmensspezifische Obergrenzen für 
die Vergütung der Vorstände festzulegen. „Die Gehälter sind 
aus dem Ruder gelaufen. Die Festlegung der Vorstandsbezüge 
ist für uns ein Teil der Mitbestimmung“, sagt Rudolf Luz, Lei­
ter der Abteilung Betriebspolitik bei der IG Metall. Die Erklä­
rung ist nur der erste Schritt eines langfristigen Engagements, 
für das Luz eine breite Unterstützung erwartet. „Die Haltung 
gegenüber den ausufernden Bezügen teilen alle Einzelgewerk­
schaften im DGB.“ 

Aufsichtsräte sollen deckeln

Im Kampf gegen die Schließung des Werks Philippsburg der 
Reifenfirma Goodyear wehrt sich die IG BCE auf originelle 
Weise. Eindringlich führt sie dem Arbeitgeber vor Augen, was 
er dem Werk und seinen 900 Angestellten angetan hat: „An 
die Wand gefahren“, musste Geschäftsführer Jürgen Titz gleich 
tausendfach lesen. Denn 50 000 Postkarten mit seiner Adresse 
und diesem Schriftzug hatte die Gewerkschaft im März dru­
cken und als Beileger in Zeitungen und mithilfe von Unter­
stützern in der Region verteilen lassen. Wie viele dieser Karten 
schließlich Titz’ Postfach verstopft haben und wie sich der 
Manager, der körbeweise Post bekam, gegen die Flut wehrt, 
weiß IG-BCE-Sekretär Karsten Rehbein nicht. Doch die Aktion 
hat die badische Bevölkerung wachgerüttelt. Rehbeins Fazit: 
„Natürlich kann eine solche Aktion eine drohende Werkschlie­
ßung nicht allein abwenden. Aber wir haben durch sie eine 
breite Öffentlichkeit hinter uns gebracht.“ 

Euro erhalten 60 
Leiharbeiter bei 
Ford in Köln als 
Nachzahlung. 

Sie hatten vier Jahre 
lang geklagt, weil ihre 
Arbeitgeber Zuschläge 
der Metall- und Elektro-
industrie nicht zahlten. 
Zu Unrecht, entschied 
das Bundesarbeitsge-

richt Ende Februar. Die 
IG Metall sieht einen 

Präzedenzfall. Tausende 
Zeitarbeiter können nun 
Zuschläge nachfordern.

Zehntausende 
dieser Protest-
postkarten be-
kam der Chef.
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Check Die Zahlen hinter der Zahl

Brexit – teurer Populismus
EUROPA Ende März hat Großbritannien den Austritt aus der EU offiziell 
beantragt. In den kommenden zwei Jahren werden die Modalitäten 
verhandelt. Was das am Ende für die EU, für Deutschland und Großbritannien 
bedeuten wird, ist noch völlig offen. Nur eins ist klar: Es wird wehtun.

Von Andreas Kraft

Die EU verliert ihre zweitgrößte
Volkswirtschaft. 
Der Anteil am BIP der EU lag 2016 bei …

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen

Welche Zölle für Importe und Exporte 
fällig werden, ist noch vollkommen 
offen. Ein Handelsabkommen wäre 
aber auch im Interesse von Deutsch-
land. Denn am meisten exportierte 
Deutschland 2016 nach …
Quelle: destatis, März 2017

USA

107
Milliarden Euro

Frankreich

101
Milliarden Euro

Niederlande

79
Milliarden Euro

CHINA

76
Milliarden Euro

15 %
Frankreich

Restliche EU-Staaten

21 %
Deutschland

16 %
Großbritannien

Gr0SS-
britannien

86
Milliarden Euro

Auch für die Briten wird der Brexit 
schmerzhaft – und zwar schon jetzt. 
Aufgrund der Ungewissheit werden sich 
Unternehmen mit Investitionen zurück- 
halten. Das schwächt die Wirtschaft 
insgesamt. 
Das IMK prognostiziert ein Wirtschafts-
wachstum von …

Restliche Exportgüter

Quelle: destatis, März 2017

Nach Großbritannien verkaufte
Deutschland vor allem …
Angaben in Euro

27,2 MRD.
Autos und Autoteile

9 MRD.
Maschinen

2016 *

1,8%

1,8%

2017**

1,6%

1,3%

2018**

1,8%

1,3%

Deutschland

Großbritannien

* tatsächlich        ** Prognose� Quelle: IMK, März 2017
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Eine funktionierende Verkehrsinfra­
struktur ist Gemeinschafts- und da­
mit Staatsaufgabe. Wo wie investiert 

wird – diese Entscheidungen müssen politischen Prioritäten 
folgen, nicht privatem Gewinnstreben. Die Infrastruktur wird 
seit Jahren auf Verschleiß gefahren – auf Kosten von Lebensqua­
lität und Wirtschaftskraft. Allein für die Instandhaltung der 
Bundesfernstraßen müssten mittelfristig 130 Milliarden Euro 
ausgegeben werden. Aber unter der Knute der schwarzen Null 
hat der Personalabbau in den Straßenbauverwaltungen dazu 
geführt, dass bereitgestelltes Geld nicht ausgegeben wurde. Das 
neue Rezept der Bundesregierung lautet: Zentralisierung in ei­
ner privatrechtlichen Bundesfernstraßengesellschaft – und damit 
„Privat vor Staat“ – sei effizienter und billiger. 

Denn der Bundesfinanzminister will trotz des gewaltigen 
Investitionsstaus weder die Steuerpolitik ändern noch Kredite 
aufnehmen. Kombiniert mit der Pkw-Maut droht damit ein Pa­
radigmenwechsel von der Steuer- hin zur Nutzerfinanzierung 
der Straßen. Und obendrein wird so ein neues Geschäftsmodell 
für die Privatisierung von Gemeinschaftsaufgaben etabliert. Das 
lehnen wir ab. Die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
Privater an der Infrastrukturgesellschaft muss qua Grundgesetz 
ausgeschlossen bleiben. Die demokratisch legitimierte öffentli­
che Hand kann ihre Aufgabe, ihren Einfluss und die Kontrolle 
über Infrastrukturprojekte optimal nur ausüben, wenn die Ge­
sellschaft als Anstalt öffentlichen Rechts gegründet wird. 

Das System der Auftragsverwaltung stößt an 
seine Grenzen. Die Aufgabenteilung, dass der 
Bund finanziert und die Länder umsetzen, 

führt dazu, dass Länder Maßnahmen aufgrund ihrer eigenen 
Interessen vor- oder nachrangig behandeln, teilweise sogar ganz 
blockieren können. Zudem sind nicht alle Bundesländer in ih­
rer Verwaltung gleich leistungsfähig – mit Rückwirkungen auf 
die Verkehrsverhältnisse. 

Die Gründung einer Infrastrukturgesellschaft Verkehr ist 
deshalb notwendig, um Aufgaben- und Finanzierungsverant­
wortung in einer Hand zusammenzuführen. Das geht nicht, 
ohne Planung, Finanzierung, Bau und Bewirtschaftung von 
Deutschlands Autobahnen „in der Hand des Bundes“ zu bün­
deln. Wenn der Gesellschaft zudem noch die Mautmittel direkt 
zufließen, ist auch die Finanzierung langfristig gesichert. Für 
uns geht es also um mehr Organisationseffizienz!

Die aktuelle Privatisierungsdebatte geht völlig am Ziel vor­
bei. Niemand, auch nicht die Bauindustrie, will eine Beteiligung 
Privater an der Infrastrukturgesellschaft oder gar eine Privatisie­
rung der Autobahnen. Eine Reform, die für den Straßennutzer 
eine gut ausgebaute und leistungsfähige Infrastruktur anstrebt, 
muss auf Projektebene auf die gesamte Breite an Beschaffungs­
varianten zurückgreifen dürfen, dazu gehören selbstverständlich 
auch öffentlich-private Partnerschaften. Um es deutlich zu sagen: 
Einzelne Beschaffungsformen dürfen nicht von vornherein aus 
ideologischen Gründen ausgeschlossen werden. 

Brauchen wir für Autobahnen eine  
privatisierte Infrastrukturgesellschaft?

Michael Knipper ist Hauptgeschäftsführer des Hauptverbandes 
der Deutschen Bauindustrie.

Stefan Körzell ist Vorstandsmitglied des Deutschen  
Gewerkschaftsbundes.

Pro & Contra  ein Thema, zwei experten

Ja. Nein.

 Und Ihre Meinung? Was halten Sie von einer privatisierten Infrastrukturgesellschaft? Schreiben Sie an redaktion@boeckler.de
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Das Sparkonto  
der Ärmeren
rente Lange gearbeitet, mäßig verdient, nicht viel auf der hohen Kante: Viele Menschen  
haben am Ende ihres Erwerbslebens wenig Vermögen angehäuft. Bis auf ihre Rentenansprüche. 
Wissenschaftler des DIW fordern deshalb, die gesetzliche Rente zu stärken.

Von Bernd Kupilas, Journalist in Köln
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Ü
bliche Berechnungen über die Verteilung 
von Vermögen gehen so: Wissenschaftler 
schauen sich an, welche Werte die Men­
schen angehäuft haben, wie dick das Kon­

to bei der Bank ist oder wie groß das Häuschen 
oder die Villa, die sie ihr Eigentum nennen. Ex­
perten sprechen hier von Geld- und Sachvermö­
gen. Am Ende kommt ein Befund heraus, der 
wenig verwundert: Das Vermögen in Deutschland 
ist sehr ungleich verteilt. Die oberen zehn Prozent 
in der Vermögensverteilung besitzen rund 60 Pro­
zent des Vermögens. Und in dieser Zahl fehlen 
noch die Multimillionäre und Milliardäre. 

Von Geld-, Sach- und Rentenvermögen
Wissenschaftler des Deutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung (DIW) sind nun einen neuen 
Weg gegangen: In einer Studie, die von der Hans-
Böckler-Stiftung unterstützt wurde, haben sie 
den Begriff des Vermögens erweitert – und be­
trachten Anwartschaften auf Bezüge im Alter 
ebenfalls als Vermögen. Das sei legitim, 

Lebensmittelspende 
im Berliner Stadtteil 

Lichtenrade

Was ist das Rentenvermögen?
Aus Gründen der Verständlichkeit wird in die-
sem Text der Begriff des Rentenvermögens be-
nutzt, auch wenn es streng wissenschaftlich 
heißen müsste: Vermögen aus Anwartschaften 
an die Alterssicherungssysteme. Rentenvermö-
gen im engeren Sinne beinhaltet noch die pri
vate Vorsorge; sie findet sich in den vorliegen-
den Zahlen aber im Geld- und Sachvermögen 
wieder. Dem Lesefluss zuliebe verwenden wir 
dennoch den Begriff Rentenvermögen und bit-
ten, ihn wie erläutert auszulegen. Ähnliches gilt 
für Begriffe wie Rentenanwartschaften oder 
Rentenansprüche. Auch sie benutzen wir aus 
Gründen der Lesbarkeit. Wo nicht anders ver-
merkt, sind damit alle Arten von Anwartschaf-
ten an die Alterssicherungssysteme gemeint, 
also zum Beispiel auch Pensionen etc.

11Mitbestimmung  | N r. 2  |  April 2017
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erklärt Markus Grabka, einer der Leiter des 
Forschungsprojekts, schließlich seien Rentenan­
wartschaften mit Geld- und Sachwerten zu ver­
gleichen – wenn auch mit Einschränkungen. 
Dazu später mehr. 

Die Wissenschaftler betrachten also her­
kömmliche Vermögen und Rentenvermögen – 
siehe Kasten. Sie nutzten für ihre Untersuchung 
Daten aus dem Sozioökonomischen Panel 
(SOEP), einer Art Mini-Volkszählung. Die Berech­
nung ist die erste ihrer Art für Deutschland. 

„Das Ergebnis hat uns erstaunt“, erklärt Sozial­
wissenschaftler Grabka. Rechnet man Rentenver­
mögen mit ein, dann „verdoppelt sich das Ver­
mögen im Durchschnitt“, erläutert er. Demnach 

besitzt ein Bundesbürger im Schnitt rund 
85.000 Euro an Geld- und Sachvermögen. Hinzu 
kommen im Durchschnitt noch einmal gut 
91.000 Euro an Ansprüchen auf Bezüge im Alter. 
Die DIW-Fachleute haben dabei alle Arten von 
Rentenanwartschaften einberechnet: sowohl die 
gesetzliche Rente als auch Beamtenpensionen 
oder die betriebliche Altersvorsorge und die be­
rufsständische Altersvorsorge für Selbstständige. 

Die mit Abstand größte Bedeutung kommt 
dabei der gesetzlichen Rentenversicherung zu, 
erklärt Markus Grabka. 90 Prozent aller Men­
schen ab 65 Jahren sind gesetzlich rentenversi­
chert. In der erwerbsfähigen Bevölkerung sind es 
rund 80 Prozent. Auch zeigt ein Blick auf die 
Zahlen, wie knapp die gesetzliche Rente im Ver­
gleich zu den Bezügen in anderen Alterssiche­
rungssystemen ausfällt: Im Schnitt erhält ein 
gesetzlicher Rentner knapp 900 Euro. Ein Beam­
ter bekommt gut 2700 Euro, ein Selbstständiger 
erhält rund 2100 Euro von seinem Versorgungs­
werk. Eine betriebliche Altersvorsorge als zusätz­
liche Stütze der Altersvorsorge bleibt weiterhin 
einer Minderheit von Beschäftigten vorbehalten. 

Die gesetzliche Rente und der Gini-Koeffizient
Wie wichtig die Rentenansprüche gerade für we­
niger vermögende Menschen sind, zeigt sich bei 
einem tieferen Blick in die Zahlen. Die Wissen­
schaftler schauten dazu auf den sogenannten 
Medianwert. Das ist jener Wert, der genau in der 
Mitte der Vermögensverteilung liegt.Das heißt: 
Die untere Hälfte der Bevölkerung besitzt weni­
ger als diesen Wert, die andere Hälfte besitzt mehr. 
Er beträgt 18.000 Euro beim Geld- und Sachver­
mögen und 59.000 bei den Anwartschaften an 
die Alterssicherungssysteme. Das heißt: Ein 
Mensch aus der Mitte der Vermögensverteilung 
besitzt dreimal so viel Rentenvermögen wie Geld- 
und Sachvermögen. Die relative Bedeutung der 
Rente als Vermögensfaktor ist also deutlich hö­
her als im oberen Bereich der Vermögensvertei­
lung. All diese Berechnungen sind auf einzelne 
Personen bezogen, nicht auf Haushalte. 

Ein noch tieferer Blick in die Zahlen zeigt: 
Je weiter unten man sich in der Vermögensver­
teilung bewegt, desto bedeutsamer wird die Ren­
te als Vermögenskomponente. Für die unteren 
40 Prozent macht das Rentenvermögen rund 90 
Prozent des Gesamtvermögens aus. 

Die Studie lässt sich deshalb auch so lesen: 
Ärmere Menschen können wenig bis nichts ihr 
Eigen nennen – mit Ausnahme ihrer Rentenan­
sprüche. Das heißt aber auch: Kürzt man Klein- 
oder Normalverdienern die Rente, nimmt man 
ihnen Vermögen weg. Die Schlussfolgerung des 
Wissenschaftlers: „Es ist wichtig, die gesetzliche 
Rente zu stützen“, sagt Markus Grabka, „wenn 
nicht sogar, sie auszubauen.“ Denn: „Eine weitere 
Senkung würde gerade die untere Vermögens­
hälfte der Bevölkerung treffen.“

In der Betrachtung der DIW-Studie macht 
die Rente die Welt ein bisschen gerechter. Die 
Wissenschaftler haben dazu eine in der Volkswirt­
schaft gängige Kennziffer für Ungleichheit zu 
Hilfe genommen: den Gini-Koeffizienten. Er 
zeigt das Ausmaß der Ungleichverteilung an und 
hat einen Wert zwischen null und eins. Null be­
sagt totale Gleichverteilung, ein Wert von eins 
totale Ungleichverteilung. Der Gini-Koeffizient 
für Geld- und Sachvermögen liegt in Deutsch­
land bei einem Wert von knapp 0,8. Bezieht man 
das Rentenvermögen in die Berechnung mit ein, 
verändert sich der Koeffizient auf einen deutlich 
gerechteren Wert von 0,6 Prozent, haben die 
DIW-Experten ausgerechnet. 

DIW-Wissenschaftler Markus M. Grabka

„Die Musik spielt bei der 
gesetzlichen Rente.“
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Verteilungspolitischer Anstoß
Zugleich warnen die Wissenschaftler davor, ihre 
Ergebnisse falsch zu interpretieren. Wissenschaft­
ler Grabka betont: Keinesfalls gehe es darum, den 
Schluss zu ziehen, „bei der Vermögensverteilung 
ist alles halb so schlimm – schließlich haben wir 
die gesetzliche Rente“. Vielmehr gehe es darum, 
zu zeigen, was verteilungspolitisch passiert, wenn 
die gesetzliche Rente weiter unter Druck gerät. 
Zumal das deutsche Rentensystem mit seinem 
strengen Äquivalenzprinzip – man bekommt 
heraus, was man eingezahlt hat – wenig tut für 
eine Umverteilung hin zu den weniger Betuchten.

Auch wenn die DIW-Wissenschaftler Renten­
ansprüche und gewöhnliches Vermögen zu ei­
nem Gesamtvermögen zusammengezogen haben, 
am Ende ist beides nicht ein- und dasselbe. Ver­

mögen aus Rentenansprüchen seien „kein per­
fekter Ersatz“ für finanzielle Vermögen und 
Sachwerte, für das beruhigend gefüllte Bankkon­
to oder das abbezahlte Haus am See. Schließlich 
kann man über Rentenanwartschaften nicht frei 
verfügen, man kann sie nicht verkaufen und auch 
nicht beleihen. Und vererben kann man sie auch 
nicht, sieht man von der Witwenrente ab. 

Gleichwohl wirft das DIW mit seiner Studie 
interessante Befunde in die renten- wie in die ver­
teilungspolitische Debatte. In nahezu allen OECD-
Staaten gebe es Diskussionen um das Rentensys­
tem, heißt es in der Studie; gerade vor diesem 
Hintergrund sei es wichtig, Rentenansprüche in 
die Betrachtung der Vermögensverteilung einzu­
beziehen. Damit Rentenreformen die Vermögens­
verteilung nicht noch ungerechter machen. 

Timm Bönke/Markus M. Grab-
ka/Carsten Schröder/Edward 
N. Wolff/Lennard Zyska: The 
joint distribution of net worth 
and pension wealth in Germany. 
SOEP-Papers des DIW,  
Nummer 853, 2016.
Die Studie kann hier herunter-
geladen werden:  
www.diw.de/soeppapers

Je ärmer, desto wichtiger  
ist das Rentenvermögen

So viel besitzen Menschen knapp 
unterhalb der Mitte der Vermögens
verteilung (5. Dezil) im Schnitt

Renten-
vermögen

66.244

davon ge-
setzliche 

Rente

53.473

Geld- und 
Sachver-
mögen

11.218

So viel besitzen Menschen im 
oberen Drittel der Vermögensver-
teilung (9. Dezil) im Schnitt

Renten-
vermögen

143.837

davon ge-
setzliche 

Rente

95.429

Geld- und 
Sachver-
mögen

165.046

So viel besitzen Menschen in den 
unteren 10 Prozent der Vermögens-
verteilung (1. Dezil) im Schnitt

Renten-
vermögen

58.576

davon ge-
setzliche 

Rente

49.390

Geld- und 
Sachver-
mögen

–13.378

Prozent der 
Bevölkerung 0	 10	 20	 30	 40	 50	 60	 70	 80	 90� 100

Dezile 1	 2	 3	 4	 5	 6	 7	 8	 9� 10
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RENTENKONZEPTE Die Gewerkschaften fordern eine radikale Kurskorrektur in der Rentenpolitik. Die 
Parteien arbeiten noch an ihren Wahlprogrammen. Wir haben zusammengetragen, was bekannt ist.

Von Guntram Doelfs und Kay Meiners

Was will der DGB,  
was wollen die Parteien?

D er DGB fordert einen grundsätzlichen Kurswechsel in der deutschen Rentenpolitik, um den „politisch gewollten“ Sink­flug beim Rentenniveau zu stoppen. Um den Druck auf die Parteien zu erhöhen, hat der DGB bereits im September 2016 die Kampagne „Rente muss reichen“ gestartet. Wie eine zukunftsori­entierte Rentenpolitik aussehen sollte, hat der DGB-Bundesvor­stand zuletzt noch einmal am 28. Februar in einem gleichnamigen Beschluss detailliert dargelegt und mit konkreten Berechnungs­beispielen unterfüttert. 
Danach stellt auch der DGB das jetzige Drei-Säulen-Modell der Alterssicherung aus einer umlagefinanzierten gesetzlichen Rente sowie betrieblicher und privater Altersversorgung nicht grundsätzlich infrage. Allerdings soll die gesetzliche Rentenversi­cherung (GRV) wieder deutlich stärker zur dominierenden Säule in der Alterssicherung werden, ergänzt vor allem durch eine Be­triebsrente, die vom Arbeitgeber mitfinanziert werden soll. Eine rein private Vorsorge zum Ausgleich von Rentenlücken hält der DGB hingegen nach den Erfahrungen mit der Riester-Rente für gescheitert.

 Zur Finanzierung der zukünftigen Alters­sicherung sollen zudem die Arbeitgeber wieder paritätisch in die Rentenkasse einzah­len, die versicherungspflichtige Beschäfti­gung soll (etwa durch Umwandlung von Minijobs) ausgeweitet und versicherungsfrem­
de Leistungen – etwa die 

Mütterrente oder 
die Anpassung der 

Ost-Renten an das 
Westniveau – sollen aus 
Steuermitteln finanziert 
werden. Zudem möchte 

der DGB den Bundeszuschusses ab den 2020er Jahren sukzessive erhöhen, um aufgrund der ungünstigen demografischen Entwick­lung die „Dynamik der Entwicklung des Rentenbeitragssatzes gezielt steuern“ zu können, wie es im Beschluss des Bundesvor­standes heißt. 
Langfristig will der DGB die gesetzliche Rentenversicherung in eine Erwerbstätigenversicherung umwandeln, in die alle Er­werbstätigen einzahlen – auch Selbstständige und Beamte. Das Rentenniveau soll in einem ersten Schritt auf dem heutigen Stand von rund 48 Prozent stabilisiert und in einem weiteren Schritt auf „etwa 50 Prozent“ angehoben werden. Nach dem Ausbau der Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung, dem Einsatz von mehr Steuermitteln und flankierenden Maßnahmen am Arbeitsmarkt und in der Wirtschaftspolitik ist es laut DGB damit möglich, den Beitragssatz bis in die 2040er Jahre bei bis zu 25 Prozent (Rentenniveau: 48 Prozent) oder 26  Prozent (Renten­niveau: 50 Prozent) zu halten. Mit einer gerechten Steuerpolitik „ist dies aus unserer Sicht leistbar, ohne jemanden zu überfordern“, schreibt die DGB-Spitze in ihrem Beschluss. Diskussionen um Erhöhungen der Regelaltersgrenze lehnt der DGB vehement ab. Vorstandsmitglied und Rentenexpertin Annelie Buntenbach erinnert regelmäßig daran, dass bei der ak­tuellen Rechtslage trotz Anhebung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre das Rentenniveau weiter sinke. Es gelte also, das Renten­niveau zu heben – und nicht das Alter. Zudem würden schon heute viele Beschäftigte gar nicht das Eintrittsalter von 65 Jahren erreichen. Zum Konzept des DGB gehört auch, die Renten wegen Erwerbsminderung zu verbessern, indem die bisherigen Abschlä­ge dort gestrichen werden. 

Kampagnenseite des DGB
rente-muss-reichen.de/
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D
ie CDU und ihre bayerische Schwesterpartei 

CSU haben noch keine rentenpolitischen Po­

sitionen für den Bundestagswahlkampf festge­

legt. Dies soll erst mit der Verabschiedung des ge­

meinsamen Wahlprogramms im Juli geschehen. 

Derzeit gibt es nicht nur innerhalb der CDU stark 

unterschiedliche Strömungen bei Rentenfragen, 

etwa zwischen dem Arbeitnehmer- und dem Wirt­

schaftsflügel der Partei. Auch zwischen CSU und 

CDU gibt es unterschiedliche Positionen, zum Bei­

spiel bei der Mütterrente, die CSU-Chef Seehofer 

gern ausweiten möchte. Bislang gibt es nur grund­

sätzliche rentenpolitische Überlegungen, wie sie der 

CDU-Bundesfachausschuss Arbeit und Soziales im 

September 2016 mit seinem Beschluss „Generatio­

nengerechtigkeit stärken – Vertrauen sichern“ zur 

Diskussion stellte. 

Die Union präferiert auch für die Zukunft wei­

terhin das Drei-Säulen-Modell mit der gesetzlichen 

Rentenversicherung als tragender Säule. Die betrieb­

liche und die private Altersvorsorge sollen „refor­

miert“, die kapitalgedeckte Altersvorsorge soll trotz 

der aktuellen Probleme durch die Niedrigzinsphase 

weiter gestärkt und gefördert werden.

Eine rein aus Steuermitteln finanzierte Alters­

vorsorge lehnt die CDU ab. Beim Rentenniveau und 

der Höhe des Rentenbeitragssatzes gibt es bislang 

keine Festlegung; in dem Beschluss sichert die Uni­

on lediglich zu, dass es auch über das Jahr 2030 hi­

naus weiter ein Mindestrentenniveau geben soll. 

Grundsätzlich soll gelten, dass Arbeitnehmer, die ein 

Leben lang durchschnittlich eingezahlt haben, eine 

Rente erhalten, die „sicher“ über dem Grundsiche­

rungsniveau liegen soll. Allerdings müsse „die Soli­

dargemeinschaft der Beitragszahler auch über 2030 

hinaus vor finanzieller Überforderung geschützt“ 

und Generationengerechtigkeit sichergestellt wer­

den, heißt es. Die Aussagen zum Renteneintrittsalter 

nach 2030 sind wenig konkret, deuten aber bereits 

eine Erhöhung über 67 Jahre hinaus an. „Eine regel­

hafte Anpassung des Renteneintrittsalters über 2030 

hinaus ist mit Bedacht zu prüfen. Dabei wären die 

Veränderung der ferneren Lebenserwartung und die 

Entwicklung der Arbeitsfähigkeit zum Ausgangs­

punkt zu nehmen.“ Bundesfinanzminister Wolfgang 

Schäuble hat unterdessen längst eine weitere Erhö­

hung auf 70 Jahre gefordert. 

Auch die Union will zukünftig Selbstständige 

zur Altersvorsorge verpflichten. Jedoch soll ihnen 

die Wahl zwischen der gesetzlichen Rentenversiche­

rung und „anderen geeigneten Vorsorgearten“ gelas­

sen werden. Die von der Koalition vereinbarte Flexi-

Rente soll weiter ausgebaut werden. Bei den 

Erwerbsminderungsrenten sind „weitere, spürbare 

und zielgenaue Verbesserungen“ gewünscht. In wel­

cher Höhe und wie genau die Verbesserungen aus­

sehen könnten, sagt das Rentenpapier nicht, da 

Details in dieser Frage derzeit in der Partei kontro­

vers diskutiert werden. 

Generationengerechtigkeit stärken – Vertrauen  

sichern. Anforderungen an eine Reform der Alters-

sicherung. Beschluss des Bundesfachausschusses 

Arbeit und Soziales vom 5. September 2016

bit.ly/rente-cdu
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Anmerkung: Wir haben uns auf 

die im Bundestag vertretenen 

Parteien beschränkt.

gesund und leistungsfähig die Regelaltersgrenze erreichen 

können“. Um Altersarmut bei Niedrigverdienenden zu ver­

hindern, sollen Solo-Selbstständige schon bald in die gesetz­

liche Rentenversicherung einzahlen; für langjährig einzah­

lende Geringverdiener ist weiterhin eine Solidarrente (auch 

Lebensleistungsrente) geplant, die – obwohl im Koalitions­

vertrag vereinbart – in einem ersten Anlauf am Widerstand 

des Bundesfinanzministeriums gescheitert ist. Laut Andrea 

Nahles sollen diese Beschäftigten mindestens eine Rente 

von zehn Prozent über der regionalen Grundsicherung be­

kommen, wenn sie 35 Jahre Beiträge gezahlt haben. Ferner 

sollen auch die Erwerbsminderungsrenten steigen. Einen 

ersten Schritt plant die Arbeits- und Sozialministerin bereits: 

Sie will ab 2018 die Zurechnungszeiten bis 2024 um insge­

samt drei Jahre erhöhen, was laut übereinstimmenden Me­

dienberichten jedem neuen Erwerbsunfähigen rund 

50 Euro mehr pro Monat bringen würde. 

Eine rein aus Steuermitteln finanzierte Alterssicherung 

lehnt die SPD ab. Gleichwohl sind die angestrebten Stan­

dards bei Rentenniveau, Beitragssatz, Erwerbsminderung 

und Solidarrente ab 2030 ohne weitere Steuerzuschüsse 

nicht zu finanzieren. Andrea Nahles will deshalb ab diesem 

Zeitpunkt einen sogenannten Demografiezuschuss aus Steu­

ermitteln einführen, der bis 2040 auf 2,5 Prozent der Ren­

tenausgaben anwachsen soll. Geschätzte Mehrausgaben al­

lein dafür: 7,7 Milliarden Euro jährlich. 

Rentenpolitische Positionen der SPD 

bit.ly/rente-spd

D
as Wahlprogramm soll erst auf dem SPD-Bundespar­

teitag am 25. Juni 2017 beschlossen werden. Aus die­

sem Grund gibt es ebenso wie bei CDU und CSU 

noch keine offiziellen Positionen, sondern lediglich „pro­

grammatische Überlegungen“ und Positionen, die sich in 

bestimmten Aspekten unterscheiden. Zudem hat Arbeits- 

und Sozialministerin Andrea Nahles (SPD) der Öffentlich­

keit ein eigenes Rentenkonzept vorgestellt. Grundsätzlich 

will die SPD beim jetzigen Drei-Säulen-Modell der Alters­

sicherung aus einer umlagefinanzierten gesetzlichen Rente 

sowie betrieblicher und privater Altersversorgung bleiben, 

will die Alterssicherung aber zu einer Erwerbstätigenversi­

cherung ausbauen. In welchem Zeitraum das geschehen 

soll, sagt sie nicht. 

Generell will die SPD das Rentenniveau stabil halten. 

Für den Beitragssatz, der bis 2030 gesetzlich bei 22 Prozent 

gedeckelt ist, sei das Ziel, „dass er danach nicht über 25  Pro­

zent liegt“, so die Partei. Andrea Nahles möchte nach ihrem 

Konzept – was vom Koalitionspartner CDU so abgelehnt 

wird – bis 2045 eine doppelte Haltelinie festlegen: mit ei­

nem Rentenniveau von mindestens 46 Prozent und einem 

Rentenbeitragssatz von nicht mehr als 25 Prozent. Grund­

sätzlich strebt auch sie ein Rentenniveau von 48 Prozent 

an bei einem Beitragssatz von maximal 24 Prozent. Mehre­

re Politiker vom linken Flügel der Partei rufen aber dazu 

auf, im Wahlkampf ein Rentenniveau von mindestens 

50 Prozent und ein Ende der Riester-Rente zu verlangen. 

Eine weitere Erhöhung der Regelaltersgrenze 

von 67 (ab 2029) lehnt die SPD ab; vielmehr 

müsse es darum gehen, dass „die Menschen 



D ie Partei präferiert das Drei-Säulen-Modell der Al­terssicherung mit einer starken gesetzlichen Ren­tenversicherung im Zentrum. Grundsätzlich strebt 
sie eine Bürgerversicherung an, in die auch Selbstständi­
ge, Beamte und Abgeordnete einzahlen sollen. Konkrete 
Termine dafür gibt es nicht. In einem ersten Schritt sollen 
alle nicht anderweitig abgesicherten Selbstständigen in 
die Rentenversicherung einbezogen werden. Beim Ren­
tenniveau und beim Beitragssatz scheut die Partei kon­
krete Zahlen. Das Rentenniveau solle nicht weiter sinken, 
Niveau und Beitragssatz müssten in einem angemessenen 
Verhältnis stehen, heißt es. Im Rentenkonzept wird eine 
Richtgröße formuliert, wonach die Standardrente auch 
nach 2025 mindestens 50 Prozent über der Grundsiche­
rung liegen soll. Die Regelaltersgrenze von 67 Jahren wird 
nicht infrage gestellt. Starre Altersgrenzen lehnen die 
Grünen ab. „Grundsätzlich sollte jede Person selbst ent­
scheiden können, wann und wie sie in den Ruhestand 
wechselt“, heißt es. Die Partei will flexible Altersteilzeit 
ab 60 Jahren. Rentner sollen nicht nur zuverdienen, son­
dern damit auch ihre Rente erhöhen können. Für alle, 
die 30 rentenversicherungspflichtige Jahre vorweisen 
können, soll es eine steuerfinanzierte Garantierente ober­
halb der Grundsicherung geben. In deren Genuss sollen 
auch Personen kommen, die Kinder erzogen, andere ge­
pflegt oder sonstige Anwartschaften erworben haben. Die 
Erwerbsminderungsrente soll steigen. Leistungen wie die 
Mütterrente oder andere gesamtstaatliche Aufgaben sol­
len aus Steuern bezahlt werden. 

Rentenpolitische Positionen der Grünenbit.ly/rente-gruene
Abschlussbericht der Grünen Rentenkommission (Stand 
Mai 2016)
bit.ly/abschlussbericht-gruene

I
m Januar 2017 hat die Linke ein Konzept vorgestellt, das 
am radikalsten eine Rückkehr zum Primat einer Lebens­
standardsicherung im Alter propagiert. Sie fordert einen 

massiven Umbau des Drei-Säulen-Modells zur Stärkung der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Der Staat soll die private Al­
tersvorsorge nicht mehr fördern. Geleistete Eigenbeiträge für 
die Riester-Rente oder private Vorsorge sollen in die gesetzliche 
Rente überführt werden können. Die Partei plädiert zudem für 
einen Umbau der Alterssicherung hin zu einer Erwerbstätigen­
versicherung, in die auch alle Freiberufler, Selbstständige, Be­
amte und Abgeordnete einzahlen sollen. Die Partei fordert eine 
dauerhafte Anhebung des Rentenniveaus auf mindestens 53 Pro­
zent. Zahlen zum Beitragssatz nennt die Partei nicht. Die Rente 
mit 67 lehnt die Linke strikt ab. Sie fordert eine Rückkehr zum 
Regeleintrittsalter von 65 Jahren und will perspektivisch Versi­
cherten mit 40 Beitragsjahren bereits mit 60 Jahren einen ab­
schlagsfreien Zugang in die Rente ermöglichen. Eine „solidari­
sche Mindestrente“ soll dafür sorgen, dass kein Mensch im Alter 
von weniger als 1050 Euro netto leben muss. Erwerbsminde­
rungsrenten unter diesem Satz werden mit Steuerzuschüssen 
entsprechend angehoben; zudem werden für Langzeitarbeits­
lose (ALG II) wieder Beiträge in Höhe eines halben Durch­
schnittsverdienstes in die Rentenversicherung eingezahlt – 
finanziert aus Steuermitteln. Weiter sieht das Konzept vor, die 
Altersteilzeit an die „Bedürfnisse der Beschäftigten“ anzupassen 
und Altersteilzeit zu fördern. 

Website von Matthias Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der 
Linken und einer der Hauptautoren des linken Rentenkonzepts 
(dort auch ein Link zum rentenpolitischen Antrag der Linken 
im Bundestag (Drucksache 18/10891 vom 18.01.2017))
bit.ly/rente-linke
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Gesetzliche Rente in Zahlen

Von Andreas Kraft

INFOGRAFIK Die Rentenversicherung ist der zentrale Baustein bei der  
Altersvorsorge. Wir zeigen aktuelle Trends und Prognosen.

Die Renten im Sinkflug53,3 %
2003 52,2 %

2006
52 %
2009

49,4%
2012 47,7%

2015

52,9 %
2000

Das Rentenniveau lag bei …Quelle: DRV, Oktober 2016

Die Rente mit 67 braucht auch psychische Gesundheit
Ein Blick auf die 172 921 Erwerbsminderungsrenten, die 2015 gezahlt wurden, zeigt, dass psychische Erkrankungen heute weit häufi-
ger zur Erwerbsminderung führen als Erkrankungen des Muskel- und Skelettsystems. Damit die Beschäftigten bis 67 durchhalten, 
müssen Wirtschaft und Politik die Arbeitsbedingungen weiter verbessern und auch auf die Psyche der Beschäftigten achten.

So viele Menschen bekamen eine Erwerbsminderungsrente zugesprochen wegen einer Erkrankung …

Quelle: DRV, Oktober 2016

2015

… des Muskel-/ 
Skelettsystems

21 289

… der Psyche

74 234
insgesamt 

172 921
sonstige Krankheiten 

77 398

Quelle: DGB, 2016

Knappe Rente für Frauenberufe
Nach 40 Beitragsjahren in Vollzeit

 Heutige Rente beim aktuellen Rentenniveau von 48 Prozent
 Modellrechnung: läge das Rentenniveau schon jetzt bei 43 %

Erzieherinnen in 
Ostdeutschland

Krankenschwestern 
in Westdeutschland

Köchinnen in 
Berlin

Gebäudereinigerinnen 
in Westdeutschland

Verkäuferinnen in 
Brandenburg

817 € 884 €
677 €

534 €
679 €

756 €910 € 985 € 755 € 595 €
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Die Renten im Sinkflug
48%
2016

47,9%
2020 47%

2024
45,4%

2028 43,7%
2032 42,4%

2036
42%
2040

41,8%
2044

Nach den Berechnungen des Bundessozialministeriums 

liegt das Rentenniveau künftig bei …

Quelle: BMAS, Oktober 2016

Immer mehr Ältere
Anteil der Altersgruppen an der Gesamtbevölkerung in Prozent

Erwachsene (20 bis 64 Jahre)

Senioren (65 und älter)

Kinder und Jugendliche (0 bis 19 Jahre)

Quelle: destatis, 2015
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61%

51%

55%

18% 16%
17%

20%

33%
28%

Quelle: DRV, Oktober 2016

Immer mehr Rentner
So viele Rentner gab es in den alten 
Bundesländern (in Millionen) 

1960 1970 1980 2000 20101990 2015

7,9
9,9
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18,2
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Damit es zum Leben reicht
MINDESTRENTE Eine untere Grenze kennt das Rentensystem nicht. In der Debatte um Altersarmut 
gibt es daher immer wieder den Vorschlag, langjährig Versicherten eine Mindestrente zuzusichern, die 
über dem Existenzminimum liegt. 

Von Andreas Kraft, Journalist in Bamberg
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V
iel hat sich geändert, seit Reichskanzler 
Otto von Bismarck im Jahr 1889 die ge­
setzliche Rente einführte. Eines aber ist 
gleich geblieben: Eine Mindestrente gibt 

es nicht. Wem am Ende des Arbeitslebens die 
Rente zum Leben nicht reicht, der muss ALG II 
beantragen. Mit etwas Glück kann man das Haus 
behalten, das Auto ist aber ziemlich sicher weg. 
Kein Wunder, dass die Politik das Thema Min­
destrente immer wieder für sich entdeckt. Seit 
Jahren werden zahlreiche Konzepte diskutiert.

Ursula von der Leyen (CDU) nannte es „Zu­
schussrente“, bei ihrer Nachfolgerin Andrea Nah­
les (SPD) hieß es zunächst „solidarische Lebens­
leistungsrente“ und jetzt „gesetzliche Solidarrente“. 
2016 traf sich Nahles mit Vertretern von Arbeit­
gebern und Gewerkschaften zu insgesamt drei 
Rentengipfeln, um zahlreiche Reformen zu disku­
tieren. Nach der letzten Gesprächsrunde im Spät­
herbst verschwand das Mindestrentenkonzept der 
Großen Koalition in der Schublade und wurde 
kurzerhand durch ein neues ersetzt. Einen entspre­
chenden Gesetzentwurf gibt es bis heute nicht. 
Dabei hatte die Regierung versprochen, bis Juli 
2017 eine Mindestrente einzuführen.

Das zentrale Problem: Das Rentenniveau sinkt
Beim DGB sieht man weniger die zeitlichen Ver­
zögerungen kritisch, vielmehr sorgt man sich, die 
Diskussion drohe die generellen Probleme im 
Rentensystem zu verdecken. „Das Thema Min­
destrente ist wichtig, aber manchmal bekommt 
man den Eindruck, dass Teile der Arbeitgeber 
und der Bundesregierung das gezielt immer wie­
der nach vorne stellen“, sagt DGB-Bundesvor­
standsmitglied Annelie Buntenbach, die bei den 
Rentengipfeln dabei war. „Sie wollen davon ab­
lenken, dass die Renten allgemein im Sinkflug 
sind. Die Arbeitgeber wollen natürlich, dass die 
Rentenbeiträge weiterhin niedrig bleiben.“ 

Die rot-grüne Bundesregierung hat 2004 der 
Rentenformel den sogenannten Nachhaltigkeits­
faktor hinzugefügt. Die Idee dahinter: Wenn 
immer mehr Rentner auf immer weniger Bei­
tragszahler kommen, stößt das System irgend­
wann an eine Grenze, und die Rentenbeiträge 
gehen durch die Decke. Wenn die Löhne dann 
nicht entsprechend steigen, bleibt den Arbeitneh­
mern immer weniger zum Leben. Der Unmut 

könnte so groß werden, dass das ganze System 
infrage stünde. Der Nebeneffekt für die Arbeit­
geber: Die Deckelung der Rentenbeiträge hält 
die Bruttolöhne unten, und damit die Kosten für 
die Unternehmen. Doch die Idee hat einen ent­
scheidenden Nachteil: Die Renten befinden sich 
im Sinkflug, denn mit dem Nachhaltigkeitsfaktor 
fällt das Rentenniveau. 

Das Rentenniveau definiert, wie viel Prozent 
des aktuellen Durchschnittslohns der Durch­
schnittsrentner bekommt – eine fiktive Person, 
die 45 Jahre lang immer genau den Durchschnitts­
lohn bekommen und entsprechend Beiträge ge­
zahlt hat. Im Jahr 2005 bekam er noch gut 53 Pro­
zent des Durchschnittslohns als Rente, heute sind 
es knapp 48 Prozent, und in etwa zehn Jahren 
wird das Rentenniveau bei 43 Prozent liegen. Für 
den DGB liegt darin das zentrale Problem. Die 
Gewerkschaften machen sich daher seit Jahren 
dafür stark, das Rentenniveau stabil zu halten und 
im nächsten Schritt wieder anzuheben. 

Haltelinie: Den Gang zum Sozialamt verhindern 
Denn wenn das Niveau immer weiter sinkt, droht 
immer mehr Menschen gerade in der unteren 
Mittelschicht im Alter der soziale Abstieg. „Trotz­
dem müssen wir auch an die Menschen denken, 
denen jetzt schon zu wenig zum Leben bleibt“, 
sagt Buntenbach. „Wer jahrelang einge­

Annelie Buntenbach, Rentenexpertin im DGB-Bundesvorstand

„Wer jahrelang wenig verdient 
und eingezahlt hat, muss  
wenigstens so viel heraus
bekommen, dass er am Ende 
nicht zum Sozialamt muss.“
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Die Geschichte der Mindestrenten-Modelle –  
und ein alternativer DGB-Vorschlag

Zuschussrente (CDU/FDP-Koalition, 2009–2013)
Im Jahr 2012 schlug die damalige Arbeits- und Sozialmi-
nisterin Ursula von der Leyen (CDU) die Zuschussrente 
vor: Im Kern sollten die Beitragszeiten höher bewertet 
werden. Die Ansprüche derjenigen, die sich um Kinder 
oder Angehörige gekümmert haben, werden um 150 
Prozent aufgewertet; die Ansprüche der übrigen um 50 
Prozent. Nach oben soll es aber einen Deckel bei 30 Ent-
geltpunkten geben.

Voraussetzung für die Zuschussrente sind zunächst 
40 Versicherungsjahre (dazu zählen auch Schule und 
Studium) und 30 Beitragsjahre. Zudem müssen die Emp-
fänger bedürftig sein. Daher wird die Zuschussrente so 
begrenzt, dass Verheiratete maximal auf ein Haushalts-
einkommen von 1700 Euro kommen. Einkommen aus 
privater Altersvorsorge werden dabei nicht angerechnet. 
Ab 2019 soll eine private Altersvorsorge eine Bedingung 
für den Erhalt der Zuschussrente sein. 2013 hätten von 
der Zuschussrente 25 000 Rentner profitiert. Die Zahl 
der Empfänger würde laut den Berechnungen des Minis-
teriums bis 2030 auf 1,4 Millionen steigen.

Das Konzept fand in der Koalition keine Zustimmung. 
Die FDP störte sich vor allem daran, dass die Zuschuss-
rente aus den laufenden Beiträgen der Versicherten  
finanziert werden sollte. Aber auch einer Steuerfinanzie-
rung stand die Partei kritisch gegenüber. Gegenwind 
kam auch aus Teilen der Union.

Solidarische Lebensleistungsrente 
(Große Koalition, ab 2013)
Im Koalitionsvertrag der Großen Koalition einigten sich 
SPD und Union darauf, eine überarbeitete Version der 
Zuschussrente auf den Weg zu bringen. Im Lauf der Dis-
kussion wurde die Idee konkretisiert: Die Rente wird auf 
30 Entgeltpunkte aufgestockt. Voraussetzung sind zu-
nächst 35 Beitragsjahre, ab 2024 dann 40 Beitragsjahre. 
Zudem müssen die Rentner privat vorgesorgt haben. 
Nach Berechnungen der Bundesregierung hätte die  
Rente 2014 im Westen bei 760 Euro und im Osten bei 
700 Euro gelegen. Finanziert wird sie über einen Zu-
schuss aus dem Bundeshaushalt an die Rentenkasse.

Vor allem bei jungen Unionspolitikern wurde Kritik 
laut: Die Lebensleistungsrente würde nicht den Richti-
gen helfen. Es würden auch Versicherte bessergestellt, 
die aufgrund ihres hohen Haushaltseinkommens gar 
nicht bedürftig seien. Gerade an den wirklich Bedürfti-
gen ginge sie vorbei, weil die meist gar nicht so viele 

Beitragsjahre zusammenbekommen würden. Als Alter-
native schlagen sie vor, die Grundsicherung im Alter zu 
„entstigmatisieren“. Inzwischen ist das Konzept, das  
eigentlich ab Juni 2017 gelten sollte, vom Tisch.

Gesetzliche Solidarrente (Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales/SPD, 2017)
Zu niedrige Renten werden so aufgestockt, dass sie 
zehn Prozent über dem regionalen Existenzminimum lie-
gen. In den Genuss der Solidarrente kommt nur, wer 35 
und ab 2023 40 Jahre Beiträge gezahlt hat. Dabei sollen 
Auszeiten für Kinder, Pflegebedürftige oder wegen 
Arbeitslosigkeit angerechnet werden.

Der Reiz des Modells liegt darin, dass der Gang zum 
Sozialamt entfällt. Zudem werden die Ehepartner weni-
ger in die Pflicht genommen, es kann mehr Vermögen 
behalten werden, und die Rentner müssen weniger of-
fenlegen als die Bezieher von Grundsicherung. Vor allem 
in Regionen, in denen die Lebenshaltungskosten beson-
ders hoch sind, könnten von der Regelung relativ viele 
Rentner profitieren. Aufgrund hoher Mieten liegt in 
München das Existenzminimum derzeit etwa bei 1100 
Euro. Erzieherinnen, Köche, Gebäudereiniger oder Ver-
käufer erzielen auch nach 40 Beitragsjahren in Vollzeit 
nicht eine derart hohe Rente.

Rente nach Mindestentgeltpunkten (DGB, 2017)
Niedrige Löhne werden rententechnisch um bis zu 50 
Prozent bessergestellt als bisher. Für ein Beitragsjahr 
gibt es dann bis zu 0,75 Entgeltpunkte. Voraussetzung 
ist, dass 35 Jahre rentenrechtlich anrechenbar sind, was 
Zeiten von Arbeitslosigkeit oder Kindererziehung ein-
schließt. Im Westen entspräche dies nach 40 Jahren  
aktuell einer Rente von gut 810 Euro, die Sozialabgaben 
schon abgezogen. Eine Bedürftigkeitsprüfung gäbe es 
nicht, aber einen Zuschuss aus dem Bundeshaushalt an 
die Rentenkasse.

Dafür würden von der Regelung relativ viele Rentner 
profitieren. Denn auch die Rente derjenigen würde stei-
gen, die nur für manche Beitragsjahre sehr wenige Ent-
geltpunkte auf ihrem Rentenkonto verbuchen konnten – 
etwa weil sie einige Jahre Teilzeit gearbeitet haben, um 
Kinder oder Angehörige zu betreuen. Zudem ist für das 
Modell keine große Reform nötig. Denn für Beschäfti-
gungszeiten vor 1992 gilt diese Regelung bereits. Man 
müsste die bestehenden Regelungen also nur auf die 
Zeit nach 1992 ausweiten.

Rentenpolitik
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zahlt und wenig verdient hat, muss am Ende 
wenigstens so viel herausbekommen, dass er 
nicht zum Sozialamt muss.“ Der DGB schlägt für 
diese Fälle vor, besonders niedrige Entgeltpunkte 
um 50 Prozent aufzuwerten. 

Der Durchschnittsrentner bekommt für ein 
Beitragsjahr genau einen Entgeltpunkt. Der DGB 
fordert, dass niedrige Löhne so auf bis zu 0,75 
Entgeltpunkte pro Beitragsjahr erhöht werden. 
Denn am Ende des Arbeitslebens sind die Ent­
geltpunkte der entscheidende Faktor für die 
Höhe der individuellen Rente. Die gesammelten 
Entgeltpunkte werden addiert und mit dem Be­
trag multipliziert, den ein Punkt gerade wert ist. 
Aktuell sind das etwas mehr als 30,45 Euro im 
Westen und 28,66 im Osten. 

Aktuelle Statistiken legen nahe, dass die Zahl 
der Menschen, deren Rente zum Leben nicht 
reicht, stark zunehmen wird. Niemand kann exakt 
vorhersagen, wie viele das sein werden. Aber die 
Zahl der Menschen, die zwar eine Rente bekom­
men, aber trotzdem Grundsicherung im Alter 
beantragen müssen, hat sich in den vergangenen 
zehn Jahren nahezu verdoppelt. Im Dezember 
2015 bezogen fast 415 000 Rentner zusätzlich 
Grundsicherung. Fast 60 Prozent waren Frauen. 
Sie unterbrechen häufiger ihr Erwerbsleben oder 
arbeiten in Teilzeit, um sich um Kinder oder pfle­
gebedürftige Eltern zu kümmern.

Von Österreich lernen?
Die Politik diskutiert daher intensiv, wie man 
geringere Renten auf ein vernünftiges Niveau 
bringen kann. „Die Frage ist dabei immer, wer 
von den Maßnahmen profitiert und auch profi­
tieren soll“, sagt Florian Blank, Rentenexperte am 
WSI der Hans-Böckler-Stiftung. Eine geringe Ren­
te aus der Rentenversicherung, so Blank, sei nicht 
notwendig mit Altersarmut gleichzusetzen. 
Schließlich könne sie durch weitere Einkom­
mensquellen ergänzt werden – etwa durch die 
Rente des Lebenspartners, Immobilienbesitz oder 
eine Lebensversicherung. Man müsse deshalb 
genau schauen, ab wann die Renten wie aufge­
stockt werden: „Wenn aus vielen Jahren vollzeit­
naher Erwerbsarbeit nur eine geringe Rente folgt, 
ist das auf jeden Fall ein Problem“, sagt er. 

Blank empfiehlt einen Blick nach Österreich. 
Dort wird die Rente, sofern 15 Versicherungsjahre 

vorliegen, mit einem Ausgleichsbetrag auf gut 
890 Euro aufgestockt. Dabei werden andere Ein­
künfte und das Einkommen des Partners berück­
sichtigt, Vermögen wird nicht angerechnet. Wer 
30 Jahre in die Rentenkasse eingezahlt hat, kommt 
sogar auf ein Einkommen im Alter von 1000 Euro. 
Zudem werden Renten in Österreich nicht nur 
zwölf-, sondern 14-mal im Jahr ausgezahlt.

Interessant am österreichischen Rentensys­
tem ist aber nicht nur die Absicherung nach 
unten, sondern auch das höhere Rentenniveau. 
Im Jahr 2013 kamen männliche Neu-Rentner mit 
langen Erwerbskarrieren in Deutschland auf eine 
Rente von 1050 Euro, in Österreich waren es 
1560 – bei 14 Auszahlungen. Vor gut 15 Jahren 
hat Österreich bei der Rentenreform einen ande­
ren Weg eingeschlagen als Deutschland. „Ein 
Richtungswechsel in der deutschen Rentenpoli­
tik wäre wünschenswert“, sagt Blank. „Das würde 
vielen Rentnern zugutekommen und wäre ein 
Baustein gegen Altersarmut.“ 

Die höheren Renten in Österreich werden 
mit höheren Beiträgen bezahlt. Während bei uns 
die Rentenbeiträge derzeit bei 18,7 Prozent lie­
gen, sind es in Österreich seit den 1980er Jahren 
22,8 Prozent. Dafür werden die Österreicher aber 
nicht in die private Altersvorsorge gedrängt. 

DGB-Bundesvorstand Annelie Buntenbach auf der rentenpolitischen Tagung des DGB im Herbst 
2016: Sinkflut der Renten stoppen
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Nicht mehr das  
gleiche unternehmen
Aufsichtsrat Die Konzernspitze der Linde AG will mit dem US-amerikanischen Konkurrenten Praxair 
fusionieren. Betriebsräte und Gewerkschafter befürchten den Verlust der deutschen Mitbestimmungs-
rechte. Denn der Firmensitz könnte bald schon in Irland liegen.

Von Carmen Molitor, Journalistin in Köln – Fotos Wolfgang Roloff
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A
ls der Industriegasehersteller und Anla­
genbauer Linde aus München Anfang 
März die Geschäftszahlen von 2016 ver­
öffentlichte, hörten Börsenprofis, was 

ihnen längst bekannt war: Die Linde AG liefert. 
Sie hat ihre Wachstumsziele erreicht, die Kon­
zernmarge stieg, die Dividende wuchs. Eine ste­
tige, solide Entwicklung. „Zu langweilig“, urteil­
ten die Analysten und rieten: „Kein Kauf!“

Linde, seit 2008 in „The Linde Group“ um­
benannt, geht es gut. Knapp 17 Milliarden Euro 
Umsatz erzielte der Konzern 2016 weltweit. Er 
hat 60 000 Beschäftigte in mehr als 100 Ländern, 
davon allein 8000 in Deutschland. Aber Renditen 
können immer noch besser sein, Dividenden 
noch höher steigen. Um das zu erreichen, will 
die Konzernspitze mit dem US-amerikanischen 
Konkurrenten Praxair fusionieren.

Die Mitbestimmung würde verloren gehen
Ob es so kommt, entscheidet sich formell erst im 
Mai bei einer Aufsichtsratssitzung, aber die Ver­
handlungen sind weit fortgeschritten. Den ge­
planten Merger, der die Augen der Börsenanalys­
ten wieder zum Strahlen bringen könnte, halten 
Betriebsräte und Gewerkschafter der beiden im 
Unternehmen vertretenen Gewerkschaften IG 
BCE und IG Metall für keine gute Idee. Der Zu­
sammenschluss gefährdet die Mitbestimmung 
im Unternehmen.

„Im Endeffekt geht uns so die Mitbestimmung 
verloren“, kritisiert Gernot Hahl den geplanten 
Deal. Hahl ist Betriebsratsvorsitzender am Stand­
ort Worms, er hat den Vorsitz im Konzernbe­
triebsrat und im Europäischen Betriebsrat und 
ist Aufsichtsrat der Linde Group. Was ihm be­
sonders Sorgen macht, ist die Aussicht, dass bei 
einer Fusion eine neue Holding gegründet wird, 
die ihren Hauptsitz nicht in Deutschland haben 
wird. Als Standorte im Gespräch sind Dublin, 
London und Amsterdam; aussichtsreichster Kan­
didat ist – aufgrund der besonders niedrigen 
Steuern – Dublin.

Der Einfluss der deutschen Seite sinkt aber 
nicht nur dadurch, dass die Zentrale aus Mün­
chen verlagert wird. Der fusionierte Konzern 
würde größtenteils aus den USA geleitet werden, 
denn der designierte Vorstandsvorsitzende und 
der Finanzvorstand kommen von Praxair. Ameri­

kanische Verhältnisse ziehen in das Unternehmen 
ein, vermutet Gernot Hahl, und Mitbestimmung 
hat dort einen schweren Stand: „Linde wird nicht 
mehr das gleiche Unternehmen sein, das es jetzt 
ist. Die DNA geht mehr oder weniger verloren.“

Verschlankung auf Kosten von Linde
Bisher hat Linde eine 76er-Mitbestimmung: Im 
Aufsichtsrat sitzen je sechs Vertreter der Eigner- 
und der Arbeitnehmerseite. Während die Kapi­
talvertreter geschlossen für den Verkauf stimmen 
wollen, ist die Arbeitnehmerbank geschlossen 
dagegen. Zünglein an der Waage wird der Auf­
sichtsratsvorsitzende Wolfgang Reitzle sein. Er 
hatte Mitte April öffentlich angekündigt, den 
Verkauf gegen den Protest der Arbeitnehmerver­
treter mit seiner Doppelstimme durchsetzen zu 
wollen. „Das ist das Gegenteil von Mitbestim­
mung“, kritisierte ihn daraufhin Jürgen Wechsler, 
Bezirksleiter der IG Metall Bayern. Wenn Reitz­
le das nicht erkenne, stelle sich die Frage, ob er 
der richtige Mann in dieser Position sei. 

„Linde ist ein eigenständiges Unternehmen, 
das ohne Probleme auch alleine weitermachen 
könnte. Wir haben in jeder Hinsicht eine solide 
Basis – vom Vermögen und von der Bilanz her“, 
argumentiert Gernot Hahl. Der Linde-Vorstand 
verspreche sich von der Fusion Synergieeffekte 
in Höhe von einer Milliarde Dollar. Hahl be­
fürchtet, dass diese Einsparungen in erster Linie 
auf Kosten von Linde gehen werden, weil Praxair 
bereits eine Rosskur an Einsparungen und Ver­
schlankung durchlebt hat: „Unser Vorstand ar­
gumentiert damit, dass die Umsatzrendite von 
Praxair wesentlich höher ist und sie besser als wir 
aufgestellt sind“, sagt Hahl. „Das bedeutet im 
Klartext, dass die Synergien in erster Linie bei 
Linde gezogen werden.“

Gegen drohende Einschnitte ist man seit De­
zember gewappnet. Gemeinsam mit der IG Me­
tall und der IG BCE hat der Betriebsrat einen 
Beschäftigungspakt mit dem Arbeitgeber ausge­
handelt. Der Tarifvertrag schützt die deutschen 
Beschäftigten bis zum 31. Dezember 2021 vor 
betriebsbedingten Kündigungen. Er sichert die 
Tarifbindung auch im Falle einer Fusion und 
sorgt für den Erhalt des Standorts Dresden mit 
derzeit noch 500 Arbeitsplätzen, den das Manage­
ment ursprünglich im Zuge laufender Re­
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form die neue Holding bekommen soll, stehe 
noch nicht fest. „Eine SE ist jedenfalls meines 
Wissens nicht angestrebt“, sagt Gernot Hahl. „Wir 
haben das Modell in die Diskussion eingebracht, 
weil wir in einer SE die Mitbestimmung zumin­
dest ein bisschen festschreiben könnten. Aber 
darauf geht der Vorstand nicht ein.“

Auch die guten Arbeitsbedingungen des Eu­
ropäischen Betriebsrats mit bislang drei Sitzun­
gen im Jahr sieht Hahl durch eine Fusion bedroht. 

„Bald werden wir auch nicht mehr die Unterneh­
mensspitze selbst als direkten Ansprechpartner 
haben“, vermutet der Betriebsrat. Gewerkschafter 
Jürgen Wechsler äußert die Sorge, „dass ein Un­
ternehmen mit einer qualifizierten Mitbestim­
mung aus Deutschland weggeht, nur aus dem 
Grund, weil das Management dann Entscheidun­
gen treffen kann, ohne dass sich Arbeitnehmer­
vertreter einbringen können“. Bisher habe die 
Mitbestimmung bei Linde gut funktioniert: „Das 
ist für mich eine vorbildliche Kultur, weil man 
sich auch mal streiten konnte und trotzdem Kon­
flikte gut gelöst hat“, sagt er. Bereits 2015 hatte es 

strukturierungsmaßnahmen komplett schlie­
ßen wollte. „Dass die 76er-Mitbestimmung bleibt, 
das haben wir für die jetzige Linde AG und alle 
künftigen Linde-Gesellschaften, die in Deutsch­
land neu gegründet werden, festgelegt“, ergänzt 
Gernot Hahl. Das könnte für den Bereich Linde 
Engineering interessant werden. Denn laut Hahl 
wird darüber nachgedacht, diesen Unterneh­
mensteil in eine eigene Gesellschaft auszuglie­
dern. „Die wird ihren Sitz in Deutschland haben 
und einen mitbestimmten Aufsichtsrat bekom­
men“, prognostiziert er.

Trotz dieser Absicherungen befürchten Be­
triebsräte und Gewerkschaften, dass die Musik 
bei Linde-Praxair bald woanders und ohne ihre 
Beteiligung spielt. Die geplante neue Holding im 
europäischen Ausland würde keinen mitbe­
stimmten Aufsichtsrat nach deutschem Recht 
mehr haben. Der Aufsichtsrat der Tochter Linde 
AG (oder einer anderen neuen Linde-Gesell­
schaft) in Deutschland bliebe noch bestehen, 
wäre aber bei den zentralen Konzernentschei­
dungen nicht gefragt. Welche Unternehmens­

„Uns geht die Mitbestimmung ver
loren“, sagt Gernot Hahl, Arbeit-
nehmervertreter im Aufsichtsrat der 
Linde AG. Hahl ist außerdem Be-
triebsratsvorsitzender am Standort 
Worms, Vorsitzender im Konzern
betriebsrat und im Europäischen 
Betriebsrat und Aufsichtsrat der 
Linde Group.
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erste Vorstöße für eine Fusion gegeben. „Damals 
haben die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
klar gegen die Fusion gesprochen“, erinnert sich 
Wechsler. „Über die hat man sich nicht hinweg­
setzen können. Insofern ist die Mitbestimmung 
hier gut praktiziert worden.“ 

IG Metall und IG BCE ziehen an einem Strang
Gut funktioniert laut Wechsler auch die Koope­
ration zwischen den beiden Gewerkschaften im 
Konzern. Während die IG BCE vorwiegend im 
Gasebereich präsent ist, vertritt die IG Metall 
viele Beschäftigte aus dem Anlagenbau. In ihrer 
Skepsis über die anstehende Fusion sind die Ge­
werkschaften vereint. Ihre Vorsitzenden Jörg 
Hofmann (IG Metall) und Michael Vassiliadis 
(IG BCE) forderten auch gemeinsam, den Ver­
dacht des Insiderhandels gegen den Aufsichts­
ratsvorsitzenden Reitzle zu klären. Die Wirt­
schaftskammer der Staatsanwaltschaft München 
prüft ein Ermittlungsverfahren gegen ihn, weil 
er mehrmals Linde-Aktien im Wert von rund 
einer halben Million Euro gekauft haben soll, 

bevor die Öffentlichkeit von der Anbahnung ei­
ner Fusion erfahren habe.

Die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
haben zugestimmt, den Fusionsprozess zu prüfen. 

„Diese Prüfung muss man jetzt abwarten“, sagt 
Wechsler. Er selbst plädiert dafür, dass Linde ei­
genständig bleibt. „Linde ist das größere Unter­
nehmen. Hier will der Kleine den Großen schlu­
cken. Lieber sollte Linde überlegen, ob man 
Praxair übernimmt und den Unternehmenssitz 
in Deutschland lässt.“

Der Vorstand drückt aufs Tempo und will vor 
der Hauptversammlung am 10. Mai einen Fusi­
onsvertrag abschließen. Noch hofft Betriebsrat 
Hahl, dass es nicht so weit kommt. Womöglich 
mache das Kartellamt den beiden Konzernen so 
kostspielige Auflagen, dass die Anteilseigner kei­
nen finanziellen Sinn mehr in dem Zusammen­
schluss sähen. „Es könnte ja sein, dass wir ein 
Geschäft mit hoher Marge abgeben müssten und 
Geschäfte mit niedriger Marge behalten sollten. 
Dann stellt sich auch für Investoren die Frage, ob 
der ganze Zusammenschluss Sinn ergibt.“ 

Jürgen Wechsler, Bezirksleiter der  
IG Metall Bayern

„Linde ist das  
größere Unterneh-
men. Hier will der 

Kleine den Großen 
schlucken.“
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Shopping-Sonntage  
sind vielfach illegal
Recht Tausendfach brechen die Kommunen mit Alibi-Veranstaltungen das Recht, das für die Sonntagsruhe 
sorgen soll. Die Gewerkschaft ver.di kämpft dagegen. Die meisten Fälle landen bei einem Leipziger Anwalt. 

Von Andreas Molitor, Journalist in Berlin

Kölner Fußgängerzone: Die Stadt am 
Rhein reduzierte die Zahl der geplanten 
Sonntagsöffnungen von 36 auf sieben. 
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K
ay Lipka hatte es nie angestrebt, auf der 
Unbeliebtheitsrangliste der Essener Kauf­
leute eine Spitzenposition zu erreichen. 
Ein wenig ratlos steht der für Handel 

zuständige ver.di-Sekretär der Ruhrgebietsstadt 
nun vor den Folgen seines Tuns. Er sollte sich 
derzeit besser nicht in den Essener Geschäften 
blicken lassen, zumindest nicht mit einem ver.di-
Anstecker am Revers. Seit er im Namen seiner 
Gewerkschaft höchst erfolgreich gegen alle 28 
für dieses Jahr geplanten, verkaufsoffenen Sonn­
tage im Stadtgebiet geklagt hat, gilt er bei der 
Kaufmannschaft als Persona non grata. Mitte 
März entschied das Verwaltungsgericht Gelsen­
kirchen, dass keine einzige der vorgesehenen 
Sonntagsöffnungen stattfinden darf – weder in 
der City noch in den Stadtteilen Rüttenscheid, 
Steele, Werden, Borbeck, Kettwig, Kupferdreh 
und Altenessen. Entsprechend groß war nach 
dem Urteil das Lamento des örtlichen Einzelhan­
dels. Die verkaufsoffenen Sonntage seien die 
umsatzstärksten Tage des Jahres, argumentierten 
die Kaufleute, außerdem belebten sie die an Sonn­
tagen meist wie ausgestorben daliegenden Fla­
niermeilen. 

Der Sündenbock war schnell gefunden. „Wie 
die Gewerkschaft Stadtbezirke veröden lässt“, ti­
telte die Westdeutsche Allgemeine. Gewerk­
schaftssekretär Lipka wird manchmal gefragt, wie 
man denn die Rolle des Buhmanns nun wieder 
loswerden könne. „Eigentlich gar nicht“, sagt er 
ein wenig verzweifelt. „Ich kann ja in gewisser 
Weise sogar verstehen, dass die Händler jetzt bo­
ckig sind. Aber wir sind doch nicht schuld, wenn 
die Stadt Essen es nicht schafft, sich an Recht und 
Gesetz zu halten.“

Koalition mit der Kirche
In einer ähnlichen Spielverderberrolle sehen sich 
ver.di-Sekretäre derzeit vielerorts in deutschen 
Landen. Im Verein mit den Kirchen hat die Ge­
werkschaft eine groß angelegte Kampagne gegen 
die sonntäglichen Ladenöffnungen ins Rollen 
gebracht und in etlichen Städten Klagen ange­
strengt. So wie einst Jesus die Händler aus dem 
Tempel vertrieben haben soll, widersetzt sich 
ver.di jetzt der schleichenden Metamorphose des 
heiligen Sonntags zum schnöden Einkaufstag. 

„Der Sonntagsschutz ist keine Lappalie“, erklärt 

Stefanie Nutzenberger, im ver.di-Bundesvorstand 
verantwortlich für den Handel, die Klagewelle, 

„er ist ein elementar wichtiges Werkzeug, um Be­
schäftigte vor der immer größeren Vermischung 
von Freizeit und Arbeit zu schützen.“ Die Inte­
ressen eines Großteils der Einzelhandelsbeschäf­
tigten verortet sie klar auf ihrer Seite – und die 
Rechtsprechung sowieso.

Der Leipziger Arbeitsrechtler Friedrich Kühn, 
der die meisten Verfahren für ver.di führt, auch 
jenes in Essen, kann sich „nicht an einen einzigen 
Prozess in Sachen Einkaufssonntag aus den ver­
gangenen zwei Jahren erinnern, den wir verloren 
haben“. Eine Bastion der Sonntags-Shopper nach 
der anderen fällt. Während sich in Essen die Ein­
zelhändler noch die Wunden leckten, hatte die 
Gewerkschaft schon nachgeladen und Klage ge­
gen die verkaufsoffenen Sonntage in Duisburg 
eingereicht. Zuvor hatten die Gerichte schon 
Sonntagsöffnungen unter anderem in Frankfurt, 
München, Stuttgart, Hannover, Düsseldorf, 
Münster und Oberhausen gekippt. Manche Kom­
munen ziehen angesichts der aus ihrer Sicht 
aussichtslosen Prozesse von sich aus die Not­
bremse. Köln reduzierte die Zahl der Sonntags­
öffnungen von 36 auf sieben; Ascheberg, Ibben­
bühren, Paderborn und Senden sagten sämtliche 
verkaufsoffenen Sonntage ab, im niederrheini­
schen Rees muss statt am Primelsonntag notge­
drungen am Primelsamstag geshoppt werden.

Andere Gemeinden machen sich – nicht ganz 
unberechtigt – Hoffnung, dass sie unerkannt 
durchkommen. „Allein in Bayern gab es im ver­
gangenen Jahr knapp 1000 Sonntagsöffnungen“, 
schätzt Rechtsanwalt Kühn. „Da kann man nicht 
überall hinterher sein.“

Das Recht ist unübersichtlich
Die Rechtslage ist ausgesprochen unübersicht­
lich. Seit 2006 sind die Ladenöffnungszeiten 
Ländersache. Je nach Bundesland dürfen die Ge­
meinden oder Stadtteile zwischen vier und elf 
Sonntage im Jahr für den Kommerz freigeben, 
allerdings nur „aus besonderem Anlass“ – eine 
puddingweiche Formulierung, die von den Be­
fürwortern eines immerwährenden Einkaufsver­
gnügens als trojanisches Pferd genutzt wird. Bun­
desweit habe sich „eine sehr laxe und großzügige 
Praxis zur Genehmigung von Sonntagsöff­

ver.di-Aktion gegen die Öffnung der 
Geschäfte am Sonntag 
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nungen eingeschlichen“, urteilt Arbeitsrecht­
ler Friedrich Kühn. „Zwei Bratwurstbuden und 
ein Kinderkarussell heißen Stadtteilfest – und das 
reicht dann als Anlass, die Läden zu öffnen.“

Findige Agenturen organisieren, zack, zack, 
im Auftrag der Gewerbetreibenden Alibiveran­
staltungen. In Essen musste selbst die Stadtver­
waltung einräumen, dass in der Vergangenheit 
in manchen Fällen der Anlass für die sonntägli­
che Öffnung nicht im Ansatz ausreichend war. 
So fand das Weinschmecker-Festival in Alten­
essen im vorigen Jahr überhaupt nicht statt – die 
Läden waren trotzdem geöffnet! Beim Frühlings­
fest in Frohnhausen zählten die Kontrolleure des 
Ordnungsamtes einen Würstchenstand und eine 
Kaffeebude.

Die Gewerkschaft und die Kirchen, geplagt 
von der Vorstellung, dass die Sonntagsruhe zuse­
hends ausgehöhlt und der siebte Tag der Woche 
in deutschen Fußgängerzonen und Malls zur 

Regelarbeitszeit wird, wollten die Sache gericht­
lich klären lassen. Insbesondere die Gewerkschaft 
hat die Rechtsprechung mit ihren Klagen voran­
getrieben. Als Meilenstein in Sachen Sonntags­
öffnung gilt eine Entscheidung des Bundes­
verwaltungsgerichts vom November 2015. 
Eingebettet in schönste Juristenprosa („rhyth­
misch wiederkehrende Tage kollektiver Arbeits­
ruhe und die damit verbundene synchrone Tak­
tung des sozialen Lebens“), verpassten die Richter 
den Kommunen und den Einzelhändlern ein 
äußerst straff geschnürtes Anforderungskorsett 
und beendeten insbesondere die gern geübte 
Praxis der Alibi-Anlass-Festivitäten.

Bei künftigen verkaufsoffenen Sonntagen 
müsse die „Wirkung der Märkte, Messen oder 
ähnlichen Veranstaltungen gegenüber der typisch 
werktäglichen Geschäftigkeit der Ladenöffnung 
im Vordergrund stehen“; die Ladenöffnung dür­
fe also nicht mehr sein als ein „bloßer Annex“ zur 

„Wir haben keinen einzigen Prozess 
verloren“: Der Leipziger Arbeits-
rechtler Friedrich Kühn vertritt 
ver.di bei Klagen gegen verkaufs
offene Sonntage.
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Festivität. Außerdem müsse „der Besucherstrom, 
den der Markt für sich genommen auslöst, die 
Zahl der Besucher übersteigen, die allein wegen 
der Öffnung der Verkaufsstellen“ kommen. Um 
dies nachzuweisen, müssen exakte Besucherpro­
gnosen erstellt werden, wozu sich die meisten 
Kommunen nicht in der Lage sehen. Nicht zu­
letzt spricht das Gericht von der Möglichkeit, bei 

„auf bestimmte Handelszweige beschränkten 
Märkten“ eine Ladenöffnung „nur für dieselben 
Handelszweige“ zu genehmigen. In geradezu ab­
surd anmutender Konsequenz heißt dies, dass 
beispielsweise beim Wormser Mantelsonntag, 
vor Jahrhunderten geschaffen, um den Bauern 
den Einkauf von Winterbekleidung in der Stadt 
zu ermöglichen, streng genommen nur Mäntel 
verkauft werden dürfen. Oder anlässlich des Hei­
singer Wottelfestes (Wotteln sagt man im Ruhr­
gebiet zu Möhren) nur Möhren oder Möhrensaft.

Druck der großen Einkaufszentren
„Realistisch gesehen, bedeutet die derzeitige 
Rechtslage das Ende der verkaufsoffenen Sonn­
tage“, resümiert Marc Heistermann, Geschäftsfüh­
rer des Handelsverbands Nordrhein-Westfalen 
Ruhr. Die Verantwortlichen in den Kommunen 
wissen mittlerweile, welches Damoklesschwert 
über ihren Sonntagsöffnungen schwebt. Die Es­
sener Stadtverwaltung etwa wies in der Ratsvor­
lage ausdrücklich auf ein „erhebliches Prozess­
risiko“ hin – und plädierte trotzdem dafür, alle 
28 geplanten Verkaufssonntage unbeirrt durch­
zuziehen. In vielen Fällen seien die Kommunen 

„wohl auch nicht gänzlich frei in ihren Entschei­
dungen“, vermutet Friedrich Kühn. „Nicht selten 
beugen sie sich dem Druck beispielsweise großer 
Einkaufszentren.“

Immer wieder muss die Gewerkschaft sich 
jetzt fragen lassen, ob ihr denn die Malaise des 
vielerorts Not leidenden Einzelhandels – und die 
Interessen der Beschäftigten, darunter viele ver.di-
Mitglieder – völlig egal ist. ver.di-Vorstand Stefa­
nie Nutzenberger findet derlei Anwürfe „absurd“: 

„Die Probleme des stationären Handels und der 
verödenden Innenstädte werden nicht durch 
mehr Sonntagsöffnungen gelöst.“ Was zweifellos 
stimmt. Andererseits stehen die Läden in Kon­
kurrenz zum Internet-Shopping, wo ein jeder 
sieben Tage die Woche rund um die Uhr an den 

virtuellen Schaufenstern entlangschlendern und 
bestellen kann.

Besonders die Einzelhändler im Ruhrgebiet 
verweisen auf die nahe Konkurrenz aus Holland, 
auf das Designer-Outlet-Center in Roermond etwa, 
in knapp einer Stunde erreichbar und bis auf den 
ersten Weihnachtstag und Neujahr täglich geöffnet. 
Rechtlich seien solche Argumente irrelevant, sagt 
ver.di und verweist auf eine wegweisende Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts von 2009: 

„Bloße wirtschaftliche Interessen von Verkaufsstel­
leninhabern und alltägliche Erwerbsinteressen der 
Käufer für die Ladenöffnung genügen grundsätz­
lich nicht.“ Klarer kann es nicht gesagt werden.

Ein heikler Spagat
Trotzdem bleibt die Kampagne gegen die Sonn­
tagsöffnung und damit auch gegen die weitere 
Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse – auch für 
ver.di – ein heikler Spagat; nicht immer dürfte 
sie im Interesse der eigenen Mitglieder liegen. 
Zwar haben viele Händler, wie Stefanie Nutzen­
berger zu Recht kritisiert, die „immer weiter 
ausgedehnten Öffnungszeiten vorrangig über 
mehr Minijobs oder unfreiwillige Teilzeit ausge­
dehnt“. In vielen tarifgebundenen Unternehmen 
allerdings ist die Sonntagsarbeit beim Verkaufs­
personal ausgesprochen beliebt – jedenfalls wenn 
sie auf freiwilliger Basis erfolgt und mit Zuschlä­
gen von bis zu 30 Prozent und großzügigem 
Freizeitausgleich vergütet wird. Wo die Gewerk­
schaft klagt, ist Schluss damit. Handelsverbands-
Geschäftsführer Heistermann wundert sich, „dass 
es bei ver.di intern nicht längst mächtig rumort“.

Bislang ist übrigens nur ein Fall bekannt, in 
dem eine Kommune den – rechtlich nicht wet­
terfesten – Weg beschritt, den ein Sonntagsshop­
ping-affiner Kommentator der Westdeutschen 
Allgemeinen kürzlich vorschlug: „Man sollte den 
mündigen Bürger entscheiden lassen, ob er sonn­
tags lieber ausruhen oder sich beim Einkaufen 
verwirklichen möchte.“ In Münster ist das gesche­
hen. Im vergangenen November wurden die 
Bürger zu einem Votum pro oder kontra Sonn­
tagsöffnung an die Urne gerufen. Mit einer Mehr­
heit von 53 Prozent entschieden die Münsteraner, 
dass sie sonntags nicht shoppen wollen. Rechts­
anwalt Friedrich Kühn wusste, dass er eine Klage­
schrift weniger verfassen muss. 

Klageschriften gegen die Alibi-An-
lässe: Die Leipziger Kanzlei Müller-
Kühn spielt eine wichtige Rolle im 
Kampf um die Sonntagsruhe.
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Anke Hassel, 51, ist seit Herbst 2016 
Direktorin des WSI der Hans-Böckler-
Stiftung. Geboren wurde sie im  
Westerwald, ihr Vater war Lokomotiv-
führer und im Personalrat aktiv. Ihre 
gewerkschaftliche Prägung, sagt  
Hassel, sei älter als die Entscheidung, 
wissenschaftlich zu arbeiten. Als jun-
ge Frau war sie an die London School 
of Economics gegangen, weil man 
nur dort das Fach Industrielle Bezie-
hungen studieren konnte. Zurück in 
Frankfurt jobbte sie ein Jahr als Re-
dakteurin beim linken Express und ar-
beitete mit Otto Jacobi im Projekt des 
Europäischen Laboratoriums, schrieb 
Berichte über deutsche Tarifpolitik. 

Ein Stipendium der Hans-Böckler-
Stiftung legte die materielle Grund
lage für die Promotion – 1998 bei 
Walther Müller-Jentsch. Sie ging mit 
ihrem Mann nach Köln und begann 
dort eine intensive Forschungsphase 
am Max-Planck-Institut für Gesell-
schaftsforschung bei Wolfgang 
Streeck. 

Im Zuge eines Austausches zwi-
schen Wissenschaft und Politik war 
sie 2003 im Planungsstab des dama
ligen Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit. Nach der Habilitati-
on erhielt Anke Hassel einen Ruf nach 
Bremen als Professorin für Soziologie, 
wechselte 2005 auf einen Lehrstuhl 
für Public Policy an der Hertie School 
of Governance in Berlin. Sie ist seit  
ihrer Jugend SPD-Mitglied, schrieb 
regelmäßig politische Kolumnen im 
Debattenmagazin Berliner Republik 
und nutzt intensiv Social-Media- 
Kanäle – für den schnellen Austausch 
mit den Wissenschaftlerkollegen. 
Anke Hassel hat einen 24-jährigen 
Sohn und eine 14-jährige Tochter. Sie 
ist verheiratet mit dem Journalisten 
Hugh Williamson, der vor Kurzem die 
deutsche Staatsbürgerschaft ange-
nommen hat.
www.ankehassel.de
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„Wir stärken unser 
SozialModell“
INTERVIEW WSI-Direktorin Anke Hassel über die Bedeutung einer guten Datenbasis in 
der fachlichen und politischen Auseinandersetzung und neue Ideen für die Forschung des 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts 

Die Fragen stellte Cornelia Girndt – Fotos Uli Baatz

Anke Hassel, das WSI habe „ein umfassendes und einzig-
artiges Wissen über die Entwicklung des deutschen Sozial- 
und Wirtschaftsmodells im europäischen Kontext“, schrei-

ben Sie. Worin besteht dieses einzigartige Wissen?
Die Zusammenführung von verteilungspolitischen Themen, Arbeits­
marktanalysen, die Kenntnis der industriellen Beziehungen plus eu­
ropäischer Politik – das ist als Konstellation von Forschungsschwer­
punkten schon ziemlich einzigartig, zumal in Kombination mit der 
Empirie im Tarifarchiv oder durch die Betriebsrätebefragungen. In 
dieser Tiefe hat kein anderes Institut dieses Wissen. 

In die DNA des WSI ist seit 70 Jahren eingeschrieben, die Lebenslage 
der Arbeitnehmer/-innen zu verbessern. Es gibt auch kritische Stimmen, 
es heißt, man würde eher die Defizite – die Armut, die Prekarisierung – 
herausstellen. 
In der Tat stehen wir da in der Auseinandersetzung. Die hat jetzt in 
der Debatte um soziale Ungleichheit noch an Fahrt zugenommen. 
Die arbeitgebernahe Seite unter anderem stellt heraus, „warum 
Deutschland gerechter ist, als viele behaupten“, und implizit hört man 
den Vorhalt: Was beklagt ihr denn, geht es uns nicht prima? Da wird 
jetzt wirklich mit harten Bandagen argumentiert. 
 
Das WSI verweist in diesem Kontext gern auf die Polarisierung des Ar-
beitsmarktes. 
Früher konnte man mit einer Facharbeiterausbildung problemlos ein 
Leben in der Mittelschicht führen. Jetzt haben wir einen ausgeprägten 
Niedriglohnsektor und eine Erosion der Mitte (die mal bei 60 Prozent 
lag), während bei den hoch Qualifizierten Jobs dazukommen. Wer 
eine Facharbeiterqualifikation hat, kann sich nicht mehr sicher sein, 
ob die Familie nach unten in den Niedriglohnbereich abwandert. Oder 
ob man – etwa über Aufbaustudien – den Aufstieg in das hoch 

33Mitbestimmung  | N r. 2  |  April 2017

politik und gesellschaft



qualifizierte Segment schafft. Das ist die Verun­
sicherung der Mittelschicht, und die ist wirklich real. 
Das ist nicht etwas Eingebildetes, wie uns manche 
Wissenschaftler, Verbände und Politiker glauben 
machen wollen. Es gibt handfeste Gründe, warum 
diese Menschen verunsichert sind.

Wie wichtig ist in diesem Kontext die Datenbasis?
Die ist zentral. Ohne solide empirische Datenbefun­
de wären wir nicht sprachfähig. Wir könnten weder 
wissenschaftlich publizieren, noch könnten wir im 
politischen Raum unsere Studien vorstellen. Die 
politische Auseinandersetzung zur Arbeitsmarkt- 
und Tarifpolitik, aber auch in der Sozialpolitik wer­
den heute unter Einsatz von Daten geführt. Und 
diese Daten müssen leicht zugänglich sein – und für 
möglichst viele. Das ist nicht trivial. Und wenn wir 
Befragungsergebnisse so aufbereiten, dass auch an­
dere damit arbeiten können, schaffen wir Verbrei­
tung für unsere Themen. Da haben wir natürlich 
auch Journalisten im Sinn.

Was gehört dazu?
Dazu gehört die Betriebsrätebefragung. Dazu gehört 
das Tarifarchiv, wo systematisch Tarifverträge sowohl 
quantitativ wie auch qualitativ ausgewertet werden. 
Die Digitalisierung des Tarifarchivs ist für mich ein 
wichtiges Projekt, damit wir jene Schätze heben 
können, die im Moment nur zum Teil genutzt wer­
den können. Wir haben auch andere eigene Befra­
gungen, zum Beispiel zum Thema Behinderung von 
Betriebsratswahlen. Diese und weitere Datenbefun­
de im Kernbereich der WSI-Forschung sind wesent­
liche Bestandteile der sozialwissenschaftlichen For­
schung in Deutschland. Bei diesen Themen hat das 
WSI ein Alleinstellungsmerkmal. 

Soll damit auch das deutsche Modell der industriellen 
Beziehungen gestärkt werden? 
Aber ja. Wir nutzen unentwegt diese Daten in der 
öffentlichen Debatte wie auch in den Tarifauseinan­
dersetzungen und im Austausch mit den Betriebsrä­
ten und hinterlegen sie als Grafiken im Internet. 
Darauf können dann auch Gewerkschaftskollegen 
in einer Verwaltungsstelle zurückgreifen, etwa wenn 
sie eine Rede vorbereiten. 

In welchem Zustand ist das deutsche Modell, zu dem 
Mitbestimmung genauso gehört wie der Wohlfahrts-
staat und das im Zentrum Ihrer eigenen Forschung 
steht?

Wir erleben seit den 70er Jahren einen ganz massiven 
Strukturwandel, weg von der männlich geprägten 
Industrie hin zu den Dienstleistungen – mit einem 
bemerkenswerten Anstieg der Frauenerwerbstätig­
keit. Dadurch hat sich die Prägekraft jener Instituti­
onen verändert, die aus den Kernbereichen der Ta­
rifpolitik und der Mitbestimmung kommen und 
nun auf die Dienstleistungssektoren aufgesetzt wur­
den. Und dort nicht die gleiche Prägekraft entwi­
ckeln konnten. Aber auch im Kernbereich der deut­
schen Industrie haben sich die Institutionen 
gewandelt. Ehedem tariftreue Unternehmen haben 
dieses Regelsystem für sich flexibel umgebaut – 
durch OT-Arbeitgeberverbände, durch Restrukturie­
rungen ihrer Unternehmen, durch den Einsatz von 
Leiharbeitnehmern. 

Kann man von einer Erosion sprechen?
Von Erosion, von Transformation. Schon vor 20 Jah­
ren habe ich in einem Aufsatz von der Erosion des 
deutschen Modells gesprochen. Damals gab es viel 
Widerspruch, weil Deutschland als Ort der Stabilität 
empfunden wurde. Aber schon damals war zu be­
obachten, wie die Tarifdeckung zurückgeht und sich 
die mitbestimmungsfreien Zonen ausweiten. Das 
beruhte auf Zahlen, die wir 1997 in der Mitbestim­
mungskommission von Hans-Böckler- und Bertels­
mann-Stiftung bei Wolfgang Streeck in Köln erho­
ben hatten. Seitdem ist die Erosion weiter 
fortgeschritten. Der gewerkschaftliche Organisati­
onsgrad hat sich reduziert, die Tarifbindung ist rück­
läufig, ebenso die Verbreitung von Betriebsräten. 

Das WSI hat vielfach in seiner Forschung herausgear-
beitet, wie wichtig diese Institutionen für soziale Ge-
rechtigkeit und für die Verteilung sind – aktuell sind 
das die großen Themen. 
Zu diesen Institutionen gehören Tarifpolitik, Mit­
bestimmung, ein regulierter Arbeitsmarkt und auch 
der Wohlfahrtsstaat. Wir untersuchen diese Institu­
tionen mit einer bestimmten Perspektive – nicht 
wertneutral – und wollen mit einem besseren Ver­
ständnis auch etwas zur Stärkung und Weiterent­
wicklung beitragen. Der Mindestlohn ist ja nicht im 
luftleeren Raum entstanden, sondern weil die Prä­
gekraft von Tarifverträgen in bestimmten Bereichen 
so schwach wurde. Das WSI hatte großen Anteil 
daran, diese Diskussion voranzutreiben. 

Gibt es ähnliche Projekte, bei denen Sie sagen: Daran 
arbeiten wir die nächsten zehn Jahre? 
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Was sind Faktoren, damit sich Unternehmen auch 
wieder an Tarifpolitik beteiligen? Wie effektiv ist die 
Allgemeinverbindlichkeit? Aber auch: Wohin steu­
ern die Sozialversicherungen, und wie kann die Po­
litik prekäre Arbeitsverhältnisse besser absichern 
und der Ungleichheit entgegenwirken? Wir werden 
uns in einem größeren Kontext der Einhaltung und 
Kontrolle von Normen widmen. Da geht es dann 
auch um den Mindestlohn. Und da geht es darum, 
dass das, was gesetzlich reguliert und tariflich ver­
einbart wurde, auch tatsächlich umgesetzt wird. 
Weil wir sehen, dass es ein Umsetzungsdefizit gibt 
zwischen dem, was man beschlossen hat, und dem, 
was tatsächlich in den Betrieben passiert. 

Spielt auch hier die Transformation des deutschen 
Modells eine Rolle? 
Ja, denn früher hatte man ein eingespieltes System: 
Die Betriebsräte agierten mit den tarifpolitischen 
Akteuren und auch dem Recht. Wenn wir jetzt we­
niger Betriebsräte haben, dann haben wir auch we­
niger Akteure, die darauf insistieren, dass bestimm­
te Normen auch wirklich umgesetzt werden. 

Müsste dann nicht auch der Staat diese Institutionen, 
die für soziale Gerechtigkeit wesentlich sind, besser 
schützen und stützen? 
Dies politisch zu fordern ist Aufgabe der Gewerk­
schaften, und sie machen das auch, etwa um die 
Unternehmensmitbestimmung nicht weiter erodie­
ren zu lassen. Unsere Aufgabe als WSI ist in erster 
Linie, die Zusammenhänge zu erforschen und alter­
native Lösungen zu entwickeln. Wir werden auch 
Vorschläge machen. Aber die in den politischen 
Raum hineinzutragen ist Aufgabe der politischen 
Akteure. 

Inwieweit wird der einzelne Mensch, der immer mehr 
Arbeitskonflikte auszuhalten hat, mehr gesundheitli-
chen Risiken am Arbeitsplatz ausgesetzt ist, der um 
Vereinbarkeit ringt, für den der Sozialstaat nicht mehr 
in dem Maße sorgt – inwieweit wird der einzelne von 
den Forschungen des WSI unterstützt? 
Einer unserer Forschungsschwerpunkte heißt Trans­
formation von Arbeit. Da benutzen wir auch Mikro­
daten aus Erwerbstätigenbefragungen, in denen 
Menschen zu ihren Arbeitszeiten, zu Erreichbarkeit 
und Stressbelastung gefragt werden. Diese Fremd­
daten werten wir aus, gleichzeitig überlegen wir, wie 
wir diese Forschung hier systematisch ansiedeln 
können. Denn wir befragen derzeit Betriebsräte, kei­

ne Arbeitnehmer. Ich würde gerne ein Instrument 
entwickeln, womit wir stärker die Arbeitsbedingun­
gen, Wünsche und Bedürfnisse insgesamt von Er­
werbstätigen in den Blick bekommen. Wir wollen 
besser verstehen, wie und wie schnell sich die Ar­
beitswelt wandelt. Wie flexibel sind Arbeitszeiten 
jetzt schon? Wie entgrenzt ist ein Arbeitsalltag? Wie 
mobil? An diese Dynamiken kommt man nur heran, 
wenn wir uns die Informationen direkt bei den Er­
werbstätigen abholen. 

Sie diskutierten Ende März mit dem BDA-Hauptge-
schäftsführer und dem DIW-Präsidenten über die 
strittige Frage: Muss die Agenda 2010 dringend refor-
miert werden, oder ist sie die Basis für eine zukunfts-
weisende Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik? Wie posi-
tionierten Sie sich?
Ich war 2004 sehr nah dran an den Hartz-Reformen, 
da ich im Zuge eines Austausches zwischen Wissen­
schaft und Politik ein Jahr im Bundesarbeitsministe­
rium war. Danach habe ich in einem Böckler-Projekt 
Antworten gesucht auf die Frage: Warum verfolgt 
die Politik eine so einschneidende Reform? Das war 
schon ein Strukturbruch an dieser Stelle mit dem 
deutschen Modell. Die Arbeitslosenhilfe war vorher 
unbegrenzt, und Ersparnisse bzw. Vermögen wurden 
nicht angetastet.

„Ohne solide empirische Datenbefunde wären wir nicht sprachfähig.“ 
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Und Ihre Erkenntnis nach der Befragung von rund 
50 Akteuren? 
Es war im Kern eine fiskalische Maßnahme, um die 
westdeutschen Kommunen vor dem Ruin zu retten, 
indem man ihnen einen Teil der Ausgaben für die 
Sozialhilfe abnahm. Um die fiskalischen Effekte der 
Hartz-IV-Reform auszureizen, hat man sehr harte 
Strukturreformen gemacht. Das Erstaunliche: Da 
ging es weniger um Arbeitsmarktpolitik, sondern 
um eine Gemeindefinanzreform. 

Das Thema lässt uns nicht los. Was sollte die Politik 
jetzt tun? 
Ich glaube nicht, dass man die Hartz-IV-Reform hei­
len kann. Man kann die Geschichte nicht zurück­
drehen hin zu einer Reform, die man damals hätte 
eigentlich machen müssen. Gleichzeitig weist Mar­
tin Schulz auf ein reales Problem hin, das durch die 
Hartz-Reformen zugespitzt wurde: die zunehmende 
Polarisierung des Arbeitsmarktes. Er sagt: Es kann 
nicht sein, dass jemand, der lange Jahre in einem 
qualifizierten Job gearbeitet hat, nach einem Jahr 
vor dem Nichts steht. Und das ist auch richtig. Das 
Arbeitslosengeld länger zu bezahlen, um mehr Si­
cherheit einzuführen und eine Qualifizierungspha­
se, das finde ich nicht falsch. Allerdings hilft man 
den Menschen nur mit einem guten Job. Gute Arbeit 
ist die Antwort sowohl auf die Prekarisierung wie 
auch auf steigende Ungleichheit. 

Da ist das WSI wieder gefragt. 
Da geht es um die Regulierung des Arbeitsmarktes 
und darum, Bereiche, die ins Niedriglohnsegment 
abgewandert sind, wieder herauszuholen. Da kommt 
die Tarifpolitik und die Tarifbindung ins Spiel, weil 

dadurch auch die Arbeit wieder akzeptabler wird 
für diejenigen, die ihren Job verloren haben. 

Kürzlich analysierte eine WSI-Tagung den Populismus 
und fragte, warum Arbeitnehmer der unteren Mittel-
schicht diese Bewegung unterstützen. Ein Thema? 
Wir haben die Aufgabe, die sozioökonomischen 
Grundlagen des Populismus zu verstehen, um ihm 
die Grundlage zu entziehen. Der Nährboden liegt 
in der Auflösung des Sozialvertrages der Nachkriegs­
jahre, der mit regulierten Arbeits- und Finanzmärk­
ten Sicherheit gab. Wir sehen eine neue Art des 
Wirtschaftens, die sehr effizient für die Konsumen­
ten ist, aber gleichzeitig die Interessen von Produ­
zenten vernachlässigt. 

Populisten spielen sich auf als Beschützer der traditi-
onellen Arbeiterklasse. 
Es formiert sich derzeit eine starke Gegenbewegung 
gegen den liberalen und globalen Kapitalismus, der 
Kosten senkt und Arbeiter schutzlos zurücklässt. 
Aber diese Gegenbewegung hat das Gesicht des Po­
pulismus, und nicht der Arbeiterbewegung und 
ihrer Repräsentanten. Hier brauchen wir einen neu­
en Sozialvertrag. Den zu formulieren ist genuine 
Aufgabe der Gewerkschaften. 

Allein national wird das nicht reichen. Europäisches 
Sozialmodell heißt ein weiterer Forschungsschwerpunkt 
des WSI. Jetzt sagen aber Politikwissenschaftler wie 
etwa Martin Höpner, es gebe kein europäisches Sozial-
modell, zumindest kein einheitliches. Was sagen Sie? 
Natürlich gibt es ein europäisches Sozialmodell im 
Vergleich mit anderen Weltregionen. Und natürlich 
gehören die Gewerkschaften zentral dazu. Tarifbin­
dung gibt es fast nur in Europa. Das Gleiche gilt für 
den Wohlfahrtsstaat, der die großen Risiken wie 
Krankheit, Alter, Arbeitslosigkeit absichert. Auch 
den finden wir nur in Europa. Von daher gibt es ein 
europäisches Sozialmodell – das gab es aber schon 
vor dem Euro. 

Also relativ unproblematisch? 
Nein. Problematisch ist, dass die nationalen Wohl­
fahrtsstaaten in Europa sich stark unterscheiden und 
nur als nationale Modelle ihre Funktion wirklich 
erfüllen können. Das steht einer stärkeren Europäi­
sierung der Wohlfahrtsstaaten entgegen. Hier gibt 
es eine starke Spannung, für die es bislang noch 
keine Lösung gibt. Auch dieses Thema steht auf un­
serer Agenda. 

„Wir wollen besser verstehen, 
wie und wie schnell sich die 

Arbeitswelt wandelt.“
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Netzwerk der Altstipendiaten

B
is kurz vor Schluss konnte Gregor Jansen 
denken, es sei eine Führung wie jede an­
dere. Der Direktor der Kunsthalle Düs­
seldorf zeigte eine seiner Ausstellungen, 

erzählte Anekdoten, erläuterte Hintergründe. 
Alles wie immer. Doch dann, im letzten Raum, 
sah er sich angesichts einer Komposition aus ros­
tigen Stahlplatten plötzlich in eine Diskussion 
über den elitären Charakter einer Kunst ver­
strickt, die Uneingeweihten gegenüber stumm 
bleibt. „Tun Sie doch mal so“, forderte einer der 
Besucher den Kunsthallenchef auf, „als wären wir 

Bauarbeiter, und erklären Sie uns, warum das 
Kunst ist!“

Die Gruppe, von der Gregor Jansen auf diese 
Weise zur Rechtfertigung seines Tuns gezwungen 
wurde, bestand aus ehemaligen Stipendiaten der 
Hans-Böckler-Stiftung. Es waren Mitglieder des 
Altstipendiatennetzwerks Wissenschaft, die zu 
ihrem jährlichen Treffen nach Düsseldorf gekom­
men waren. Und die mit ihren kritischen Fragen 
unterstrichen, was Silke Tönsjost als wesentliches 
Ziel ihrer Tätigkeit beschreibt. „Wir wollen un­
sere Themen, Inhalte und Werte transpor­

Stiftung Die materielle Förderung läuft aus. Schluss? Nein! Die Hans-Böckler-Stiftung möchte, dass 
ihre ehemaligen Stipendiaten in Verbindung bleiben. Und dass diese engagierten Akademikerinnen 

und Akademiker in gesellschaftliche Positionen kommen.

Text Joachim F. Tornau – Fotos Uli Baatz

Altstipendiaten beim Besuch der 
Kunsthalle Düsseldorf – in einem 
Spiegel von Gerhard Richter
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tieren“, sagt die 43-Jährige, die in der Stiftung 
für die Alumni-Arbeit zuständig ist. „Denn die 
Werte, für die die Hans-Böckler-Stiftung steht, 
kann man in jedem Berufsfeld leben – nicht nur 
als Gewerkschaftssekretär.“

16 solcher Netzwerke gibt es derzeit. Sieben 
davon sind regional organisiert, nehmen Altsti­
pendiaten auf, die etwa im Rhein-Main-Gebiet 
leben, in Bremen oder im Raum Hannover. Bei 
den anderen neun ist es die Arbeit in einem be­
stimmten Milieu, die die Mitglieder verbindet, 
sei es in der Medienbranche, im Gesundheitssek­
tor, im Berliner oder im Brüsseler Politikbetrieb. 
Oder eben in der Wissenschaft.

Böckler-relevante Themen
Sabrina Weber ist aus dem tiefen Südwesten nach 
Düsseldorf gereist. Die einstige Promotionssti­
pendiatin lehrt heute im Bereich Personalma­
nagement an der Hochschule für angewandte 
Wissenschaft in Pforzheim. „Da kann ich durch­
aus einige für die Hans-Böckler-Stiftung relevan­
te Themen einfließen lassen“, sagt die Sozialwis­
senschaftlerin. „Dass man Diversity-Management 
nicht nur unter rein ökonomischen Gesichts­
punkten sehen kann, zum Beispiel, oder dass 
Mitbestimmung kein Hemmschuh ist.“

Das Netzwerktreffen ist für sie vor allem ein 
Ort des Austauschs mit anderen Nachwuchswis­
senschaftlern, die an einem ähnlichen Punkt des 
Lebenswegs stehen. „Das Besondere ist, dass man 

interdisziplinär zusammenkommt und nicht, wie 
sonst, in seiner Community bleibt“, meint Weber.

Ihren Netzwerkkollegen Robert Kretschmer, 
Nachwuchsgruppenleiter am Institut für anorga­
nische Chemie der Uni Regensburg und Vertrau­
ensdozent der Stiftung, hatte diesmal eher das 
Thema des zweitägigen Treffens gelockt. (Der 
abendliche Besuch der Kunsthalle diente eher als 
gedanklicher Ausgleichssport.) Eigentlich ging 
es um ein viel prosaischeres Thema: das Beantra­
gen von Drittmitteln. Eine Aufgabe, die heutzu­
tage jeder Wissenschaftler an Universitäten und 
Hochschulen beherrschen muss – und die den­
noch geheimnisumwittert ist. „Ich verbringe den 
größten Teil meiner Arbeitszeit mit Drittmit­
telakquise“, erzählt Kretschmer, „und ich erhoffe 
mir Antworten auf konkrete Fragen, die mir im 
Alltag begegnen.“

Diese Antworten geben bei dem Workshop 
zwei ausgewiesene Experten, die Silke Tönsjost 
gewinnen konnte für das Netzwerktreffen: And­
ré Schlochtermeier, Leiter des EU-Büros des Bun­
desbildungsministeriums, erläutert Regeln und 
Ziele der europäischen Forschungsförderung. 
Wolfgang Adamczak, langjähriger Forschungsre­
ferent der Uni Kassel und heute selbstständiger 
Berater, schlägt eine Bresche durch den Dschun­
gel der Drittmittel in Deutschland.

Er erklärt, wie man unter den vielen Stiftun­
gen und Förderinstitutionen den richtigen Geld­
geber findet, was beim Antragstellen zu beachten 
ist, welche Fehler zu vermeiden sind. Und damit 
das nicht nur Theorie bleibt, werden anschlie­
ßend die konkreten Antragsvorhaben einzelner 
Netzwerkmitglieder in einer Arbeitsgruppe be­
sprochen. Adamczaks Botschaft: Drittmittelak­
quise ist weder Hexenwerk noch aussichtslos. 

„Wer sagt, dass man ja sowieso keine Chance hat, 
will sich nur vor Arbeit schützen.“

Ermutigen, motivieren, Hemmungen abbau­
en, die viele der aus nichtakademischen Eltern­
häusern stammenden Jungwissenschaftler selbst 
nach der Promotion noch nicht ganz abgelegt 

Lotsen durch den Dschungel der 
Drittmittel: André Schlochtermeier 
(l.) mit Silke Tönsjost und Wolfgang 
Adamczak

Silke Tönsjost über die Arbeit 
der Alumni-Netzwerke

„Unsere Idee ist, 
gesellschaftspoli-
tisch engagierte 
Menschen in Posi-
tionen zu bringen.“
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haben: Die Stiftung will praktische Unterstüt­
zung leisten auf dem steinigen Weg zur Professur. 
Von „Empowerment“ spricht Silke Tönsjost. Un­
ter den rund 20 Netzwerktreffen, die jedes Jahr 
stattfinden, haben die Treffen der Nachwuchs­
wissenschaftler damit einen besonderen Status. 
Die Zusammenkünfte der übrigen Netzwerke 
folgen einer anderen Dramaturgie.

Exkursion zur EZB in Frankfurt
„Es geht darum, gesellschaftliche und politische 
Themen zu diskutieren, aber auch den Kontakt 
zu halten – untereinander und zur Stiftung“, sagt 
Tönsjost. „Deshalb gibt es immer zunächst einen 
inhaltlichen Input und anschließend Zeit zum 
Netzwerken.“ Der Input kann ganz klassisch ein 
Vortrag sein, aber auch eine Exkursion. So besuch­
te das Netzwerk Rhein-Main im vergangenen 
Jahr die Europäische Zentralbank (EZB) in 
Frankfurt und sprach mit Beschäftigtenvertretern 
über ihre schwierige Arbeit – als exterritoriale 
Institution unterliegt die EZB nicht dem deut­
schen Arbeitsrecht. Organisiert hatte das die 
Hans-Böckler-Stiftung. Die Idee aber kam aus 
dem Netzwerk selbst.

In jedem Netzwerk übernehmen einzelne 
Mitglieder als „Berater“ Verantwortung, halten 
die Verbindung zur Stiftung und machen Vor­
schläge für die inhaltliche und konzeptionelle 
Gestaltung der Netzwerkaktivitäten. Einer von 
ihnen ist Nicolai Schneider. Der Volkswirt arbei­
tet im nordrhein-westfälischen Wirtschaftsminis­
terium und engagiert sich als Berater im Netz­
werk Wirtschaftspolitik, dem rund 250 
Altstipendiaten mit Jobs in Gewerkschaften, Un­
ternehmen, Verwaltung oder dem Non-Profit-
Sektor angehören. „Eine bunte Mischung von 
Leuten, die einen im weitesten Sinne wirtschaft­
lichen Hintergrund haben“, erklärt der 32-Jährige.

Bei den jährlichen Treffen will Schneider 
Themen aufgreifen, die seinen Kolleginnen und 
Kollegen auf den Nägeln brennen – und dafür 
namhafte Referenten gewinnen, „Big Shots“, wie 
er sagt. Über die Energiewende sprach der Vize­
präsident des Wuppertal-Instituts, Prof. Manfred 
Fischedick. Über Industrie 4.0 referierte Cons­
tanze Kurz, Expertin der IG Metall. Und zur Dis­
kussion über Corporate Social Responsibility 
kam Günther Horzetzky, Staatssekretär im nord­
rhein-westfälischen Wirtschaftsministerium. „Ich 
habe die Zeit als Studienstipendiat sehr genossen 

und der Stiftung viel zu verdanken“, sagt Schnei­
der. „Als Netzwerkberater kann ich jetzt etwas 
zurückgeben.“ Wie eng das Band ist, das durch 
die Förderung entsteht, weiß Silke Tönsjost nicht 
nur theoretisch. „Ich habe diese emotionale Bin­
dung auch selbst“, sagt die Leiterin der Alumni-
Arbeit. Denn auch sie ist Altstipendiatin, schrieb 
ihre ethnologische Doktorarbeit mithilfe der 
Hans-Böckler-Stiftung. Diese Verbindung soll bei 
möglichst vielen der ehemaligen Stipendiaten 
nicht bloß erhalten, sondern auch fruchtbar ge­
macht werden.

Aus dem großen Pool der Ehemaligen wer­
den Vortragende für Netzwerkveranstaltungen 
ebenso gewonnen wie für die journalistische 
Sommerschule, die alljährlich für die aktuelle 
Stipendiatengeneration angeboten wird. Altsti­
pendiaten, die für europäische Institutionen ar­
beiten, lassen sich in Brüssel besuchen und geben 
Einblick in den „Arbeitsplatz Europa“. Und jedes 
Jahr werden in einem Mentoring-Programm 
rund 50 junge Absolventen von erfahrenen Kol­
legen unter die Fittiche genommen und beim 
Einstieg in den Beruf unterstützt. „Dafür kontak­
tieren wir auch Altstipendiaten, die schon seit 
Jahren keinen Kontakt mehr zur Stiftung hatten“, 
berichtet Tönsjost. „Und sie machen mit.“

Man lernt Business-Etikette
Wenn Stipendiaten ihr Studium oder ihre Pro­
motion abschließen, endet naturgemäß ihr Sti­
pendium, und sie werden zu Altstipendiaten. Die 
Unterstützung durch die Hans-Böckler-Stiftung 
aber endet dann noch lange nicht: Eine Jobbörse 
im Intranet hilft bei der Stellensuche, Praktika 
bei Arbeitsdirektoren oder Gewerkschaften wer­
den vermittelt (und von der Stiftung bezahlt), 
Seminare zum Berufseinstieg lüften Geheimnisse 
um Bewerbungsstrategien oder Business-Etikette.

Und wer eine wissenschaftliche Karriere an­
strebt, kann nach der Dissertation eine halbe 
Post-Doc-Stelle für ein Jahr auf 100 Prozent auf­
gestockt bekommen – um mehr Zeit auch für 
das zu haben, was die Nachwuchswissenschaftler 
bei ihrem Netzwerktreffen in Düsseldorf lernen 
konnten: das Schreiben eines Drittmittelantrags. 

„Wir wollen damit nicht einfach nur exzellente 
Wissenschaft fördern, das machen andere schließ­
lich auch“, sagt Tönsjost. „Unsere Idee ist, gesell­
schaftspolitisch engagierte Menschen in Positio­
nen zu bringen.“ 

Wenn Böckler-Stipendiaten ihr  
Studium abschließen, endet die 
Unterstützung der Böckler-Stiftung 
noch lange nicht. Silke Tönsjost im 
Gespräch mit Altstipendidaten. 
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Wie halten Sie es  
mit der Mitbestimmung?
NRW-WAHL Am 14. Mai wird in Nordrhein-Westfalen ein neuer Landtag gewählt. Von den Spitzen

kandidaten von SPD und CDU, Hannelore Kraft und Armin Laschet, wollten wir wissen, welchen Stellenwert 
sie der Mitsprache der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei der Gestaltung der Zukunft beimessen.

Die Fragen stellte Margarete Hasel.
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hannelore Kraft: Wir haben aus Nordrhein-West­
falen heraus diese Bundesratsinitiative gestartet, 
damit Lücken und Schlupflöcher im deutschen 
und europäischen Recht geschlossen werden. Wir 
fordern den Bund auf, die Mitbestimmungsrechte 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch 
im Zuge der Digitalisierung zu sichern. Und an­
gesichts der fortschreitenden Globalisierung der 
Wirtschaft muss die Mitbestimmung auch auf der 
Ebene der deutschen Tochtergesellschaften multi­
nationaler Konzerne erhalten bleiben. Damit wir 
das umsetzen können, wollen wir die kommende 
Bundesregierung anführen. 

Kraft: Sie bleibt ein Stabilitätsanker. In Stahlunter­
nehmen mit Montanmitbestimmung bleiben für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sehr 
weitreichende Mitsprachemöglichkeiten. Die 
enge Sozialpartnerschaft der Montanmitbestim­
mung hat die Geschichte Nordrhein-Westfalens 
geprägt. Ohne sie wäre die Gestaltung des Struk­
turwandels nicht möglich gewesen. Und wir 
brauchen weiterhin eine starke Mitbestimmung 
im Zuge aktueller Veränderungsprozesse, wie sie 
fortschreitende Globalisierung und Digitalisie­
rung darstellen. Das starke Miteinander der Mon­
tanmitbestimmung gehört zur DNA unseres 
Landes.

armin Laschet: Mitbestimmung halte ich für eine 
zentrale demokratische Errungenschaft. Ange­
sichts des gesellschaftlichen Wandels und der 
strukturellen Veränderungen in Betrieben und 
Unternehmen sollten wir den Mitbestimmungs­
begriff und die Arbeit der Mitbestimmungsgre­
mien überprüfen – im Sinne der Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter. Eine Regierung unter 
meiner Führung wird sehr genau nachhalten, 
inwieweit die Bundesregierung der Aufforde­
rung des Bundesrats nachkommt, die gesetzliche 
Mitbestimmung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zu erhalten, auszubauen und den 
neuen Herausforderungen anzupassen. 

Laschet: Der erste Ministerpräsident, Karl Arnold, 
und die CDU in Nordrhein-Westfalen gehörten 
zu den Wegbereitern der Montanmitbestimmung 
in Deutschland, von daher ist es uns nicht gleich­
gültig, wenn dieser traditionsreiche Wirtschafts­
zweig 2018 an sein Ende gelangen wird. Wir hal­
ten dieses Erbe hoch. Die Mitbestimmung gehört 
wie die duale Ausbildung und die Selbstverwal­
tung der Wirtschaft in den Kammern zu den tra­
genden Säulen unseres Wirtschaftssystems. Sie 
sind feste Bestandteile der Erfolgsgeschichte 
Nordrhein-Westfalens. Ich kann heute zusagen: 
Unter einem Ministerpräsidenten Armin Laschet 
bleibt die Montanmitbestimmung in der Braun­
kohle erhalten. Mit klarer Perspektive.

Mit seiner Entschließung 
„Mitbestimmung zukunfts-
fest gestalten“ hat sich der 
Bundesrat im Februar die-
ses Jahres die DGB-Forde-
rung zu eigen gemacht, 
dass Lücken im Mitbestim-
mungsgesetz geschlossen 
werden müssen. Adressat 
ist die Bundesregierung. 
Wie werden Sie sich dafür 
einsetzen, dass dieser Auf-
forderung Taten folgen?

NRW ist wie kein anderes 
Bundesland eng mit der 
Mitbestimmung verwoben. 
Nun wird mit dem Ende 
der Steinkohleförderung 
2018 auch ein Kapitel der 
Montanmitbestimmung  
geschlossen. Was bleibt?

hannelore kraft

„Das starke Miteinander der Montanmitbestimmung 
gehört zur DNA unseres Landes.“

41Mitbestimmung  | N r. 2  |  April 2017

politik und gesellschaft



Kraft: Um die Mitbestimmungsrechte im digita­
len Zeitalter zu schützen und weiterzuentwi­
ckeln, ist einiges zu tun. In einigen EU-Ländern 
sind auch schon kleinere Betriebe von der Unter­
nehmensmitbestimmung erfasst. Bei uns noch 
nicht. In Schweden können Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in Unternehmen mit mindes­
tens 25 Beschäftigten ihre Vertretung an der 
Unternehmensspitze wählen – bei uns erst ab 500. 
Wir möchten mit unserer Mitbestimmungskul­
tur auch in kleinen Betrieben Vorreiter sein.

Laschet: Ich will, dass im Industrieland Nummer 
eins auch endlich wieder ein industriefreundli­
ches Klima herrscht. Denn wenn die Gewerk­
schaften von „guter Arbeit“ reden, dann reden sie 
eben vor allem über Industriearbeitsplätze mit 
guten Löhnen und starken Mitbestimmungs­
strukturen. Diesen Kern unseres Wohlstandes gilt 
es zu schützen, zu stärken und auszubauen und 
ihn nicht mit immer neuen bürokratischen Hür­
den zu gefährden. Dass hierbei die Mitbestim­
mungsträger im Betriebsrat, in den Aufsichtsräten 
und in den Gewerkschaften wichtige Ansprech­
partner sind, versteht sich für mich von selbst. 
Sozialpartnerschaft lebt von der Augenhöhe, und 
gute Regierungsarbeit lebt davon, dass man so­
wohl die Arbeitgeber- wie die Arbeitnehmerver­
treter in seine Überlegungen miteinbezieht. Im 
Übrigen sind die Ziele von Unternehmensleitun­
gen und Arbeitnehmervertretern in den politi­
schen Fragen oft deckungsgleich, denn jeder hat 
ein Interesse daran, den lokalen Standort zu si­
chern und zu stärken. Ich möchte, dass die künf­
tige Landesregierung an der Spitze dieser Bewe­
gung steht und nicht, wie bisher, eher als 
Hemmschuh auftritt.

Wie können und wie wer-
den Sie die Akteure der 
Mitbestimmung in Betrieb 
und Aufsichtsrat in ihrem 
Einsatz für den Erhalt von 
Standorten, für gute Arbeit, 
für eine demokratische Un-
ternehmenskultur unter-
stützen?

CDU-Spitzenkandidat Armin Laschet mit einem Mitarbeiter der ThyssenKrupp AG SPD-Spitzenkandidatin Hannelore Kraft zu Besuch in der Eisengießerei M. Busch
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Kraft: Wahlen zum Betriebsrat sind exzellent 
und beispielhaft für gesellschaftliche Teilhabe. 
Die gesamte Belegschaft in den mitbestimmten 
Betrieben ist zu den Wahlen aufgerufen – unab­
hängig von der Nationalität. Der Betriebsrat ist 
für alle da und darf von allen gewählt werden. 
Hier wird Partizipation gelebt. Die Arbeitneh­
mervertreterinnen und -vertreter in mitbestimm­
ten Betrieben gehen bei der Integration von 
Geflüchteten voran. Sie leisten hier große Beiträ­
ge, damit Flüchtlinge die Chance auf Praktikums­
plätze oder Arbeit in den Betrieben in unserem 
Land erhalten. 

Kraft: Wir müssen im Zuge von „Arbeit 4.0“ auf 
eine räumliche und zeitliche Entgrenzung von 
Arbeit reagieren. Denn Arbeit wird heute immer 
öfter außerhalb der regulären Arbeitszeit und des 
regulären Arbeitsortes verrichtet. Das hat für die 
Beschäftigten manche Vorteile, birgt aber auch 
Gefahren. Unser Ziel ist, dass die Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer von den Chancen des 
technologischen Wandels profitieren. Auch des­
halb haben wir als erstes Bundesland die „Allianz 
Wirtschaft und Arbeit 4.0“ ins Leben gerufen. Und 
in regelmäßigen Betriebsrätekonferenzen disku­
tieren wir gemeinsam über die Herausforderun­
gen von Wirtschaft 4.0 im betrieblichen Alltag.

Laschet: Erinnern Sie sich an die Wirtschafts- und 
Finanzkrise nach der Pleite von Lehman Brothers: 
einbrechende Märkte, Umsatzrückgänge bei deut­
schen Unternehmen von bis zu 60 Prozent, große 
Verunsicherung vom kleinen Sparer bis hin zum 
Investmentfonds. Dass wir heute das erreicht ha­
ben, was Angela Merkel damals als Ziel ausgege­
ben hat, nämlich stärker aus der Krise herauszu­
kommen, als wir hineingekommen sind, hat ganz 
wesentlich mit der Leistung von Betriebsräten und 
Gewerkschaften zu tun, die in der Krise mit sehr 
viel Fingerspitzengefühl flexible Lösungen bei 
Arbeitszeiten, Tarifen und im Umgang mit Kurz­
arbeit gefunden haben. Dass Deutschland heute 
weltweit so hervorragend dasteht, ist dem Zusam­
menspiel von Politik auf der einen Seite und So­
zialpartnern auf der anderen Seite zu verdanken. 

Laschet: Zunächst mal halte ich es für wichtig, 
dass Arbeitnehmervertreter selbstbewusst deut­
lich machen, dass sie diese Veränderungsprozesse 
mitgestalten wollen. Eine reine Abwehrhaltung 
wird die Veränderungen, die Sie zu Recht dra­
matisch nennen, nicht aufhalten. Ich wünsche 
mir, dass wir zu der Frage, ob und wie weit wir 
Mitbestimmungsrechte verändern müssen, in 
einen ergebnisoffenen Dialog eintreten. Schon 
heute haben die Betriebsräte Instrumente, mit 
denen sie bei technischen Innovationen mit im 
Boot sitzen. Darüber hinaus ist es mir ein Anlie­
gen, dass wir gemeinsam mit Arbeitgebern und 
Betriebsräten darüber ins Gespräch kommen, wie 
wir die an- und ungelernten Kräfte weiterquali­
fizieren können, damit sie beim stetig steigenden 
Fachkräftebedarf nicht die Verlierer dieser Ent­
wicklung werden.

„Die Mitbestimmung leistet 
einen Beitrag zum Erhalt 
unserer demokratischen 
Kultur“, heißt es in der er-
wähnten Entschließung 
des Bundesrates. Gibt es 
ein Beispiel, ein Ereignis, 
das für diese Qualität der 
Mitbestimmung steht?

Die Digitalisierung der 
Wirtschaft verändert die 
Arbeitswelt dramatisch. 
Wie muss sich Mitbestim-
mung ändern, um auch im 
digitalen Kapitalismus eine 
gestaltende Kraft zu sein?

armin laschet

„Mitbestimmung ist ein fester Bestandteil der  
Erfolgsgeschichte Nordrhein-Westfalens.“
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Willkommen im Hörsaal!
INTEGRATION Ein Markt der Möglichkeiten und Initiativen war das Hochschulpolitische Forum. Was kann 
man tun für die Integration von begabten jungen Menschen, die als Flüchtlinge nach Deutschland kamen? 

Von Jeannette Goddar, Journalistin in Berlin – Fotos David Ausserhofer

A
m Anfang ging alles ganz schnell. Hun­
derttausende, vielleicht eine Million 
Flüchtlinge kamen im Sommer 2015 
nach Deutschland; und auch die Univer­

sitäten werkelten in überraschendem Tempo an 
Angeboten. 50 000 Studierwillige, schätzte der 
Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD), 
könnten unter den Zugereisten sein. Und tatsäch­
lich war das Interesse immens, als die Freie Uni­
versität Berlin im Herbst 2015 zur ersten Wel­
come@FUBerlin-Veranstaltung lud. 

Krieg reißt sie aus dem Studium
Weit über 100 junge Menschen aus Syrien, Eritrea, 
Afghanistan und dem Irak hörten, was ihnen 
angeboten würde: von Sprachkursen und Orien­
tierungsveranstaltungen zu Berlin und Deutsch­
land, einem Buddy-Programm zwischen deut­
schen und geflüchteten Studierenden. Ihre 
Fragen waren zahllos, vor allem aber drehten sie 
sich um eine: Wann können wir ein richtiges 
Studium aufnehmen, also nicht Schnupper-, Gast- 
oder Probestudent sein? Viele nämlich hatten 
bereits studiert. Den jungen Khaled rissen die 
Kämpfe um seine Heimatstadt Homs aus dem 
Medizinstudium; Navid hatte in Afghanistan 
einen Bachelor in Wirtschaft absolviert; Muja 
sogar bereits einen Master – aber würde der hier 

anerkannt? Unterstützung, das wurde sehr deut­
lich, war ebenso gefragt wie flexible Lösungen.

Wer dieses Jahr das Hochschulpolitische Fo­
rum der Hans-Böckler-Stiftung besuchte, stellte 
fest: An vielen Rädern ist gedreht worden. 15 
Organisationen hatten in den ersten Märztagen 
in der Berliner Kalkscheune unter dem Motto 

„Willkommen im Hörsaal! – Integration und Par­
tizipation Geflüchteter“ ihre Stände aufgebaut. 
Neben der FU Berlin stellten weitere Universitä­
ten ihre Projekte vor, ebenso Stiftungen und freie 
Träger, der DAAD und das Deutsche Studenten­
werk. Es bot sich ein Mut machendes Bild der 
Vielfalt – aber auch eins, das deutlich machte: Es 
gilt, an vielen Hebeln anzusetzen. Wer in 
Deutschland studieren will, braucht Beratung 
und Anerkennung (der Qualifikation, im Prinzip 
aber auch der Persönlichkeit), Geld und Deutsch­
kenntnisse – und nicht zuletzt das, was so schön 

„diversitätssensible Umgebung“ heißt.
Um die bemühen sich große Träger wie das 

Deutsche Studentenwerk, dessen Servicestelle 
Interkulturelle Kompetenz den Mitarbeitern in 
den Beratungsstellen der Hochschulen offensteht. 
Einen kleinteiligeren Weg geht das 2012 gegrün­
dete muslimische Förderwerk für Studierende 
und Promovierende, Avicenna. Das bildet in 
mehrtägigen Seminaren insgesamt 150 Sti­

Dokumentation des Hoch-
schulpolitischen Forum: 
www.boeckler.de/veranstal-
tung_68145.htm 

Die Böckler-Aktion Bildung: 
www.boeckler.de/bab.htm
Interview mit Sarah Winter: 
bit.ly/sarah-winter
Website der Kiron University: 
kiron.ngo/
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Dirk PreuSSner, Mitarbeiter START-Stiftung

„Ob am Ende ein Studium steht, 
ist nicht entscheidend. Unser 
Anliegen ist, die Schüler bei 
der Entwicklung ihrer Persön-
lichkeit zu unterstützen.“

Doktorandin Mamoune Ouattara von der Universität Pots-
dam (o.r.) engagiert sich im Bundesverband ausländischer 
Studierender. Unten: Ronny Röwert stellt die Kiron Univer-
sity, eine Universität für Flüchtlinge, vor.
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pendiaten der Begabtenförderungswerke – 
also auch der Hans-Böckler-Stiftung – zu Integ­
rationslotsen aus. „Sie lernen, woran es oft 
mangelt“, erzählt Neval Parlak, „nämlich Grund­
wissen zu Asyl- oder Sozialrecht oder auch, was 
es für den Hochschulzugang braucht. Das tragen 
sie dann in den Regionalgruppen ihrer Förder­
werke weiter.“ 

Eine weitere Stiftung, die START-Stiftung, 
setzt bereits vor dem Studium an: Schüler, die 
nicht länger als fünf Jahre im Land sind, können 
sich um eine zweijährige Förderung bewerben. 

„Ob am Ende ein Studium steht, ist nicht entschei­
dend“, erklärt der Mitarbeiter Dirk Preußner. 

„Unser Anliegen ist, die Schüler bei der Entwick­
lung ihrer Persönlichkeit zu unterstützen.“ Für 
den Fall, dass sie studieren wollen, steht ihnen – 
neben anderen Studienförderwerken – die Böck­
ler Aktion Bildung offen, die gezielt Studierende 
mit voller BAföG-Berechtigung, also auch Ge­
flüchtete, unterstützt. Sarah Winter, die das Be­
werbungsverfahren in der Hans-Böckler-Stiftung 
betreut, erklärte dem Magazin Mitbestimmung 
anlässlich des Hochschulpolitischen Forums, es 
bleibe trotz aller Bewegung „eine Menge zu tun“ – 
von Sprachkursen über Beratung bis zu Studien­
finanzierung und Fragen der Anerkennung mit­
gebrachter Leistungen. 

Ausländische Studenten vertreten ihre 
Interessen 

„Sprache, Anerkennung, Aufenthalt und Karri­
ereplanung“ sind auch für Mamoune Ouattara 
die wesentlichen Themen. Die Doktorandin an 
der Universität Potsdam ist im Bundesverband 
ausländischer Studierender aktiv – einer von ei­
ner Reihe Organisationen, die bereits sehr lange 
in der Beratung tätig sind. Neu sei allerdings, dass 
die vor 15 Jahren gegründete Vertretung von 
Studierenden mit ausländischen Wurzeln als 
hochschulpolitischer Akteur auch beachtet wür­
de. Ouattara: „Wir finden mehr Gehör.“ Es habe 
sich, so sagt ein anderer, 2015 eben auch ein „Ge­
legenheitsfenster“ für Aktive geöffnet. 

Und das hat natürlich, wie immer, auch mit 
Geld zu tun. Immerhin 100 Millionen Euro in­
vestiert der DAAD bis 2019 in Projekte für Ge­
flüchtete, konkret vor allem in zwei Programme. 
Eins richtet sich an die Hochschulleitungen und 
heißt „Integra – Integration von Flüchtlingen ins 
Fachstudium“. Das andere fördert unter dem Ti­

tel „Welcome – Studierende engagieren sich für 
Flüchtlinge“ an 150 Hochschulen eine bunte 
Palette niedrigschwelliger Projekte: vom Sprach­
café über Mentorenprogramme bis zur Refugee 
Law Clinic, in der Jura-Studierende Geflüchtete 
auf ihrem juristisch komplexen Weg durch die 
Behörden begleiten. Auch hier gilt: Nicht jedes 
Rad ist neu erfunden worden – aber es gibt erst­
mals Geld.

Etwas richtig Neues gestartet hat allerdings 
eine Gruppe Berliner Studierender, die 2014 mit 
der Kiron University an den Start ging, und damit 
mit der vermutlich weltweit einzigen – allerdings 
selbst ernannten – Universität für Flüchtlinge. 
Auch Menschen, denen Dokumente fehlen oder 
deren Eignung noch nicht überprüft ist, so die 
Idee, sollten ein Studium aufnehmen können. 
Statt Präsenzuniversität bietet das Bildungs-Start-
up die Vermittlung in Onlinekurse: in englischer 
Sprache bei US-amerikanischen Universitäten 
oder an einer deutschen Partnerhochschule. Eine 
der Ersten, die sich mit den Kiron-Gründern ver­
bündeten, war die Exzellenzuniversität RWTH 
Aachen. Viele andere blieben skeptisch. Sie glaub­
ten nicht recht an ein unbetreutes Studium in 
der Ferne oder bemängelten, dass die Eignung 
der Studierenden außen vor bliebe.

In Berlin stellte Kiron-Mitarbeiter Ronny 
Röwert eine Reihe Nachbesserungen vor: Statt 
University heißt das Projekt nun Kiron Open 
Higher Education. Auch gäbe es Kooperationen 
mit Bibliotheken und Hochschulen, damit Stu­
dierende nicht in ihren Unterkünften am Smart­
phone lernen müssen, sondern dort „Study Hubs“ 
nutzen können. Regionale Study Groups ermög­
lichen, ähnlich wie bei Fernuniversitäten, Aus­
tausch vor Ort. Mit Unterstützung durch das 
BMBF seien zudem Module entwickelt worden, 
die Studierenden an die Hand gäben, was sie 
wann zu lernen haben, um nach zwei Jahren er­
folgreich an eine Präsenzuniversität wechseln zu 
können. Das nämlich ist das Ziel von Kiron: Im 
dritten Jahr soll das Studium an einer Regeluni­
versität fortgesetzt werden. Spätestens dort wer­
den dann, wie üblich, auch alle bei Kiron und 
anderswo erworbenen Scheine und Zeugnisse 
gründlich geprüft. 

Hannes Schammann/Christin 
Younso: Studium nach der 
Flucht? Angebote deutscher 
Hochschulen für Studieninte
ressierte mit Fluchterfahrung. 
Empirische Befunde und 
Handlungsempfehlungen.  
Hildesheim, Universitätsverlag 
Hildesheim 2016.  
Online verfügbar unter www.
uni-hildesheim.de/media/pres-
se/Studium-nach-der-Flucht.pdf

Neval Parlak vom Avicenna-Studien-
werk bildet in mehrtägigen Semina-
ren Integrationslotsen aus.
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IMK-FORUM 2017 Liegt die EZB mit ihrer expansiven Geldpolitik richtig? Ist die Mittelschicht abstiegs-
bedroht? Auf dem IMK-Forum lieferten sich 260 Teilnehmer spannende Debatten. 

Top-Ökonomen auf dem IMK-Forum 

M
arcel Fratzscher erinnerte daran, dass 
die Debatte um Zinsen und Geldpoli­
tik in Deutschland ganz anders geführt 

werde als in anderen Ländern. Die deutsche 
Kritik an der EZB wies der Präsident des Deut­
schen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) zurück, diese sei „extrem harsch und 
hat die Glaubwürdigkeit der EZB beschädigt“, 
so Fratzscher. Die EZB sei dem gesamten 
Euroraum verpflichtet und täte daher nichts 
anderes, als ihrem Mandat zu folgen. Er pro­
phezeite, dass „wir uns noch zwei, drei Jahre 
auf niedrige Zinsen einstellen müssen“. 

Auch Isabel Schnabel, die als Wirtschafts­
weise dem Sachverständigenrat der Bundes­
regierung angehört, kritisierte die deutsche 
Kritik an der EZB als häufig unsachlich und 
falsch. Sie erinnerte daran, dass das massive 
Eingreifen der EZB im Jahr 2012, als EZB-
Chef Mario Draghi mit seiner Ansage, den 
Euro um jeden Preis zu verteidigen, sofort 
„die Märkte beruhigt hätte“ und „letztlich den 
Euro gerettet hat“. Allerdings plädierte Schna­
bel dafür, dass die expansive Geldpolitik nun 
zurückgefahren werden sollte, da die Risiken 
und Nebenwirkungen für die Finanzstabilität 
ihren Nutzen inzwischen übersteigen wür­
den, weil sie strukturelle Reformen in Län­
dern wie Italien verhindere und den Drang 
der Anleger zu risikoreichen Anlagen fördere. 
Sie forderte deshalb eine „schrittweise Been­
digung“ des Anleiheankaufprogramms der 
EZB, die aktuell pro Monat noch Staatsanlei­
hen im Wert von 60 Milliarden aufkauft. 
 Holger Schmieding, Chefökonom der ältes­
ten deutschen Privatbank, Berenberg, zeigte 
anhand von Beispielen, wie die expansiven 
geldpolitischen Schritte der amerikanischen 
Zentralbank Fed und der EZB quasi binnen 
weniger Tage für eine sofortige Beruhigung 

der Finanzmärkte gesorgt haben: so die Fed 
Anfang 2009, um den „wohl teuersten ameri­
kanischen Fehler des Jahrhunderts“ (die Leh­
man-Pleite) in den Griff zu bekommen, so die 
EZB 2012 in der Eurokrise. 

Horn für sichere europäische Anlageform
IMK-Direktor Gustav Horn warnte deshalb 
davor, die expansive Geldpolitik vorzeitig zu 
beenden, das würde die ohnehin nur langsa­
me wirtschaftliche Erholung im Euroraum 
wieder „abwürgen“. Zudem hält er es für drin­
gend notwendig, eine sichere europäische 
Anleiheform zu schaffen. „Ob das Eurobonds 
oder andere Anleiheformen sein sollten, muss 
man diskutieren“, sagte Gustav Horn. 

Einig waren sich alle Diskutanten, dass es 
derzeit keine größere Inflationsgefahr gebe, 
weil weder die Lohninflation, die Geldmenge 
und auch die Kreditvolumina abnorm steigen 
würden. Zudem sei die Kerninflationsrate 
konstant. Auch von kritischen Blasen könne 
noch keine Rede sein, sehe man von verein­

Befürworten im Prinzip die EZB-Geldpolitik: Ökonomen Horn, Schnabel, Schmieding (v.r. mit Moderatorin)

zelter regionaler Überhitzung auf dem Immo­
bilienmarkt ab. 

Erheblichen Dissens auf dem Podium gab 
es bei der Frage, welche politischen Struktur­
reformen Länder einleiten sollten, um nach 
dem Ende der Niedrigzinspolitik nicht vor 
erhebliche Finanzprobleme gestellt zu wer­
den. Die Aussagen von Holger Schmieding, 
die Agenda 2010 hätte Deutschlands Wirt­
schaftsaufschwung und die aktuell niedrige 
Arbeitslosenzahl erst ermöglicht, stieß auf viel 
Widerspruch im Publikum. Für richtigen Auf­
ruhr sorgte jedoch eine Bemerkung der Wirt­
schaftsweisen Isabel Schnabel, die Debatte um 
den Abstieg der Mittelschicht und die zuneh­
mende Ungleichheit sei falsch. „Deutschland 
geht es viel besser, als wir es darstellen. Das 
sind alternative Fakten“, hatte Schnabel gesagt. 
Gustav Horns Kommentar dazu: „Ich würde 
die wissenschaftlichen Untersuchungen des 
DIW, die genau das gezeigt haben, nicht als 
‚fake news‘ bezeichnen.“ 

Von Guntram Doelfs, Journalist in Berlin 

böckler-Tagung
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VOLLKONFERENZ Die Arbeitsgemeinschaft Engere Mitarbeiter der Arbeitsdirektoren Stahl stellte sich 
in Hattingen den Herausforderungen und Chancen der digitalen Transformation.

B
ig Data optimiert den Stahlguss, ganz­
heitliche Produktionssysteme erfassen 
von der Bestellung bis zur Auslieferung 

nahezu jeden Prozessschritt, und im Lager 
kommissionieren die Mitarbeiter mit Daten­
brillen: Längst hat die vierte industrielle Re­
volution auch die Stahlbranche erreicht. Die 
digitale Vernetzung zwischen Maschinen und 
zwischen Maschinen und Menschen nimmt 
stetig zu, was die Mitbestimmungsakteure in 
den Stahlfirmen vor große Veränderungen 
stellt. 

„Arbeitsorganisation, Entgrenzung, Da­
tenhoheit, Beschäftigungsformen, sinnvoller 
Einsatz von Leistungsgewandelten, rechtssi­
cheres Partnerfirmenmanagement – dies sind 
Themen, denen wir uns in Zukunft verstärkt 
widmen müssen“, verkündete Jörg Disteldorf, 
Sprecher der Arbeitsgemeinschaft Engere 
Mitarbeiter der Arbeitsdirektoren Stahl, ein­
gangs der Vollkonferenz des Netzwerks Ende 
März auf der Hattinger Henrichshütte. The­
matischer Mittelpunkt: Personalarbeit im 
Stahl im Zeitalter von Industrie 4.0.

Deutlich war von Beginn an: Wenn die 
Mitbestimmungsseite nicht ganz vorne mit­
gestaltet, verläuft die vierte industrielle Revo­
lution allein unter den Vorgaben von Ingeni­
euren und Controllern. Nach Ansicht von 
Michael Guggemoos, Sprecher der Geschäfts­
führung der Hans-Böckler-Stiftung, die die 
Tagung ausrichtete, muss die Mitbestimmung 
deshalb insgesamt agiler werden: „Wir müs­
sen uns von der klassischen Planungsperspek­
tive verabschieden und eine Lernperspektive 
einnehmen. Nur so können wir die disrupti­
ven Veränderungen begreifen und auf sie 
reagieren.“ 

Wie dies konkret aussehen kann, erfuhren 
die rund 120 Teilnehmer der Vollkonferenz 

anhand von Beispielen auch aus anderen 
Branchen. Volker Gohr, Mitglied der Ge­
schäftsführung des Gesamtbetriebsrates der 
Telekom, berichtete von der paritätisch be­
setzten „Zukunftskonferenz“, mit der das Un­
ternehmen seit 2013 den Wandel begleitet. 
„Ob neue Arbeitsformen oder Skill-Manage­
ment – wir wissen, dass der Weg steinig ist, 
aber wir sind uns einig, die Zukunft gemein­
sam zu gestalten“, so Gohr. 

Elke Eller, Personalvorstand und Arbeits­
direktorin der TUI AG, verwies darauf, dass 
neue Techniken und Methoden nicht per se 
für die Belange der Arbeitgeberseite gemacht 
sind. „Mit Big Data lassen sich im Personal­
bereich nicht nur Kosten und Kräfte verwal­
ten, es ist ein qualitatives Personalwesen mög­
lich“, so Eller. Noch ein weiteres, von Elke 
Eller angesprochenes Feld: die immer breiter 
werdenden Interessen der Belegschaften etwa 

Großer Gestaltungswille

bei Arbeitszeit oder Arbeitsort. „Als Arbeits­
direktorin erwarte ich von den Betriebsräten, 
die Interessen zu kanalisieren.“ Hier könnten 
neue Methoden und Instrumente wie Group-
Apps helfen und so die Mitbestimmung stär­
ken (siehe auch Elke Eller zum Fall TUI vor 
dem EuGH auf Seite 50).

Der Wille unter den Personalern im Stahl­
sektor zur aktiven Gestaltung des Wandels 
scheint jedenfalls groß. Allerdings müssen 
auch sie sich an eine neue Rolle gewöhnen: 
Wies die Stahlbranche mit ihrer Montanmit­
bestimmung anderen Wirtschaftsbereichen 
in der Vergangenheit oft den Weg, vollziehen 
sich jetzt die Entwicklungen anderswo schnel­
ler und vielleicht auch tiefgreifender. „Wir 
können viel von anderen Branchen lernen“, 
ist Jörg Disteldorf überzeugt. Die agile Mitbe­
stimmung scheint auf dem Weg. 

Von Dirk Schäfer, Journalist in Dortmund 

böckler-tagung
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Jörg Disteldorf, Sprecher der AG (m.), mit Böckler-Referent Giertz (r.) und Referent Strohmeier
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Frauen und ihr Wahlrecht
Historiker-Debatte 

Mit der Novemberrevolution 1918 etablierte sich ein demokratischer 
Staat, der mit der Einführung des allgemeinen Frauenwahlrechts nun 
auch den Frauen die volle politische Teilhabe zugestand. Wie in Deutsch­
land erhielten nach dem Ersten Weltkrieg Frauen in zahlreichen Ländern 
das Wahlrecht. Anfang März diskutierten auf Einladung von DGB und 
Hans-Böckler-Stiftung Historiker/-innen in Berlin: Wie ist die deutsche 
Zeitenwende in den internationalen Kontext einzuordnen? Die Wiener 
Historikerin Birgitta Bader-Zaar schilderte, wie heterogen die Frauenbe­
wegungen waren. Bürgerliche und sozialistische Frauenrechtlerinnen 
einte zwar der Wunsch nach dem Wahlrecht, aber ansonsten „herrschte 
zwischen Pazifistinnen und Patriotinnen eine tiefe Kluft“. Die Hamburger 
Historikerin Angelika Schaser erinnerte daran, dass Frauen auf Themen 
wie soziale Arbeit und Wohlfahrt beschränkt blieben „und damit wei­
terhin der tradierten gesellschaftlichen Rollenzuordnung“ folgten. Der 
folgten übrigens lange Zeit auch die Gewerkschaften. „Wer glaubt, die 
Einführung des Frauenwahlrechts sei dem vehementen Einsatz der Ge­
werkschaften zu verdanken, ist leider auf dem Holzweg“, stellte Gewerk­
schaftshistoriker Michael Schneider von der Uni Bonn klar. 

Mehr Informationen in der Dokumentation  
www.boeckler.de/veranstaltung_107173.htm

Quelle: Personal- und Sozialbericht 2016

Beschäftigte der Hans-Böckler-Stiftung waren 
2016 zur Betreuung erkrankter Kinder und zur 
Pflege Angehöriger insgesamt 217 Arbeitstage 
ohne Lohneinbußen freigestellt. Dies ermög
licht eine Betriebsvereinbarung zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf aus dem Jahr 2013. 

Birgitta Bader-Zaar, Historikerin aus Wien 

„Zwischen Pazifistinnen und Patriotinnen 
herrschte eine tiefe Kluft.“

Neu in den Vorstand der Hans-Böckler-Stiftung berufen 
wurde Irene Schulz, 53, die die Aufgaben einer Vorstands­
beauftragten für die Studienförderung übernommen hat. 

Irene Schulz ist seit 2013 
hauptamtliches Mitglied 
im IG Metall Vorstand 
und dort zuständig für 
die gewerkschaftliche 
Bildungsarbeit und den 
Bereich Mitglieder und 
Erschließung. Ausge­
schieden aus dem Vor­
stand der Stiftung ist die 
Zweite Vorsitzende der 
IG Metall, Christiane 
Benner, 49, sie hatte seit 
Dezember 2011 dieses 

Amt inne. Der Vorstand dankte ihr für ihre engagierte Ar­
beit für die Stiftung. Der neue stipendiatische Vertreter im 
Vorstand der Stiftung ist Raimund Meß aus Thermar. Er 
studiert seit 2012 an der Fachhochschule Aachen Luft- und 
Raumfahrttechnik. 

Wechsel im Vorstand
Hans-Böckler-Stiftung
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Historikerin Bader-Zaar sprach über die Heterogenität der Frauenbewegung
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Der TUI-Konzern ist gelebte Mitbestimmung. 
Bei der Frage, ob Mitbestimmung oder nicht, gibt 
es bei uns keinen Dissens. Wir bekennen uns zur 
Mitbestimmung und der damit einhergehenden 
Vertretung der Arbeitnehmerseite im Aufsichts­
rat. Der Erfolg der deutschen Wirtschaft beruht 
auch auf diesem Modell, das die Interessen der 
Anteilseigner und der Arbeitnehmer gleicher­
maßen berücksichtigt. Bei TUI pflegen wir einen 
vertrauensvollen und zielorientierten Austausch 
zwischen Unternehmen und Konzernbetriebsrat, 
Europabetriebsrat und anderen Gremien der 
Mitbestimmung. Überdies sind wir ein People 
Business. Das bedeutet, dass bei uns auch im Ge­
schäftsalltag der Mensch der wichtigste Faktor ist. 
Die TUI AG steht hier aber nur stellvertretend 
für alle mitbestimmten Unternehmen: Der 
Rechtsstreit hat Folgen für alle Aufsichtsräte von 
mitbestimmten Unternehmen in Deutschland. 
Von der Anhörung geht ein positive Signal aus, 
mehrere EU-Länder wie auch die EU-Kommissi­
on unterstützen unsere Position. Sie stufen die 
deutsche Mitbestimmung als hohes Gut und die 
Regelungen zur Wahl des Aufsichtsrates als mit 
Europarecht vereinbar ein. 

Was hält TUI davon, dass der 
Konzern Testfall für die Mit
bestimmung ist – beim EuGH?

EINE FRAGE, Elke Eller

Elke Eller ist TUI-Personalvorstand. Sie sprach 
auf der Böckler-Konferenz der Arbeitsdirektoren 
Stahl über Chancen neuer Partizipation. Mitte 
2017 wird die EuGH-Entscheidung erwartet, ob 
die Mitbestimmung europarechtskonform ist.
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Mehr mitbestimmte  
Unternehmen

Mitbestimmungsstatistik 2016

Im 40. Jahr des 76er-Mitbestimmungsgesetzes waren nach längerer Zeit erstmals 
wieder mehr Unternehmen mitbestimmt als im Vorjahr. In 641 Unternehmen 
in Deutschland gab es paritätisch besetzte Aufsichtsräte, im Jahr zuvor war dies 
in 635 Unternehmen der Fall. 

Größe der Aufsichtsräte konstant geblieben 
Hinsichtlich der Größe der Aufsichtsräte verzeichnen wir nur geringfügige Än­
derungen. Die meisten mitbestimmten Aufsichtsratsgremien bestanden aus zwölf 
Personen, dies traf 2016 auf 415 Unternehmen zu, und damit auf 65 Prozent aller 
mitbestimmten Unternehmen. Einen 16er-Aufsichtsrat hatten106 Unternehmen, 
und die maximale Anzahlt von 20 Aufsichtsräten gab es in 120 Unternehmen. 
Das Verhältnis der Größenklassen zueinander ist seit Jahren unverändert.

Trend: Rechtsform der AG auf dem Rückzug 
Die Zahl der mitbestimmten GmbHs wächst stetig an, während es immer we­
niger mitbestimmte AGs gibt. Diese Entwicklung setzt sich nun schon seit über 
20 Jahren fort. Die Rechtsform der Aktiengesellschaft hat insgesamt an Attrak­
tivität in Deutschland verloren. Dies hat aber nicht zu einem Zuwachs bei der 
SE geführt. Gerade einmal zwei Unternehmen, die Innogy SE und die Uniper SE, 
wandelten sich im vergangenen Jahr in eine SE um. Neuer Beliebtheit erfreut 
sich die Einbindung der SE als persönlich haftender Komplementär in die KGaA 
(SE & Co KGaA). Diese Rechtsform nutzten 2016 zwei Unternehmen mehr als 
im Vorjahr. 
� Von Irene Ehrenstein

 AG
 SE
 GmbH
 KGaA
 �Kap. Ges. & Co. KG
 �Genossenschaften

Gesamt 
641

234

14

354

19 12 8

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung

Unternehmen nach 76er-Mitbestimmungsgesetz
Stand 31.12.2016, in absoluten Zahlen

Mehr Informationen und Grafiken unter 
www.boeckler.de/5543.htm#cont_5724 
www.mitbestimmung.de/wissen-kompakt
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Wolfram Brehmer und Helge Baumann sind Fachmänner für die betriebliche 
Mitbestimmung in Deutschland. Sie sind verantwortlich für die WSI-Betriebs­
rätebefragungen, für die inzwischen mehrere tausend Betriebsräte interviewt 
werden. Suchen Wissenschaftler seriöse Zahlen zur Arbeitsbelastung oder wollen 
Betriebsrätinnen wissen, ob Frauen auch in anderen Gremien stark unterreprä­
sentiert sind, kann auf diese Befragungsergebnisse zurückgegriffen werden. „Ein 
wichtiges Anliegen ist es, die Qualität der Befragung hoch zu halten, sie dabei 
konstant weiterzuentwickeln und die Befragungsinstrumente möglichst interes­
sant und nachvollziehbar für die Befragten bleiben zu lassen“, sagt Wolfram Breh­
mer. Dazu passend promoviert Helge Baumann zur Datenqualität in telefonischen 
Befragungen an der Ruhr-Universität Bochum. 

WSI, Referat Empirische Strukturanalysen
Wolfram Brehmer, Telefon: 02 11/77 78-340, wolfram-brehmer@boeckler.de
Helge Baumann, Telefon: 02 11/77 78-603, helge-baumann@boeckler.de

Die Betriebsräte-Befrager

Wir – Die Hans-Böckler-Stiftung

Promotionsstipendiaten 

„Demokratie – was wir vom antiken Athen heute 
lernen können“. Über diese Frage reflektierten 
Promotionsstipendiaten der Hans-Böckler-Stif­
tung mit dem bekannten Soziologen Oskar Negt 
und seinem wissenschaftlichen Mitarbeiter 
Hendrik Wallat von der Leibniz-Universität Han­
nover. Man sprach über fundamentale Differen­
zen von Antike und Moderne, man stellte Grund­

lagen der Demokratie auf den Prüfstand entlang 
der Denkfiguren von Platon bis Hannah Arendt. 
So funktioniere Rede- und Pressfreiheit nur, 
wenn um Wahrheit und Wahrhaftigkeit wirklich 
gerungen werden könne. Oskar Negt, der den 
politischen Menschen im Zentrum sieht, ver­
steht Demokratie nicht nur als Herrschafts-, son­
dern auch als Lebensform, die möglichst viele 
gesellschaftliche Bereiche erfassen müsse. 

Bereits zwischen dem 7. und dem 5. Jahrhun­
dert vor Christus handelten Bürger als Gleich­
wertige, allerdings gut versorgt von einer Skla­
venhalterökonomie. Und heute? Wie verhält es 
sich mit den normativen Grundlagen demokra­
tischer Gesellschaften angesichts wachsender 
sozialer Ungleichheit, anhaltender (Bürger-)
Kriege und Fluchtmigration? Vor welchen He­
rausforderungen steht autonomes Denken und 
Handeln heute? Einig war sich die Seminarrunde, 
dass das verletzliche Reflexionsvermögen der 
Vernunft und institutionelle Vorkehrungen 
nicht ausreichen, um die Demokratie zu schüt­
zen. 
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Demokratiepolitischer Diskurs 
mit Soziologe Oskar Negt 

Toll, mit Oskar Negt (3.v.r.) zu diskutieren
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Altstipendiaten der Stiftung

Text Marc von Lüpke – Foto Cordula Kropke
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Die Historikerin Lisa Kosok hat Dutzende Ausstellungen entworfen. Jetzt ist sie Professorin  
für Kulturerbe in Hamburg und setzt sich für den Erhalt historischer Gebäude ein.

Die Ausstellungsmacherin

K
räne und Bagger, Brachflächen und 
Neubauten: Lisa Kosok arbeitet auf 
einer riesigen Baustelle. Auf 160 Hek­

tar entsteht in Hamburg ein neuer Stadt­
teil – die HafenCity. Mittendrin die Hafen­
City Universität. Hier lehrt die Historikerin 
seit 2016 als Professorin für Kulturerbe und 
Museumswissenschaften. Zuvor hat sie jahr­
zehntelang in Museen gearbeitet. 

„Was hier alles weg- und abgerissen 
wurde“, sagt Kosok. „Das ist so, als wenn 
Seite für Seite aus dem Geschichtsbuch der 
Stadt gerissen würde.“ Mit ihrer Kritik an 
der Zerstörung historisch bedeutsamer Ge­
bäude eckt die energische Wissenschaftlerin 
bisweilen an. „Es geht mir nicht um schöne 
oder hässliche Gebäude“, sagt Kosok, „son­
dern um solche, die für eine bestimmte Zeit 
stehen oder eine politische Kultur ausdrü­
cken.“ Nur das Erbe zu bewahren ist ihr zu 
wenig. „Überlieferung“ ist ihr Ziel: Kosok 
möchte zeigen, wie man Erkenntnisse ge­
winnen kann, wenn man die Relikte der 
Vergangenheit zu lesen versteht.

Ursprünglich hatte die heute 61-Jährige 
einen anderen Beruf ergreifen wollen. In 
den 1970er Jahren studierte Kosok an der 
Ruhr-Universität Bochum Geschichte, Ger­
manistik und Pädagogik. Lehrerin wollte 
die junge Frau aus Bottrop werden, die aus 
einem kinderreichen Beamtenhaushalt 
stammt. Nach dem Staatsexamen bot ihr 
der Bochumer Ordinarius Hans Mommsen 
stattdessen eine Stelle an. Kosok erforschte 
nun das Vereinswesen und Freizeitverhal­

ten der Metallarbeiter des Hüttenwerks 
Duisburg-Laar im 19. Jahrhundert. Die The­
men Freizeit und Vergnügen sollten die 
Forscherin nicht mehr loslassen. 1989 pro­
movierte sie über „Arbeiterfreizeit und Ar­
beiterkultur im Ruhrgebiet“, gefördert von 
der Hans-Böckler-Stiftung. Neben der Ar­
beit an der Universität hatte Kosok bereits 
ein zweites Tätigkeitsfeld entdeckt. „In den 

gnügung zur Jahrhundertwende. Ein Jahr 
später zog es sie als stellvertretende Direk­
torin des Museums der Arbeit nach Ham­
burg. Für Kosok als ehemaliges Mitglied der 
GEW war das eine gesellschaftliche Ver­
pflichtung. „Ich habe mich immer bemüht, 
die Gewerkschaften in meine Arbeit einzu­
beziehen. Das ist mein Böckler’sches Erbe.“

Dutzende Ausstellungen hat sie im Lau­
fe ihres Berufslebens kuratiert – seit 2004 
als Direktorin des Museums der Arbeit, 
später des Museums für Hamburgische Ge­
schichte und als Gründungsdirektorin des 
Hansemuseums Lübeck. 

So viel Freude das bereitete, so viel Ener­
gie verschlang der Kampf ums Geld. Zwei 
Jahre lang, von 2008 bis 2010, war Kosok 
Vorstandsvorsitzende der Trägerinstitution 
der historischen Museen der Hansestadt. 
„Vergnügungssteuerpflichtig war das nicht“, 
sagt sie. „Meistens ging es um die Frage, wo 
konzentriert, zentralisiert und gespart wer­
den konnte.“ Für die Idee einer konzertierten 
Stadtgeschichte Hamburgs blieb wenig 
Raum. 

Nach vielen Jahren im Museum hat sie 
nun die Gelegenheit, diesen Lebensab­
schnitt zu reflektieren. „Meine Arbeit als 
Professorin ist mir sehr wichtig“, so Kosok. 
„Alles, was ich an Erfahrung und Wissen 
erworben habe, kann ich hier an die nächs­
te Generation weitergeben.“ Zusätzlich ist 
sie mit der Entwicklung eines Zentrums für 
Stadt- und Baukultur beauftragt: „Mein 
Aufgabenzettel ist noch ziemlich voll.“ 

1980er Jahren entstanden in vielen Städten 
Ausstellungen zum Thema ‚Widerstand 
und Verfolgung im Nationalsozialismus‘, 
so Kosok. „Damals habe ich zum ersten Mal 
erlebt, wie wichtig die Geschichtsvermitt­
lung in Form von Ausstellungen ist.“

Kosok arbeitete im Ruhrlandmuseum, 
dem heutigen Ruhr Museum. 1992 konzi­
pierte sie dort eine Ausstellung über Jahr­
märkte, Varietés und andere Orte der Ver­

80er Jahre: Böckler-Promovendin Kosok
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Lisa Kosok in der Hamburger 
HafenCity Universität für 
Baukunst und Metropolen-
entwicklung
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WSI-Tariftagung 2017:
So viel Prominenz! 

Die WSI-Tariftagung hat in diesem Jahr 
eine spannende Dramaturgie: Am 
4. Mai referieren Wissenschaftler des 
WSI und Gerhard Bäcker über Tarif­
politik als Verteilungskonflikt und 
Verbindungen zur Arbeitsmarktpoli­
tik und zu Arbeitskämpfen.

Danach kommentieren Vorstands­
mitglieder der Gewerkschaften diese 
Referate, so Stefan Körzell, DGB, Peter 
Hausmann, IG BCE, Andrea Kocsis 
von verdi. Und es diskutieren die 
NGG-Vorsitzende Michaela Rosenber­
ger und der baden-württembergische 
IG-Metall-Vorsitzende Roman Zitzels­
berger über Digitalisierung und Pre­
karisierung. 

Dass so viel Prominenz nach Düs­
seldorf kommt, hat einen Grund. Rein­
hard Bispinck, der seit 1989 Leiter des 
Tarifarchivs ist, hat nun das Alter er­
reicht, das einem Archivar zusteht. Er 
wird bei diesem Event in den Ruhe­
stand verabschiedet. 

Netzwerk Geschichte 
Die Altstipendiatinnen und -stipendiaten 
der Hans-Böckler-Stiftung treffen sich in 
diesem Jahr, um sich mit der Geschichte 
des Arbeitsschutzes zu befassen und 
Möglichkeiten der Arbeitsgestaltung und 
Humanisierung der Arbeit zu diskutieren. 

Veranstaltung vom 12. bis 13. Mai  
in Dortmund

Nadine Raupach, Hans-Böckler-Stiftung
Telefon: 02 11/77 78-276

 nadine-raupach@boeckler.de

Europäisches Gespräch 2017
Europa braucht neue Regeln für Wohl-
stand für alle. Wie diese Regeln gestaltet 
sein müssten und wer an ihrer Gestal-
tung beteiligt sein sollte, diskutieren die 
Teilnehmer des diesjährigen Europäi-
schen Gesprächs der Hans-Böckler- 
Stiftung mit dem EU-Wirtschafts- und 
-Währungskommissar Pierre Moscovici. 
Es gibt simultane Übersetzungen ins 
Englische und Französische.

Tagung vom 27. bis 28. April in Brüssel

Katharina Jakoby, Hans-Böckler-Stiftung
Telefon: 02 11/77 78-124

 katharina-jakoby@boeckler.de

Tagung am 4. Mai in Düsseldorf

Sarah Roeger, Hans-Böckler-Stiftung
Telefon: 02 11/77 78-105

 sarah-roeger@boeckler.de

Netzwerk Wirtschaftspolitik
Das Referat Alumni der Studienförde-
rung thematisiert die betriebliche Integ-
ration von Flüchtlingen beim Treffen der 
Ex-Stipendiat-/innen des Netzwerks Wirt-
schaftspolitik. Die Arbeitsdirektorin des 
Stahlunternehmens Outokumpu Nirosta 
gibt Einblicke in die betriebliche Praxis. 

Veranstaltung am 23. Juni in Köln

Nadine Raupach, Hans-Böckler-Stiftung
Telefon: 02 11/77 78-276

 nadine-raupach@boeckler.de

Stärkung der Tarifbindung
Wenn Lohn- und Arbeitsbedingungen in 
Tarifverträgen geregelt werden, partizipie-
ren Beschäftigte an der allgemeinen so-
zialen und wirtschaftlichen Entwicklung. 
ver.di und WSI laden ein, gewerkschaftli-
che Initiativen zur Stärkung der nachlas-
senden Tarifbindung zu diskutieren. 

Veranstaltung vom 15. bis 16. Mai in Berlin

Stefanie Liebe, ver.di/Ressort 2
Telefon: 0 30/69 56 11 12

 stefanie.liebe@verdi.de

events  termine, die sie sich merken sollten
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Besser geht’s mit.bestimmt
Die Betriebsratswahlen 2018 sind Refe-
renz bei dieser Veranstaltung der HBS  
in Kooperation mit der IG BCE. Themen 
sind die Rahmenbedingungen der Be-
triebsratsarbeit, die Nachwuchsförde-
rung und Betriebsrätequalifizierung.  
Betriebsräte großer Firmen stellen ihre 
Mitbestimmungspraxis vor.

Veranstaltung vom 30. bis 31. Mai in Berlin

Jennifer Büsen, Hans-Böckler-Stiftung 
Telefon: 02 11/77 78-111

 jennifer-buesen@boeckler.de
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zur sache  darüber sollten wir reden

D
er 60. Jahrestag der Römischen Verträge 
am 26. März wurde zu Recht weithin 
und groß gefeiert, es war ein denkwür­

diges, aber auch ein zwiespältiges Ereignis. 
Denn wenige Tage später setzte das Vereinig­
te Königreich das Verfahren nach Artikel 50 
in Gang: Zum ersten Mal – wenn es kein po­
litisches Erdbeben gibt – wird ein Land die 
EU verlassen.

Der in Rom geschlossene Vertrag zur 
Gründung der EWG verfolgte explizit das 
Ziel, „die Grundlagen für einen immer enge­
ren Zusammenschluss der europäischen Völ­
ker“ zu schaffen. Er definierte die wesentli­
chen Institutionen – Kommission, Ministerrat, 
Parlament, Gerichtshof. Und er verankerte die 
vier Grundfreiheiten: In den Folgejahren wur­
den Zölle abgeschafft und Hindernisse für 
den freien Personen-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
beiseitegeräumt. 

Vor allem aber legte er den Mechanismus 
fest, nach dem aus der Wirtschaftsgemeinschaft 
heraus – über eine Liberalisierung der Märkte – 
eine politische Gemeinschaft wächst. Denn der 
vor 60 Jahren geschlossene Vertrag sah vor, dass 
„die innerstaatlichen Rechtsvorschriften“ an­
geglichen werden, „soweit dies für das ord­
nungsmäßige Funktionieren des gemeinsamen 
Marktes erforderlich ist“. Dieser durch wirt­

schaftliche Liberalisierung getriebene Integra­
tionsprozess brachte viele Vorteile, hat aber 
gleichzeitig zu Problemen und Spannungen 
geführt. Nationale Institutionen (ein jüngstes 
Beispiel ist die deutsche Unternehmensmitbe­
stimmung) kommen unter Anpassungsdruck. 
Vielfach ist es schwierig, die notwendigen 
Mehrheiten für gemeinsame Lösungen auf der 
europäischen Ebene zu finden.

Das ist ein Grund für die zunehmende 
Euroskepsis. Rechtsnationalistische und popu­
listische Parteien versuchen, Gewinn daraus 
zu schlagen, dass viele Menschen das Vertrau­
en in das europäische Projekt und dessen Pro­
blemlösungskompetenz verloren haben. 

In dieser Situation ist die Brexit-Entschei­
dung der Briten – genauer: einer knappen 
Mehrheit jener Briten, die am 23. Juni 2016 
abgestimmt haben – ein Weckruf für Europa. 
Entgegen mancher Befürchtungen steigen die 
Zustimmungswerte zur Europäischen Union, 
nicht zuletzt auch in den Krisenländern des 
Südens. 

Im Vereinigten Königreich, das nun selbst 
von einer politischen Desintegration bedroht 
ist, bekommt man zunehmend kalte Füße 
wegen des erfolgten Sprungs ins Ungewisse. 
Putin im Osten, Trump im Westen – in einer 
unsicheren Welt besinnen sich viele auf die 
Vorteile Europas. 

Nun mobilisiert eine neue proeuropäische 
Bürgerbewegung – die Initiative Pulse of Eu­
rope – Zehntausende Menschen, die öffentlich 
Gesicht zeigen für ein weltoffenes und fried­
liches Europa. Sie wollen die Debatte nicht 
den Schwarzmalern, den Faktenverdrehern 
und Populisten überlassen. Sie sehen auch, 
dass seit der Finanzkrise Anstrengungen un­
ternommen werden, die Schwächen der EU 
zu überwinden. Aber es bleibt viel zu tun, und 
es bedarf weiterer Vertragsänderungen, um die 
EU für die nächsten 60 Jahre fit zu machen. 

Wie können wir die ökonomischen und 
sozialen Probleme Europas lösen? Wie muss 
eine EU konstruiert sein, damit Frieden und 
sozialer Fortschritt auf dem Kontinent für 
weitere 60 Jahre gesichert werden? Das disku­
tieren wir auch auf dem Europäischen Ge­
spräch der Hans-Böckler Stiftung am 27. und 
28. April in Brüssel – mit prominenten Wis­
senschaftlern und Politikern. 

Andrew Watt ist Wissenschaftler und Ab
teilungsleiter am Institut für Makroökonomie 
und Konjunkturfoschung, IMK, der Hans-
Böckler-Stiftung. 

Sie können das Europäische Gespräch am 
27./28.4.2017 live verfolgen.  
Alle Infos und das Programm unter  
http://bit.ly/european-dialogue-2017

„In einer unsicheren Welt besinnen 
sich viele auf die Vorteile Europas“ 
Andrew Watt über Römische Verträge, die Brexit-Entscheidung und den Weckruf für Europa. Fo
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rungsdruck, Koordinationsdruck und Beobachtungsdruck. Es 
werden zwei idealtypische, gegensätzliche Herangehensweisen 
für den Umgang mit Zeit- und Leistungsdruck unterschieden: 
Perfektionismus und Pragmatismus. Ähnlich wie die Autoren 
der ersten Studie bevorzugt auch das zweite Autorenteam eine 
pragmatische Herangehensweise: eine Arbeitsorganisation, die 
Unterbrechungen vermeidet, oder größere Gestaltungsspiel­
räume und realistische Zielvorgaben.

Was die Ursachen des Leistungsdrucks angeht, kommen 
beide Autorenteams zu vergleichbaren Ergebnissen: Verant­
wortlich seien die Deregulierung der Arbeitsbeziehungen und 
die damit verbundene stärkere Markt- und Kundenorientie­
rung. Die Beschäftigten in den untersuchten Betrieben müssen 
mit dem Druck meist individuell umgehen. Kollektive Gegen­
strategien gibt es praktisch nicht. Aus diesen Ergebnissen kann 
die Schlussfolgerung gezogen werden, dass die Gewerkschaften 
verstärkt Informations- und Unterstützungsangebote auch für 
die Beschäftigten auf den höheren Hierarchiestufen im Dienst­
leistungssektor entwickeln müssen.

Von Ludwig Heuwinkel, Bielefeld

Fazit

SEHR lesenswert – in der ANALYSE 
GENAUSO WIE IN DEN PRAXIStipps

Kein Arbeitnehmer, der nicht über Zeit- und Leistungsdruck 
klagt. Zwei Studien, die in der edition sigma der Nomos Ver­
lagsgesellschaft erschienen sind, untersuchen, was genau es ist, 
was als „Druck“ empfunden wird, und welche Umgangsweisen 
mit dem Stress Organisationen und Beschäftigte entwickelt 
haben. Beide Veröffentlichungen basieren auf dem von der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 
geförderten Projekt „Zeit- und Leistungsdruck bei Dienstleis­
tungstätigkeiten“. Sie nehmen höher qualifizierte Arbeitneh­
mer des schnell wachsenden tertiären Sektors in den Blick.

Als Belastungsfaktoren identifizieren die Autoren der ers­
ten Studie (Handrich und andere), in deren Mittelpunkt Ärzte 
eines Krankenhauses, Fach- und Führungskräfte eines Infra­
strukturdienstleisters und eines Technikunternehmens sowie 
Lehr- und Führungskräfte eines Bildungsanbieters stehen, zu 
enge Zielvorgaben, Kennziffernsteuerung und aufwendige 
Dokumentationspflichten. Der Druck steigt zusätzlich, wenn 
gegen betriebliche Qualitätsstandards und gegen berufsethi­
sche Normen verstoßen wird. Die Autoren empfehlen den 
Beschäftigten eine „begrenzend pragmatische Umgangsweise“ 
und machen dazu konkrekte Vorschläge: Zielvereinbarungen 
statt Zieldiktate und eine Begrenzung der Bürokratie. 

In den Fallstudien des zweiten Bandes (Dunkel/Kratzer), 
die in Software- und einem Hightechunternehmen entstanden 
sind, diagnostizieren die Autoren einen steigenden Anforde­

Christoph Handrich/Carolyn Koch-Falkenberg/G. Günter Voß: 
Professioneller Umgang mit Zeit- und Leistungsdruck. Baden-
Baden, edition sigma in der Nomos Verlagsgesellschaft 2016. 
271 Seiten, 34 Euro

Wolfgang Dunkel/Nick Kratzer: Zeit- und Leistungsdruck bei 
Wissens- und Interaktionsarbeit. Neue Steuerungsformen und 
subjektive Praxis. Baden-Baden, edition sigma in der Nomos 
Verlagsgesellschaft 2016. 205 Seiten, 24,90 Euro

Strategien gegen den Stress

gelesen  Zwei Studien zum Arbeitsschutz

ARBEITSSCHUTZ Zieldiktate statt Zielvereinbarungen: Zwei Studien erklären den Zeit- und Leistungs-
druck bei Dienstleistungen und warum kollektive Gegenstrategien angezeigt sind. 
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Die Reformen innerhalb der EU, die nach 
der großen Krise der Jahre 2008/2009 das 
Finanzsystem sicherer machen sollten, 
reichen bei Weitem nicht, um den nächs­
ten Crash zu verhindern. Davon sind Sven 
Giegold, Udo Philipp und Gerhard Schick, 
drei Wirtschafts- und Finanzmarktexper­
ten der Grünen, überzeugt. 

Zwar hätten sich Regulierungsbehör­
den in Basel nach der Finanzkrise auf eine 
neue Bankenregulierung (Basel III) geei­
nigt, sie sei aber zu halbherzig ausgefallen. 

So wurden zwar die Eigenkapitalanforderungen für Banken auf sieben 
Prozent erhöht, die Sache habe aber einen Haken: „Das geforderte 
Eigenkapital bezieht sich nicht auf die gesamte Bilanz, sondern nur 
auf risikogewichtete Aktiva“, kritisieren die Autoren. Um die Risiken 
ihrer Kredite und anderer Vermögensgegenstände zu berechnen, dürf­
ten die Banken sich jedoch sehr fragwürdiger Risikomodelle bedienen,

Die Autoren beschreiben die potenziellen Hotspots eines neuen 
Finanzcrashs. Neben dem nach wie vor problematischen, zu geringen 
Eigenkapital der Banken betrifft das ihre Größe mit einem für den 
Staat in Krisenzeiten erpresserischen Drohpotenzial („too big to fail“). 
Die Autoren beziehen auch die wenig regulierten, sogenannten Schat­
tenbanken (etwa Geldmarktfonds und Lebensversicherungen, wenn 
diese wie Banken Kredite vergeben) in ihr Krisenszenario mit ein. 
Deren Geschäfte sollten zwar nicht verboten, aber ähnlich reguliert 
werden wie die der Banken, die Eigenkapitalquoten vorweisen müssen, 
mahnen Giegold, Philipp und Schick. Sonst würden die Risiken von 
den Banken zu den laxer regulierten Schattenbanken abwandern.

Die Autoren präsentieren ein Bündel von Vorschlägen zur Regu­
lierung der Finanzwirtschaft und beziehen die Stärkung des Verbrau­
cherschutzes dabei mit ein. Bezogen auf die Rolle von Ratingagenturen 
zur Bewertung von Finanzprodukten fordern sie: „Ratingagenturen 
sollten ebenso wie andere öffentliche Güter über Steuern oder ver­
pflichtete Abgaben bezahlt werden.“ Die Autoren regen an, für deren 
Finanzierung einen Teil der Gelder aus der geplanten und bisher von 
Lobbyisten verhinderten Finanztransaktionssteuer heranzuziehen. 
Die Analysen gipfeln in der Einschätzung, dass die Finanzwirtschaft 
zu stark auf Kurzfristigkeit ausgerichtet sei – eine Einschätzung, die 
seit Kurzem auch die weltweit größten Pensionsfonds teilen. Eine 
umfassendere Regulierung der Finanzwirtschaft mache aber letztend­
lich nur Sinn, wenn man dabei nicht aus dem Auge verliere, dass in 
Europa mehr Wachstum für einen „Green New Deal“ zustande kom­
men muss. 
� Von Ingo Zander, Köln

Sven Giegold/Udo Philipp/Gerhard Schick: Finanzwende. Den nächsten 
Crash verhindern. Berlin, Wagenbach 2016. 173 Seiten, 12 Euro

Grüne Finanzmarkt-Ideen Drei Fragen an  klaus franz

Der frühere Vorsitzende des Opel-Gesamtbetriebsrats, Klaus Franz, 
legt in „Die Rettung von Opel vor der Insolvenz“ ein Lehrstück für 
Arbeitnehmervertreter vor, aber auch für Manager. 

Sie schreiben, Arbeitnehmervertreter hätten Opel mit dem 
Mittel der Mitbestimmung vor der Insolvenz gerettet. Ist das 
nicht ein bisschen übertrieben? 
Nein. Wir wussten aus verlässlichen Quellen, dass eine In­
solvenz der Opel-Mutter GM bevorstand. Opel wäre mit in 
den Abgrund gerissen worden. Deshalb haben wir erst gar 
nicht auf eine Initiative des weitgehend GM-hörigen Ma­
nagements gesetzt, sondern sind mit der Politik auf Inves­
torensuche gegangen, um Opel vor der Insolvenz von GM 
aus dem Konzern zu lösen. Wir waren die treibende Kraft 
der Marke und des Unternehmens nach innen und außen. 

Gewerkschaften und Betriebsräte hätten dabei eine mitgestal-
tende Rolle zunächst abgelehnt. Warum? 
Co-Management als Form der Betriebsratsarbeit ist umstrit­
ten. Betriebsräte sehen die Gefahr von Bestechlichkeit und 
der Abhängigkeit vom Management. Co-Management er­
fordert daher persönliche Integrität, geleitet von ethischen 
Normen, aber nur dadurch konnten wir eine Produktstra­
tegie durchsetzen, die die Zukunft von Opel gesichert hat. 

Was können Sie Arbeitnehmervertretern von Opel nach der 
Übernahme durch PSA aus Ihrer Erfahrung heraus raten? 
Arbeitnehmervertreter müssen mit eigenen Vorstellungen 
über das zukünftige Unternehmen in Verhandlungen ge­
hen. Wer abwartet, bis das Management mit seinem Plan 
kommt, ist als Getriebener in der Defensive. Es gilt, die Ge­
meinsamkeiten mit den französischen Gewerkschaften zu 
suchen und sich als europäische Interessenvertretung mit 
einer Sprache dem Management zu stellen. 

Die Fragen stellte Andreas Schulte.
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„Leiste keinen vorauseilenden Gehorsam.“ So lautet 
die erste von 20 Lektionen für den Widerstand, mit 
denen der US-Historiker Timothy Snyder die Bür­
ger seines Landes vorbereiten wollte auf das, was 
unvorstellbar schien: einen Präsidenten Donald 
Trump, der das Gesicht der Demokratie verstüm­
melt. Nicht nur in den USA, auch in Europa ist der 
vulgäre Populismus auf dem Vormarsch. Snyders 
Lektionen sind ein Leitfaden für alle, die rechtzeitig 
handeln wollen – und nicht erst, wenn aus der De­
mokratie eine Diktatur geworden ist. Eine lesens­
werte Ermutigung mit Tipps zur Wahrung der 

Normalität in gefährlichen Zeiten. Synders Credo: „Setze ein Zeichen.“ Dieses 
Buch tut es. 

Timothy Snyder: Über Tyrannei. Zwanzig Lektionen für den Widerstand.  
München, C. H. Beck Verlag 2017. 127 Seiten, 10 Euro

quergelesen

Von Helmut Ortner 

Der schwache Euro ist nicht Resultat von Währungs­
manipulation, sondern Folge der Wirtschaftspolitik 
im Euroraum, die seit der internationalen Finanz­
krise nicht expansiv genug und zeitweise sogar rest­
riktiv war, so das Fazit von Silke Tober in ihrer IMK-
Studie. Denn während die US-Wirtschaft 
mittlerweile nahezu voll ausgelastet ist, bleibt die 
Produktion im Euroraum erheblich unter ihren 
Möglichkeiten, und die Arbeitslosigkeit ist hoch. So 
konnte die US-amerikanische Federal Reserve aus 
der Nullzinspolitik aussteigen, schreibt Tober. Ent­

sprechend haben die höheren Zinsen in den USA Portfolioumschichtungen 
zugunsten von US-Anlagen bewirkt und den Außenwert des Euros geschwächt.
Wenn es nicht gelingt, bessere Lebensverhältnisse für die Menschen aller Euro­
länder in Aussicht zu stellen, droht die Währungsunion zu scheitern, so die 
IMK-Wissenschaftlerin.  

Silke Tober: Wird der Eurokurs manipuliert? Der Euro im Spannungsfeld. Reihe 
IMK Report, Nr. 122. Düsseldorf, März 2017. 14 Seiten. Kostenloser Download 
unter www. boeckler.de, Veröffentlichungen, IMK-Report

Warum schwächelt der Euro?

Sie wollen mehr Publikationen aus der Hans-Böckler-Stiftung?

 �Besuchen Sie www.boeckler.de (Veröffentlichungen).

Dass die IG BAU für ein 
Buch von Bastei Lübbe 
wirbt, kommt selten vor. 
Die Lebensgeschichte 
von Susanne Neumann 
ist eine Ausnahme. Neu­
mann ist die Putzfrau, 
die bei „Anne Will“ zu 
Gast war und Sigmar 
Gabriel die Meinung 
sagte: „Warum bleibt 
ihr Sozis bei den 

Schwatten?“ Bastei Lübbe, sonst für eher seichte Bel­
letristik bekannt, hat sie mit dem Ghostwriter And­
reas Hock, einem Bestsellerautor, zusammenge­
spannt, der mit „Susi“ vier Tage in ihrer Heimatstadt 
Gelsenkirchen verbracht hat.

Hock als Koautor sorgt für eine exzellente Les­
barkeit. Man erfährt, wie Neumanns Leben verlaufen 
ist und dass es nicht einfach war. Und man versteht, 
warum die Gewerkschaft für sie so etwas ist wie eine 
Lebensversicherung. Es ist ihre Gewerkschaft, die IG 
BAU, die sie ermutigt, dem Arbeitgeber die Unter­
schrift zu verweigern, als der sie nötigen will, für 
einen Generalschlüssel im Verlustfall eine Konven­
tionalstrafe von 15.000 Mark zu akzeptieren. 

Wo es um Neumanns Leben geht, ist man ge­
rührt. Die politischen Bekenntnisse sind allerdings 
oft schlicht. Manchmal haben sie Stammtischniveau. 
Etwa, wenn Susanne Neumann Bundespolitiker als 

„Berliner Machtverteilerclique“ denunziert, wenn sie 
schreibt, Schröder habe aus Deutschland „ein Billig­
lohnland“ gemacht, oder behauptet, in Deutschland 
gebe es Zigtausende Renter, die Pfandflaschen sam­
melten, um sich einmal in der Woche eine warme 
Mahlzeit leisten zu können. 

So etwas kann man schwer ernst nehmen. Trotz­
dem ist dieses Buch ein lesenswertes und aktuelles 
politisches Buch. Denn es dokumentiert eine Stim­
mung an der SPD-Basis, die von einer tiefen Unzu­
friedenheit mit der Bilanz der Großen Koalition 
geprägt ist. 
� Von Kay Meiners, Redakteur des Magazins Mitbestimmung

Susanne Neumann: Frau Neumann haut auf den 
Putz. Warum wir ein Leben lang arbeiten und trotz-
dem verarmen. Köln, Bastei Lübbe 2017. 225 Sei-
ten, 11,99 bzw. 15 Euro

Die Putzfrau aus „Anne Will“
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V
ier Musiker laufen durch die Straßen 
Londons. Dazu läuft eine Mischung aus 
treibenden Beats, arabischem Dabke-

Tanz und Synthesizer-Hooklines, aus engli­
schem und arabischem Gesang und Rap. 
„Shamstep“ nennt die Band 47Soul ihre Mu­
sik, ein neues Genre. Das „Sham“ steht für die 
Region Bilad asch-Scham, einen Kulturraum, 
der hierzulande als Großsyrien oder Levante 
bekannt ist. Die Silbe „-step“ zeigt, dass die 
Musik einen zweiten Anker in der britischen 
Clubkultur hat: Seit 15 Jahren wird diese En­
dung an allerlei Teilströmungen der elektro­
nischen Musik angehängt. 

Alle vier Musiker sind palästinensischer 
Abstammung, doch sie haben drei verschie­
dene Pässe: Perkussionist Tareq Abu Kwaik 
und Gitarrist Hamsa Arnaout sind in Amman, 
der Hauptstadt Jordaniens aufgewachsen. 
Keyboarder Ramzy Suleiman wurde als Sohn 
palästinensischer Einwanderer in Washing­
ton, D. C., geboren. Sänger Walaa Sbeit 
stammt aus der Westbank. Die Welt können 
sie nicht ohne Weiteres gemeinsam bereisen – 
noch nicht einmal ihre Heimatregion. Und 
genau darum geht es in der Musik von 47Soul: 
um Bewegungsfreiheit, um Grenzen, um 

Das politische Lied

 �Das Lied hören/ansehen:  
bit.ly/shamstep

Palästinensischer Clubsound

No agent, no guarantee
No landlord on your back

No country, no form
Back to the peasants, to the falaheen born (…)

47Soul: „Intro to Shamstep“ (2015)

Checkpoints und darum, wie willkürlich ei­
nem das alles vorkommen kann. Der Song 
„Intro to Shamstep“ bringt die Idee der Band 
auf den Punkt. Musikalisch spannt der Track 
einen Bogen von Londoner Clubs zu arabi­
schen Familienfeiern. 

In der ersten Strophe erträumt sich der 
Protagonist eine Welt, in der er ohne büro­
kratische Hindernisse reisen kann, zurück zu 
den Fallaheen, den Bauern der Region. In der 
zweiten singt er von den Ausgewanderten, 
deren Verbindung nach Hause nicht abreißt 
und die regelmäßig Geld nach Hause schi­
cken. Der Refrain beginnt mit der Frage: 
„What’s the soul of the 47?“ Die Antwort: 
„Sham is the soul of the 47!“ Das ist schwär­
merisch gemeint, zeigt aber auch ein gutes 
Stück Galgenhumor. Der Bandname ist ein 
Verweis auf 1947, das Jahr vor der Staatsgrün­
dung Israels und dem ersten Nahostkrieg. 
Damals stand Palästina unter britischer Man­
datsverwaltung. „Dass wir uns mit dem Band­
namen auf ein Jahr beziehen, in dem die Re­
gion noch von der britischen Kolonialmacht 
besetzt war, zeigt, wie schwierig die Lage 
heute ist“, sagt Keyboarder Ramzy Suleiman. 
Doch ist es nicht heikel, ausgerechnet diese 

Jahreszahl in den Bandnamen aufzunehmen, 
einen Verweis auf eine Zeit, in der Israel nicht 
als Staat existierte? Die Musiker betonen, dass 
sie eine friedliche Message haben, die nieman­
den ausschließt. Ihr eingängigster Song heißt 
„I Don’t Care Where You’re From“. Dass sie 
selbst in der westlichen Welt nur selten auf 
diese Haltung stoßen, ist auch Thema ihrer 
Musik. 

„Ich bin damit groß geworden, dass das 
Wort ‚Palästina‘ oder ‚Palästinenser‘ in den 
Massenmedien nur vorkam, wenn es um Ter­
rorismus ging“, sagt der in den USA aufge­
wachsene Suleiman. „Heute passiert das Glei­
che mit ‚arabisch‘ oder ‚Naher Osten‘.“

Und das ist die doppelte Botschaft von 
47Soul: Ihre Musik schlägt eine Brücke zwi­
schen der westlichen und der arabischen 
Welt. Und sie gibt Arabern und ihrer Popkul­
tur eine selbstbewusste Stimme im Westen: 
Seht her, das sind wir! 

Von Martin Kaluza, Berlin
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durchgeklickt

umständlich formuliert sind. Die Unterseite 
„Sozialpolitik“ macht mit einem Foto von 2010 
auf. Die einzelnen Menüpunkte müssen um­
ständlich angeklickt werden und klappen nicht 
automatisch auf. Wer die Webseite aber als nüch­
terne Informationsquelle nutzt, wird fündig. Der 
Newsletter bietet nicht nur Nachrichten aus allen 
Regionalverbänden, sondern auch eine aktuelle 
Presseschau zu sozialpolitischen Themen. Beim 
Thema Pflege zeigt sich die Kompetenz der Volks­
solidarität: Hier findet der Nutzer eine Übersicht 
zu den rechtlichen Grundlagen, Analysen zu 
aktuellen Problemen in der Pflege und sogar 
Fortbildungsmaterialien.  

Von Gunnar Hinck

D
ie „Volkssolidarität“ ist eines der wenigen 
Überbleibsel aus der DDR. Bis heute ist die 

„VS“ mit 18 000 Angestellten in vielen Re­
gionen Ostdeutschlands der wichtigste Sozialver­
band – noch vor der Arbeiterwohlfahrt und dem 
Diakonischen Werk. In der DDR war sie eine 
Massenorganisation für Senioren mit zwei Milli­
onen Mitgliedern und 200 000 ehrenamtlichen 
Mitarbeitern, „Volkshelfer“ genannt.

Heute betreibt die Volkssolidarität in Ost­
deutschland Pflegeheime, Kindergärten und So­
zialstationen und meldet sich auch politisch zu 
Wort. Im Westen ist die Organisation fast unbe­
kannt. Aber es gibt praktisch keinen Landkreis 
in Ostdeutschland und keinen Ortsteil im östli­
chen Berlin, in dem die Organisation nicht ver­
treten ist. Der Bedeutung der VS zum Trotz ist 
der Internetauftritt leider ziemlich altertümlich 
und lieblos. Das ist schade, denn auch ältere Men­
schen nutzen das Internet immer häufiger und 
wissen gut gemachte Internetseiten zu schätzen. 
Die Seite ist statisch aufgebaut. Es gibt keine Vi­
deos, nur Fotos und Texte, die für das Internet zu 

Fazit

Wichtige VerbandsSeite 
mit Retro-Faktor

Überbleibsel aus der DDR

www.volkssolidaritaet.de



 bit.ly/rainer-wendt-monitor

Rainer Wendt

Der „Fall Wendt“ ist auch eine Ge-
schichte über Aufstieg und Fall eines 
Medienstars. Rainer Wendt, Vorsitzen-
der der im Beamtenbund organisierten 
Deutschen Polizeigewerkschaft DPolG, 
war Dauergast in Talkshows und ein 
gesuchter Interviewpartner – er nutzte 
die Medien, und die nutzten ihn. Wenn 
ein Journalist schnell ein knackiges Zitat zur Sicherheitslage brauch-
te, dann rief er Rainer Wendt an. Wendt, der nach den Terroran-
schlägen von Paris 2015 nach eigener Auskunft 22 Interviews in 48 
Stunden gab, lieferte das Gewünschte. Bald war Wendt für die Me-
dien nicht mehr der Vorsitzende einer Polizeigewerkschaft, sondern 

„der Polizeigewerkschaftschef“. Die größere und seriösere, im DGB 
organisierte Gewerkschaft der Polizei (GdP) fand weniger Aufmerk-
samkeit. Nachdem das ARD-Magazin Monitor enthüllte, dass das 
Land NRW Wendts Gehalt trotz Freistellung weiterbezahlte, wurde 
es plötzlich still um ihn. Wenn Medien nicht mehr nützlich sind, son-
dern kritische Fragen stellen, gerät eine Karriere, die größtenteils auf 
Medienpräsenz baut, schnell ins Stocken. 

interessanter kopf

apps

blog-tipp

Oroboo Angel
Eine geniale Idee haben Tüftler aus Offenbach umgesetzt. 
Wer sprachlich nicht mehr weiterweiß, kann sich per Vi­
deokonferenz mit einem ehrenamtlichen Dolmetscher – 
einem „Angel“ – verbinden lassen. Fünf Minuten lang kann 
man kostenlos mit einem Helfer eine akute Sprachbarriere 
überbrücken. Die Videotechnik funktioniert gut, angeboten 
werden 83 Sprachen – im Test gelang allerdings nur die 
Verbindung zu einem Engel für Englisch. 

Armes Deutschland
„Das bedingungslose Grundeinkommen ist wie zwei Polo­
hemdenträger im Club, die sich Prügel androhen: Es wird 
viel geredet, und nichts passiert.“ Mit seiner Herangehens­
weise an Politik ist der junge Video-Blogger Rayk Anders 
zu einer festen YouTube-Größe mit 85 000 Abonnenten 
geworden. In seinem Format „Armes Deutschland“ kom­
mentiert er jede Woche politische Kontroversen. Seine Vi­
deos peppt er mit Comic-Animationen auf. Regelmäßig 
nimmt er rechtspopulistische Thesen auseinander. Er hält 
unterhaltsam und mit Fakten dagegen. Rayk Anders bezieht 
klar Position: Er ist gegen die AfD, für Europa, für Religi­
onstoleranz und gegen Sexismus. Offen bleibt, ob er auch 
Mediennutzer außerhalb der linksliberalen Blase erreicht. 
Manchmal klingt er fast staatstragend: „Fortschritt muss 
immer wieder verteidigt werden“, beendet er ein Video. 

nachgefragt

 https://www.youtube.com/user/RaykAnders

ver.di Publik
Nun ist die Mitgliederzeitschrift von ver.di (Auflage knapp 
zwei Millionen) auch als App zu lesen. Dank des Inhalts­
verzeichnisses ist die App übersichtlicher als die kleinteilige 
Printversion. Die Navigation klappt problemlos. Die Re­
portagen könnten zusätzliche Fotos vertragen. Ein Schön­
heitsfehler: Die einzelnen Ausgaben müssen im Block he­
runtergeladen werden und verschlingen über 70 MB Da­
tenvolumen – das hebt die Schwelle unnötig hoch. 

Marika Höhn ist Justiziarin 
des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes in Berlin.

Ich klicke auf …

… unsere Gewerkschaftssei-
ten und juristische Fachporta-
le wie juris.de und njw.de. Für 
interessante Reportagen auf 
arte.de.

… den Roman „Der Berg“ von 
Dan Simmons, eine bewegen-
de Erzählung über mysteriöse 
Ereignisse bei einer Expediti-
on auf den Mount Everest im 
Jahr 1924.

… mit meiner Familie und als 
ehrenamtliche Kinder- und 
Jugendtrainerin im heimi-
schen Radball-Sportverein.

Ich lese gerade …

Abonniert habe ich …

Abschalten kann ich …
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… die Zeit, den Spiegel, die 
FAZ und die SZ; außerdem 
unsere Lokalzeitung, die Mär-
kische Allgemeine, und juristi-
sche Fachzeitschriften.
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RÄTSEL Der Kabeljau aus den Gewässern um Island ist heiß begehrt. 
Als englische und deutsche Fischer der Vulkaninsel zu nahe kommen, 
sind rabiate Auseinandersetzungen die Folge. 
Von Marc von Lüpke
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Rätselfragen
Wie heißt der isländische  

Vulkan, dessen Ausbruch 2010 

den Flugverkehr in Nord- und 

Mitteleuropa erheblich störte?

Wie lautet ein anderer Name 

des Kabeljaus?

Das isländische Parlament 

führt seine Ursprünge bis ins 

Jahr 930 zurück. Wie ist die 

genaue Bezeichnung?

Alle richtigen Einsendungen, 

die bis zum 20. Mai 2017 bei 

uns eingehen, nehmen an  

einer Auslosung teil.

Preise

1. Preis: Gutschein der Bücher-

gilde Gutenberg, Wert 100 Euro

2.–4. Preis: Gutschein der  

Büchergilde Gutenberg, Wert 

50 Euro

Schicken Sie uns die Lösung

Redaktion Mitbestimmung 

Hans-Böckler-Straße 39 

40476 Düsseldorf 

E-Mail: redaktion@boeckler.de

Fax: 0211/7778-225 

Auflösung der

Rätselfragen 1/2017

Z3

Karstadt

Deep Blue

Den 1. Preis hat Wolfgang Repp 

aus Offenbach gewonnen. Je 

einen 50-Euro-Gutschein er-

halten Kerstin Meissner aus 

Leipzig, Nojin Malla Mirza aus 

Detmold und Bert Winkler aus 

Wilkau-Haßlau.

V
or der Küste Islands, knapp südlich des nörd­
lichen Polarkreises, spielen sich im Jahr 1976 
dramatische Szenen ab. Mit voller Kraft prallen 

das britische Kriegsschiff „HMS Scylla“ und das klei­
nere isländische Schiff „Odinn“ aufeinander. Ein 
Wunder, dass beide Schiffe seetüchtig bleiben. Die 
reichen Kabeljaubestände sind der Grund für die 
Scharmützel. Vor der Vulkaninsel liegen reiche Fisch­
bänke. Doch nicht nur Isländer werfen hier ihre 
Netze aus, sondern auch Fischer aus Großbritannien 
und der Bundesrepublik. Die harten Konflikte, die 
darum ausgetragen werden, gehen als die drei „Ka­
beljaukriege“ in die Geschichte ein. 

Im Jahr 1958 ereignet sich der erste Konflikt, als 
die isländische Regierung eine Schutzzone von zwölf 
Seemeilen vor ihrer Küste festlegt. Die Briten senden 
daraufhin Kriegsschiffe, um ihre Trawler zu schützen. 
Mit waghalsigen Manövern stört die isländische Küs­
tenwache die Fischer beim Einbringen der Netze. 
Mit Erfolg: 1961 akzeptieren die Briten die Zwölf-
Meilen-Schutzzone. Sie beuten zusammen mit den 
Deutschen die Gewässer rundherum aus.

Aus diesem Grund erweitern die Isländer im Jahr 
1971 die Schutzzone um die Insel auf 50 Seemeilen. 
Um Briten und Deutsche abzuschrecken, ziehen die 
isländischen Schiffe mittlerweile „Klappdraggen“ 
hinter sich her – Anker mit messerscharfen Klingen, 
die die Zugseile der Netze der ungeliebten Konkur­
renz durchtrennen. 

Opfer dieser Taktik wird 1974 auch das Fang­
schiff „Hans Böckler“ der Gemeinwirtschaftlichen 
Hochseefischerei GmbH in Bremerhaven. 13 Jahre 
zuvor war das nach dem ersten DGB-Vorsitzenden 
benannte Schiff mit 1561 Bruttoregistertonnen von 
den Lübecker Flender-Werken in Bremerhaven ge­
baut worden. Bis zu 20.000 Mark kostet ein verlore­
nes Fangnetz, der eingebüßte Fang ist ein Vielfaches 
wert. 

Die britische Regierung schickt erneut Kriegs­
schiffe gen Island. Wieder rammen sich die Schiffe 
der gegnerischen Parteien, beschießen einander mit 
Leuchtraketen und Granaten. Schließlich akzeptie­
ren Großbritannien und die Bundesrepublik im Jahr 
1975 die 50-Meilen-Zone, ein Jahr später, nach dem 
dritten Kabeljaukrieg, sogar ein Schutzgebiet von 
200 Seemeilen um die Insel. Es gibt einen klaren 
Sieger im Kabeljaukrieg – Island hat alle Konflikte 
gewonnen. Die eigentlichen Gewinner sind die Fi­
sche: Langsam können sich die Bestände erholen. 
Island gehört bis heute nicht der EU an. Es hat seine 
politische Eigenständigkeit bewahrt. 
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che Mitbestimmung immer noch 
die prägenden Institutionen zur 
Gestaltung der Lohn- und Ar­
beitsbedingungen in Deutsch­
land“ seien, dann gilt diese Ver­
mutung nur für einen immer 
kleineren Teil der Arbeitnehmer. 
Auch die These, „dass die Lohn­
maschine wieder brummt“, gilt 
ausschließlich für die Arbeitneh­
mer der Exportindustrie, wäh­
rend der Niedriglohnsektor in 
Deutschland mit über 20 Prozent 
der Beschäftigten weit über dem 
EU-Durchschnitt liegt. Diese Po­
larisierung des Arbeitsmarktes 
muss in die Betrachtung einflie­
ßen. Es geht nicht um Schwarz­
malerei, die Zeichen an der Wand 
sind deutlich. Der westliche Ka­
pitalismus ändert wieder einmal 
seine Form, allerdings in eine 
gänzlich andere Richtung. Es 
geht um die Erkenntnis, dass 
Deutschland sich in Richtung der 
liberalen Kapitalismusvariante 
bewegt, die gerade nicht, wie von 
den Autoren behauptet, ein „so­
zialstaatlicher Kapitalismus“ ist. 

WEBRESONANZ 

Tja, das waren noch Zeiten, als 
Otto Jacobi und Walther Müller-
Jentsch die Taschenbuchreihe 
„Gewerkschaften und Klassen­
kampf“ herausgaben, schreibt 
Klaus Pickshaus. 

Briefe, E-Mails 
und Meinungen

Und Ihre Meinung?
Sie haben sich so richtig  
geärgert über einen Beitrag oder 
fanden eine Reportage ganz toll? 
Schreiben Sie uns!

 redaktion@boeckler.de

Rückgang der Tarifbindung und 
die Lohnunterschiede zwischen 
den Branchen besorgniserregend, 
und die Reformen an den Hartz-
Reformen haben zwar neue Min­
deststandards geschaffen, aber 
den Niedriglohnsektor noch nicht 
wirksam eingedämmt. Ähnlich ist 
die Lage in Europa, einiges Posi­
tives, aber Riesenprobleme in 
Südeuropa. Ich sehe es so, dass wir 
an einem Scheideweg sind und es 
noch nicht klar ist, wohin die Rei­
se geht. 

Am Scheideweg 

Thomas Haipeter, Professor am 
Institut Arbeit und Qualifikation 
der Universität Duisburg- 
Essen, schreibt: 

Gut argumentiert. Die Situation 
ist komplex, weil es beides gibt, 
Erosion und Stärkung der Inte­
ressenvertretungen als Träger ei­
nes sozialen Kapitalismus, und die 
Kritiker beziehen sich immer nur 
auf die Erosion. Trotzdem bleiben 
natürlich Entwicklungen wie der 

Mehr Realismus 

Rudi Schmidt, emeritierter  
Professor für Arbeits-, Industrie- 
und Wirtschaftssoziologie an der 
Universität Jena, ergänzt: 

Es ist gerade jetzt wichtig, wenn 
vom linken Mainstream des per­
manenten Krisenszenarios abge­
wichen wird hin zu einer realisti­
scheren Betrachtung der EU und 
des deutschen Modells. Doch 
dürfen wir jenseits der Industrie 
nicht übersehen, dass die Lohn- 
und Arbeitsbedingungen im 
Dienstleistungsbereich großteils 
miserabel sind. Im Endeffekt sub­
ventioniert der Dienstleistungs­
sektor die Industrie. Das ist nicht 
allein über gewerkschaftliche 
Tarifpolitik änderbar, sondern 
nur über staatliche Intervention, 
etwa durch Ausweitung der All­
gemeinverbindlichkeitsregelung.

Ich halte es für eine Fehlein­
schätzung, wenn allein Deutsch­
land für die Probleme Europas 
verantwortlich gemacht wird. 
Gleichwohl steht Deutschland in 
einer besonderen Verantwor­
tung, weil es die größten Hand­
lungsspielräume aufweist und 
auch eine historische Verantwor­
tung hat. Hier ist resignativer 
Pessimismus nicht angezeigt und 
schon gar keine Rückkehr zu ei­
nem bornierten Nationalismus.

Kein sozialstaat
licher Kapitalismus 

Berndt Keller, emeritierter Profes-
sor für Arbeits- und Sozialpolitik 
an der Universität Konstanz, 
meldet Widerspruch an: 

Die Botschaft hör ich wohl, allein 
mir fehlt der Glaube. Wenn Mül­
ler-Jentsch und Jacobi schreiben, 
dass „Tarifverträge und betriebli­

Der Beitrag in unserer Magazin-App von Walther Müller-Jentsch und 
Otto Jacobi (bit.ly/sozialer-kapitalismus) stieß auf rege Resonanz bei 
den Kollegen aus der Industrial-Relations-Szene. Hier Auszüge: 
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Psychische Erkrankungen 
sind kein Tabu 

Nr. 3 | Juni 2017

feedback

In der nächsten Ausgabe …

Gibt es in Ihrem Betrieb etwas, über das wir einmal berichten sollten? 
Etwas, das richtig gut läuft, oder etwas, über das Sie sich ärgern?  
Vermissen Sie ein Thema im Magazin? 

Dann schreiben Sie uns oder rufen Sie uns an.

Depressionen oder Angsterkrankungen sind zu Volkskrankheiten 
geworden: Heute sind psychische Erkrankungen die zweithäufigste 
Diagnose bei Krankschreibung und Arbeitsunfähigkeit. Einen wich­
tigen Auslöser für dieses Krankheitsbild sehen Experten darin, dass 
wir im Arbeitsalltag größerem Stress und Druck ausgesetzt sind – in 
jüngster Zeit vor allem durch die Beschleunigung der Arbeitsprozesse 
und eine zu geringe Personalausstattung.

Betriebsräte bewegt zunehmend das Thema der psychischen Ge­
sundheitsgefährdung, weil es die Beschäftigten bewegt. Wie können 
Arbeitgeber und Führungskräfte damit besser umgehen? Was können 
Arbeitnehmervertretungen tun, um psychische Gefährdungen recht­
zeitig zu erkennen? Wie können sie über Gefährdungsanalysen, Be­
triebsvereinbarungen und andere Regelungen die Arbeitnehmer 
besser schützen?

Psychische Erkrankungen aus der Tabuzone geholt zu haben – 
dafür ist 2016 der Betriebsrat von Bosch beim Deutschen Betriebsräte-
Preis ausgezeichnet worden. Mit zwei Betriebsvereinbarungen zur 
ganzheitlichen Gefährdungsbeurteilung ist es den Sozialpartnern bei 
Bosch gelungen, psychische Störungen mit körperlichen Erkrankun­
gen gleichzusetzen und den Beschäftigten konkrete Hilfen anzubieten. 
Daneben wollen wir uns in der Gesundheitsbranche und bei der Po­
lizei umschauen, denn deren Beschäftigte sind besonderen Gefähr­
dungen ausgesetzt.

02 11/77 78-147
redaktion@boeckler.de
www.magazin-mitbestimmung.de
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Wenn auf der Zugspitze gutes 
Wetter ist, habe ich einen atem­
beraubenden Ausblick auf mein 

ganzes Einsatzgebiet. Es reicht von Füssen bis 
Miesbach, von der Grenze zu Österreich im 
Süden bis vor die Tore Münchens. Für alle 
Mobilfunkanlagen, die auf diesen 100 Qua­
dratkilometern stehen, bin ich zuständig. Und 
dazu gehört eben auch die Zugspitze. Mit 
seinen 2962 Metern ist der höchste Berg 
Deutschlands ein wichtiger Mobilfunkstand­
ort und der höchstgelegene Arbeitsplatz, den 
die Deutsche Telekom zu bieten hat.

Rund 50 Meter unter dem Gipfel liegt 
die Sendemastanlage mit diversen Mobil­
funkdiensten. Die Technik ist heute glück­
licherweise sehr stabil, aber bei den harten 
Witterungsbedingungen bleiben Funktions­
störungen nicht aus, die ich bei jedem Wet­
ter, auch bei extremer Hitze, Kälte und bei 
Sturm, beheben muss. Sicherheit ist bei die­
ser Arbeit oberstes Gebot. Deshalb arbeiten 
wir bei Reparaturen an den Masten immer 
mit mindestens zwei Technikern. Alles an­

dere erledige ich in meinem Einsatzgebiet 
alleine.

Die Arbeitsaufträge schickt mir das zent­
rale Netzmanagement-Center in Bonn direkt 
per App auf mein Handy. Dabei wird auch die 
Priorität festgelegt, in der ich die Störungen 
bearbeiten muss. Da bin ich mit dem Auto 
auch mal schnell 100 Kilometer in einer Rich­
tung unterwegs. Ich arbeite gerne im Außen­
dienst. Trotzdem fehlt mir der soziale Kontakt 
zu den Arbeitskollegen. Früher trafen wir uns 
morgens zu Arbeitsbeginn im Betriebsbüro. 
Heute beschränkt sich mein Kontakt auf eine 
wöchentliche Telefonkonferenz mit den Kol­
legen und eine monatliche Teambespre­
chung. Eigentlich sehe ich den ganzen Tag 
niemanden.

Spaß macht mir meine Arbeit allein da 
draußen im Freien trotzdem. Da gilt: Es gibt 
kein richtiges oder falsches Wetter, nur die 
falsche Kleidung. Jetzt im Frühjahr ist meine 
liebste Jahreszeit. Das Wetter ist schon ange­
nehm, und die Tagestemperaturen sind nicht 
zu hoch. 

Matthias Sailer, 44, ist Industriemeister 
Elektrotechnik bei der Telekom. Er hat 
1989, damals noch bei der Deutschen 
Bundespost, Kommunikationselektro
niker gelernt und arbeitet heute als  
Servicetechniker für den Mobilfunk.

Text und Foto: Werner Bachmeier

ZUGSPITZE, 
ganz oben
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Die WSI-Reports behandeln aktuelle Themen 
aus den Bereichen Arbeitsmarkt, Sozialpolitik,  
Verteilung und Tarifpolitik. Alle WSI-Reports  

finden sich hier: http://bit.ly/wsi-reports

Wie sieht die Wirklichkeit in mitbestimmten Betrieben 
aus? Neueste Erkenntnisse dazu im WSI-Report.

Report
WSI-Betriebsrätebefragung

Starke Stimme für faire Arbeit
Mitbestimmung. Das Magazin der Hans-Böckler-Stiftung.

Alle zwei Wochen digital, alle zwei Monate gedruckt.

Am 1. und 15. eines Monats erscheint eine digitale Ausgabe des Magazins Mitbestimmung.  
Gleich online lesen oder kostenlos im App Store und bei Google Play laden:

Magazin Mitbestimmung.
Jetzt auch als App!



Der mitbestimmungspolitische Stillstand muss über­
wunden werden, das geht am besten mit dem Engagement 
der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten.

Das Treffen der Arbeitnehmer-Aufsichtsräte wird am 29. Juni 
ganz im Zeichen von #Zukunftmitbestimmung stehen. Danach 
werden aktuelle Fragen der Aufsichtsratsarbeit in Workshops 
bearbeitet – unter dem Leitthema Gerechtigkeit.
Gäste sind Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles und der 
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann. Wahlanalytiker Karl-Rudolf 
Korte berichtet, wie die Parteien beim Thema Mitbestimmung 
aufgestellt sind.

Eingeladen sind die Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsräten. 
Weitere Infos: bit.ly/konferenz-aufsichtsraete-2017 und Lasse-Puetz@boeckler.de

TOP-Termin 2017
29. und 30. Juni 2017 in Berlin

Böckler-Konferenz für Aufsichtsräte 2017

Mitbestimmung ist Zukunftsthema

Postvertriebsstück
D 8507
Entgelt bezahlt
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Streit um Fusion

Rentendebatte

Ihre Meinung!  

Wie die Rente armutsfest gemacht und die gesetz-
liche Säule gestärkt werden kann. 

Die Arbeitnehmerseite sagt Nein 
dazu, dass Linde geschluckt wird.

Liegt den Spitzenkandidaten in NRW die 
Unternehmensmitbestimmung am Herzen? 




